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Dragahn-Gorleben 

Sommercamps im Wendland 
Trebel (taz). Auf dem Regionaltreffen 
in Trebel wurden letzten Sonntag 
Perspektiven des Widerstandes gegen 
die W AA Dragahn und das 
Sorgenzentrum Gorleben diskutiert. 
Wir dokumentieren ein dort 
verabschiedetes Papier, das auch von 
den Vertretern der Blliichow­
Dannenberg mitgetragen lvurde: 

Wir schlagen vor, in diesem Jahr wieder 
Sommercamps in der Atomregion Dra­
gahn!Gorleben zu machen. 

Sommercamps, 
8 die gemeinsam von Auswärtigen und 
Einheimischen getragen werden; 
e in denen wir uns Zeit nehmen flir Dis­
kussionenund Auseinandersetzungen, um 
sich gegenseitig kennenzulernen und die 
Situation vor Ort besser einzuschätzen; 
e die ~r zum regen lnf<>austausch und 
breiter Offentlichkeitsarbeit nutzen wollen 
(auch zu anderen Kämpfen wiez.B. Veran­
staltungen zur Startbahn-West, zur Statio­
nierung der Mittelstreckenraketen, zum 
Häuserkampf usw .); 
e in denen wir längerfristige Perspektiven 
flir einen eskalierenden Widerstand ent­
wickeln; 
e in denen wir aufvielfaltige Weise Aktio­
nen gegen Baumaßnahmen am gesamten 
integrierten Sorgenzentrum machen; 
e in denen wir eine größere gemeinsame 
Aktion ftir das Ende des Sommercamps 
vorbereiten; 
e die etwa MitteJuni beginnen und minde­
stens vier Wochen dauern (viel späterwäre 
schlecht, weil wir nicht mitAktionengegen 
die Stationierung der Mittelstreckenrake­
ten ins Gedränge kommen wollen); 
e die vorher in den Städten und in der 
Atomregion sorgfaltig vorbereitet werden. 
Schuld an der Idee von den Sommercamps 
war wieder einmal Väterchen Frust. 

Frust drDber, 

edaßdieAnti-AKW-Bewegungvorsichhin 
. schlummert, während sich die andere Seite 

mächtig ins Zeug legt; 
e daß sich Perspektivlosigkeit breit macht; 

.. Die machen ja eh, was sie wollen. .. ", w Was 
können wir jetzt noch machen, nachdem wir 
fast alles versucht haben", Kleinere Aktio­
nen verkommen zum Tropfen auf dem 
heißen Stein; Müdigkeit nach mehr als 
sieben Jahren Anti-AKW-Arbeit; wenig 
Hoffnung und Entschlossenheit ... , die Zeit 
der .,kalten Aufgüsse" ... ; 

e daß die Angst vor Repression unddiereale 
Bedrohung zunimmt; 
auf der Solidaritätsdemo Lüneburg zu den 
Gorlebenprozessen sind viele schon des­
wegen nicht mitgelaufen, weil sie Angst 
hatten, vom begleitenden Polizeispalier 
eins über die Mütze zu kriegen .•. ; · 

e über mangelnde Kontinuität 
in vielen Städten haben sich die meisten der 
bislang kontinuierlich arbeitenden Anti­
AKW-Gruppen aufgelöst. Gab es in Bre­
men früher mal einen starken BBA,sosind 
jetzt viele in der Anti-Kriegs-Bewegung 
aktiv. In Berlin waren es die Häuserkämp­
fe, woanders vielleicht die Friedensbewe­
gung oder die Grünen. Dadurch werden 
zwar viel stärker als früher die Zusammen­
hänge der verschiedenen Kämpfe klar- es 
geht eben nicht nur gegen die AKW's, 

. sondern gleichzeitig auch gegen die Zube­
tonierung der Städte, die Kriegstreiberei, 
die Ausbeutung und Unterdrückung der 
Dritten Welt, den zunehmenden Sozialab­
bau .•. Die Folge ist aber auch meist das 
sprunghafte Verzetteln von einer Aktion 
zur anderen, was eine Entwicklung und 
Kontinuität schwer macht. Es gibt zwar 
viele spontan gegründete Gruppen zu kon­
kreten Aktionen (z.B. Gorlebendemo und 
Schacht Konrad), aber danach fehlen 
meist Leute, die. weitermachen und neue 
Ideen vorbereiten. 
undsoweiter... euch fallen sicher auch 
reichlich Gründe ein, warum's nicht 
klappt... bei uns hat sich daraus der 
Wunsch entwickelt, diese Stagnation auf­
zubrechen .. und die Sommercamps sehen 
wir als einen Versuch dazu. 
In diesem und im nächsten Jahr entschei­
det sich grundlegend, ob das integrierte 
Sorgenzentrum im Landkreis durchsetz­
bar ist. Beider Dreistigkeit und Zielstrebig­
keit, mit der die Atommafia im Klüngel 
mit den Politikern vorgeht, ist der bisherige 
Widerstand z•1 schwach. 
Wenn wir den nötigen Druck schaffen 
wollen, um das Sorgenzentrum aufzuhal­
ten oder gar zu stoppen, brauchen wir eine 
starke Anti-AKW-Bewegung. 
Für uns heißt das u.a.: 

e wegzukommen von "Eintagsfliegen"; 
einmal im Jahr zur Demo und danach 
Ruhe reicht nicht aus. 
-wir müssen uns Zeit nehmen für längerfri­
stige Aktionen; nicht von einer Aktion zur 
anderen springen, sondern das alte Kon­
zept vom schrittweisen eskalierenden Wi­
derstand bis hin zur Unregierbarkeit einer 
Region wieder aufzunehmen; konkret 
z.B.: eine Planung ftir das nächste halbe 
Jahr (Juni- Dezember) entwickeln; 
e im Idealfall: kurzfristige Konzentration 
vieler AKW-Gegner auf die Region ftir 
diesen Zeitraum; 
e die Bereitschaft jedes Einzelnen zu för­
dern, auch weitergehende persönliche 
Konsequenzen in Kauf zu nehmen; 
e daß wir uns von Aktionen nicht distan­
zieren, nur weil sie illegal sind; 
e daß wir das ganze integrierte Sorgenz­
entrum als Ganzes und nicht nurdie WAA 
etwa vernindem wollen! 
Durch Dragahn wurden wieder viele neue 
Leute mobilisiert. Jetzt kommt. es darauf 
an, daß wir alte Fehler nicht wiederholen 
(Fixierung auf Parlaments- und Gerichts­
entscheidungen; steckenbleiben in Öffent­
lichkeitsarbeit und ~in symbolischen Ak­
tionen ... ). 
Wenn wir entschlossen sind, daß wir 
dte Anlagen verhindem wollen, können 
wir uns gegenseitig Mut machen, der sich 
auch in unseren konkreten Aktionen aus­
drückt. 
Soweit für den Anfang. 
Wentschiremus und liebe Grüße! 
Regionalkonferenz der Atomregio11 Gor/e­
ben/ Dragahn am 13.3.1983 

Diskutiert diesen Vorschlag bitte in euren 
Gruppen und schickt eure Ergebnisse an die 
Kontaktadresse: c/o Hannes Kenipmann, 
Jabel6, 313 Lüchow 9. 

Nächster bundesweiter Vorbereitungs­
treff: 30 April. 14.oo Uhr. Gasthaus 
Behr. Gülden (Liichow-Dannenberg). 
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iC Liebe Abonnentin, lieber Abonnent, iC 
.. .. iC Bisher haben wir den Abos pro Heft immer eine Rechnung beigelegt. Das war sowohl für uns eine Menge Arbeit als auch für 
iC Euch; dazu kamen jedesmal noch die Kontogebühren fürs Überweisen oder sogar Gebühren fürs Bareinzahlen. Das mußte anders ! 

werden, haben wir uns gedacht und so ist es jetzt: ~ ! Die Atommüllzeitung kostet jetzt (inkls. Porto) für 4 Ausgaben DM 14,- im Voraus. iC 
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Kriminalisierung 

ln einer gut vorbereiteten und groß. 
angelegten Aktion sind am Morgen des 
9. März die Büro-Räume des Göttin­
ger Arbeitskreis gegen Atomenergie, ei­
ne Druckerei sowie die Wohnungen von 
Redakteuren und angeblichen Mitarbei­
tern des Atom Express durchsucht 
worden. Gegen sie wurde ein Ver· 
fahren nach § 129a (Werbung für ei­
ne terroristische Vereinigung) einge­
leitet. Begründet werden diese Schrit· 
te mit einer im Atom Express (AE) Nr. 
32 abgedruckten Erklärung der Revo­
lutionären Zellen zum weiteren Wider­
stand gegen den Schnellen Brüter in 
Kalkar, die der Redaktion anonym zu­
gesandt worden war. 

Schon am Vorabend der Durch­
suchung waren Haustüren von Un­
bekannten" so präpariert worden"daß 
sie von außen problemlos geöffnet' wer­
den konnten. Um Punkt sechs Uhr 
drangen jeweils 1 0 bis 15 Beamte des 
Landeskriminalamts ( LKA) Hannover 
in Begleitung von Staatsanwälten und 
bei weiträumiger "Sicherung" durch 
die Göttinger Polizei in die Wohnungen 
ein, wo sie sich bis zu vier Stunden auf­
hielten, um Zimmer zu vermessen, Bü­
cherregale und Unterlagen zu fotogra­
fieren, eine Vielzahl von Schreibma­
schinenproben zu nehmen, Keller und 
Bodenräume auszuleuchten, zwei Au­
tos zu inspizieren und zu durchwühlen 
Akten und Papiere zu sichten und Be: 
schlagnahmungen zu tätigen: Neben 
der gesamten Restauflage des Atom 
Express Nr. 32 wurden auch private und 
politische Adressenlisten, Rechnungs­
durchschläge, persönliche Aufzeichnun­
gen und Broschüren mitgenommen. 
Drei Leute wurden nach Abschluß der 
Durchsuchungen im Göttinger Polizei­
revier erkennungsdienstlich behandelt. 

Seit diesem Tag sind Mitarbeiter und 
Freunde des Atom Express beispiello­
sen Überwachungs- und Zermürbungs­
maßnahmen ausgesetzt. Sie werden 
ganz offen rund um. die Uhr beschat· 
tet, Post und Pakete werden geöffnet 
(einer der Betroffenen bekam einige 
Tage überhaupt keine Post, an die Pri- · 
vatadresse adressierte Briefe finden 
sich verspätet im Postfach des Arbeits­
kre.ises, ein Paket wurde auf dem Weg 
zw1schen Absender und Empfänger to· 
tal mit Pflaster und Klebestreifen ver­
klebt), die Telefone der Atom Express 
Mitarbeiter, ihrer Rechtsanwälte sowie 
von Ratsmitgliedern der Göttinger 
AGIL werden abgehört (Telefonge­
spräche werden unterbrochen die 
Nummer eineF Rechtsanwalts wa~ ·zeit­
weilig blockiert, seltsamte "Konferenz­
schaltungen" machen es möglich, Ge­
spräche zu viert zu führen, die Freun­
din eines Betroffenen wurde, obwohl 
sie die Privatadresse angerufen hatte, 
mit der Arbeitsstätte verbunden) und 
es besteht der Verdacht, daß die Woh-
nungen direkt abgehört werden. Dieser 
zerstörerische Überwachungsterror und 
Psychokrieg, der mit "Ermi~lungstätig­
keit" nun überhaupt nichts mehr zu 
tun hat, soll die Betroffenen einschüch· 

129a 
tern, für Desorientierung und die Er· 
zeugung von Kurzschlußhandlungen 
sorgen. Die Möglichkeit jederzeitiger 
Inhaftierung ohne Angabe von Grün­
den schwebt ständig über den Atom­
expresslern, die Handhabe dazu gibt 
der § 129a. Erster "Erfolg" dieser 
Kam~agne - dem Atom Express wur­
den d1e Büroräume gekündigt. 

Dies ist nicht der erste Versuch die 
Arbeit der Zeitung und des Ar~its­
kreises einzuschränken und zu krimi­
nalisieren. 1979 flogen zwei Spitzel 
des LKA, Politische Abteilung, nach 
etwa. halbjährlicher "Tätigkeit" beim 
ArbeitSkreis auf; 1980 kam eine An­
klage wegen "Aufruf zur Gewalt"; 1982 
wegen "Angriff auf das Fernmeldege­
setz, Beleidigung von Staatsorganen und 
Billigung von Gewalt", beide Verfahren 
wurden eingestellt (das letzte einen Tag 
nach der Razzia). 

ln diesem Fall wird jetzt mit dem 
Holzhammer zugeschlagen, das Verfah­
ren wird gleich vor dem Oberlandes­
gericht Celle eröffnet. Begründung des 
Durchsuchungsbefehls war u.a., daß 
,,sich im Gewahrsam der Beschuldigten 
Aufzeichnungen darüber befinden, wie 
und mit welcher Beteiligung es zur Auf· 
nahme der Erklärung in die Ausgabe 
Nr. 32 gekommen ist." Die gleiche Hof­
fnung hatte die Staatsschütter zur 
Durchsuchung der Redaktion der Ber­
liner Zeitung Radikal im Dezember 
letzten Jahres bewogen.Anlaß war eben­
f~.lls die Kaikar Erklärung der RZ. Ob 
s1ch der Staatsschutz ernsthaft erhofft 
auf diese Weise das Puzzlespiel RZ ,di~ 
sich sowohl aus dem Untergrund' wie 
aus der /G-Meta/1 melden" (AE-Er­
k~ärung). ,,bei deren Erklärungen man 
mcht w1sse, ob sie von den . echten" 
oder ihren Nachahmern stam~en"( so 
der nieders. Innenminister in der "Ge­
waltdebatte" Anfang des Jahres im 
Landtag) zusammensetzen zu können 
st:i da~inge~tell~. Klar hingegen ist, daß 
h1er d1e w1cht1gste Zeitung der Anti­
AKW-Bewegung wegen ihres Gesamt­
zuschnitts" (so der Durchsu;hungsbe­
schluß) mundtot gemacht werden soll 

Wir fordern alle Leser unserer Zei: 
tl!ng auf, sich massiv diesem Angriff auf 
d1e Presse- und Meinungsfreiheit von 
Bürgerinitiativen entgegenzustellen. Die 
Atom Express Redaktion (Anschrift: 
~ostfach 1945,3400Göttingen) braucht 
Jetzt Solidarität nötiger denn je. 

Im Folgenden noch ein Beitrag der 
Atomexpressler zum § 129a und eine 
noch etwas ä!tere (leicht gekürzte) Stel· 
lungnahme von uns, die an taz u.a. Zei­
tu.nge~ gegangen ist. Beigelegt haben 
wtr. ~.Ieser Atom!flüllzeitung eine Soli­
~~ntatsunterschrtftenliste, die ausge­
!ullt nach Göttingen zurückzuschicken 
ISt. 
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Kriminalisierung 

beschlagnahmt! 
( ... ) Diesen Angriff kann nur auf die leichte Schulter nehmen, 
wer völlig blind ist. Was folgt denn aus dem jetzigen Vorgehen 
von LKA und BKA? Schlimmstenfalls wandert der Göttinger 
. Redaktionskern in den Knast. Das allein würde das Ende des 
Atomexpress bedeuten. Aber auch Bewährungsurteile oder 
Geldstrafen könnten den Atomexpress in seiner jetzigen in­
haltlichen Breite gefährden. Unabhängig von subjektiven Wil· 
len macht das Damoklesschwert neuer künftiger "Terrorismus" 
• Kampagnen und Anklagen die Schere im Kopf zum ständigen 
Gast bei Redaktionssitzungen. Eine wirklich offene Debatte 
über alle notwendig erscheinenden Widerstandsformen, über 
längerfristige Strategien etc.pp. ist unter solchen Umständen 
für eine BI • Zeitung mit großer Verbreitung und relativ regel· 
mäßiger Erscheinungsweise kaum noch drin. 
SO ODER SO BESTEHT DIE GEFAHR DAß DER ATOM­
EXPRESS IN SEINER JETZIGEN FORM EINGEMACHT 
WIRD! 

· Die Anti • AKW · Bewegung ist zwar geschrumpft, verfügt 
aber nichtsdestotrotz über eine höhere Organisiertheit, über 
eine bessere Kommunikation und über mehr Erfahrungen mit 
Widerstandsformen jeglicher Art als alle vergleichbaren Bewe­
gungen. Es ist bezeichnend, daß es eine dem Atomexpress 
vergleichbare Zeitung auf sonst keinem Widerstandssektor 
gibt. 

Wir gehen davon aus, daß Zimmermann und Co. den Atom­
express kaputt kriegen wollen weil dieser verankert ist trotz 
bzw. vielleicht auch gerade wegen seiner Bereitschaft, auch 
über militante Strategien eine Auseinandersetzung zu ermög· 
Iichen. 

Die Startbahn - Bewegung hat zuletzt gezeigt, daß die Poli· 
tik der Herrschenden durchaus breite Bürgerbewegungen dazu 
bringen kann, über rein symbolische Widerstandshandlungen 
hinauszugehen. Wie es in dieser Hinsicht mit der Friedensbe· 
wegung weitergehen wird, wenn die Nachrüstung durchgesetzt 
wird und der Krieg näher rückt, ist ungewiß. Viel wird davon 
abhängen, ob. der Widerstand in die staatlich angeordneten 
Schranken gewiesen und somit kalkulierbar gemacht werden 
kann. Daß eine Zeitung wie der Atome>tpress diesem Ziel 
genau im Weg steht, ist klar. Verschwindet er von der Bild· 
fläche, wäre eine potentielle Nahtstelle zwischen "alter-'' 
Anti · AKW · Bewegung und den neuen Massenbewegungen 
zerstört. Aus diesem Zusammenhang heraus ist u.E. die Soli­
daritätsarbeit mit den Göttinaern so unaeheuer wichtia. 

Unsere Solidarität und unser Appell zur Solidarität mit 
den Göttin~rn ist nicht uneiaennützia. Wir haben in unserer 
Redaktion die Göttiger Ereignisse mit den Nürnberger Massen­
verhaftungen ("Komm") und dem Terrorurteil gegen Markus 
und Michael verglichen. ln all diesen Fällen hat die Staats­
macht die Markierungspunkte für das, was in diesem Land 
möglich ist, 9anz hübsch nach rechts versetzt. Es gab dann 
zwar anfänglich eine mehr oder weniger große Empörung, 
aber die Massenverhaftungen n a c h Nürnberg, die Terror­
urteile n a c h ltzehoe (z.B. im Rahmen der gerade laufenden 
Schacht· Konrad verfahren) - alldas wird von den bürgerlichen 
Medien total ignoriert und von linken Medien unter ''ferner 
liefen" gebracht und von den meisten von uns als "nichts 
besonderes" achselzuckend registriert. "Man" ist ja schon 
ganz anderes gewöhnt ... (Es sei denn, es erwischt einen selbst!) 
Gelingt dem BKA in Göttingen der Durchmarsch, dann dürften 
Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmungen etc.pp. auch bei 
anderen BI - Zeitungen zum Regelfall werden. Und laufen 
sie unterhalb des Göttinger "Levels", wird jedermann/trau 
sich schnell daran gewöhnen ... 

Es geht u.E. nicht speziell um die RZ, sondern um die 
Debatte, die auch wir von der Zeitungsarbeit kennen: Sabo­
tageaktionen in Gorleben • kommt das rein, wenn ja: in welch­
er Form etc .. D.h. es geht um die Disziplinierung cier alterna­
tiven Medien ingesamt. 

Wir müssen jetzt die Göttinger Ereignisse an die große 
Glocke hängen, die 2 Millionen· Wählerschaft der Grünen auf­
schrecken, die über den Göttinger Arbeitskreis erhältlichen 
Protesterklärungen in die Initiativen tragen usw .. 

Noch stehen wir mit unserer Forderung nach Einstellung 
der Verfahren nicht mit dem Rücken an der Wand ... 

Aus einer Erklärung der Atommüllzeitung­
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Dragahn· 
Chronologie 

"Überfall" in 
DWK-Infostelle 

Dannenberg. Gestern nach­
rnmag kamen kurz vor 15 Uhr 
etwa 15 b1s 20 Personen, junge 
Frauen und Manner. in die 
DWK-lnfostelle Oannenberg 
und begannen wortlos, sämtli­
ches lnformationsmatel'inl aus 
den Regalen und von den 
Wänden an stch zu nehmen. 
Dat·unler befanden sich auch 
hochwertige Bilddarstellun­
gen. die fest an den Wänden 
angebracht waren. Ihr Spre­
cher .. begründete" gegenüber 
dem OWK-Mttnrbeiter dte 
Aktion mtt dem lnformauons­
bedür[nis. nach zwei Minuten 
war der Spuk vorbei. Oie 
DWK wird wegen dtescs erst­
maligen Vorfalls keine Anzei­
ge erstatten. Sie appelliert je­
doch an die Betethgten ... vor 
emem Dialog nicht zu 
kneifen" 

3.2.83 Das Landvolk Hitzacker spricht sich mit 40 gegen 11 
Stimmen bei 8 Enthaltungen gegen eine WAA in Dragahn aus . 
.,Wir sehen in diesem Vorhaben eine unmittelbare Bedrohung 
der Existenz unserer landwirtschaftlichen Betriebe." 
18.2.83 Die_E.DP Lüneburg lehnt die WAA in Dragahn ab, da 
dieses Gebiet durcfl l and - uöcl Forstwirtschaft gepragt se1. 

20.2.83 Mit 300 Treckern und 2.500 Freunden demonstrie· 
ren Bauern aus Lüchow- Dannenberg und aus den Kreisen LÜ· 
neburg und Uelzen gegen eine WAA in Draghn. Anlaß ist die 
bevorstehende Gemeinderatssitzung in Karwitz. Dem Samtge-
meindebürgermeister Wojahn wird auf dem Marktplatz in Dan· 
nenberg eine Resolution der Bäuerlichen Notgemeinschaft Ü· 
herreicht. Gefordert wird ein "eindeutiges und unwiderruflich­
es Nein" gegenüber Albrecht und der Atomindustrie. 

21.2.83 Unter dem Motto ,.Schweigen für das Leben" erinnern 
Bürger und Pastoren an die vor sechs Jahren getroffene Entschei­
dung zur Errichtung von Atomanlagen im Landkreis. 
23.2.83 Der Rat der Gemeinde Nahrendort spricht sich gegen 
eine WAA in Dragahn aus. Der Karwitzer Gemeinderat stimmt 
mit 5 gegen 4 Stimmen für eine Standortuntersuchung in Dra­
gahn aus. Die Ratsherren werden anschließend unter Polizei­
schutz in ihre Häuser gebracht. 

25.2.83 ln einer " turbulenten" Sitzung wird Fri tz v. Blottnitz 
z~!'fl Vorsitzen_den des ~andyolk-Bezirksverbandes Lüchow ge­
wahlt. Er gehort zur Bauerlichen Notgemeinschaft und zu den 
Landwirten, d ie wegen der Treckerblockade 1979 vor Gericht 
gestell.~ und verurteilt wurden. ~uch er hatte wegen der ,.neu- 11!1 .. _..; 
trale~ Haltu_ng des .Landvolks !n Sachen WAA seine Beiträge 
storn1ert. ln emer we1teren Abstimmung stimmten 18 Landwir· l.~iJ~l.l 
te für Dragahn, 83 dagegen. .. 

1.3 .83 Das 1980 noch als Vorranggebiet für die Wasserversor· :;;.;J~I.JIO--.iliioiiiUI 
gung ausgewiesene Dragahn/Karwitz taucht plötzlich in den 
Raumordnungskarten für 1983 nicht mehr auf. 
2.3.83 Der Verein Naturpark Elbufer- Drawehn sieht keine ln­
teressenkollision zwischen einer WAA in Dragahn und dem Na­
turpark. Eine Diskussion zu dem Thema wird abgelehnt. Der in 
~iner Funktion als Oberkreisdirektor Poggendorf, der gleichzei· 
t1g Antragsteller für die WAA ist, sieht keinen Anlaß für seinen 
von Einzelmitgliedern geforderten, Rücktritt. ' 

3:3.83 Der Samtgemeinderat Danneoberg lehnt nach dreistün­
dlger Debatte mit 16 gegen 14 Stimmen eine Standortuntersuch­

T ung in Dragahn ab. 
7.-3.83 ~~hrend der ~enera lversammlung des Milchkontrollver- t\Jb h~ 1) 
ems erklart der Vorsitzende, Adolf Marquard, der Verein stehe ec . 
weder pro nach kontra zur WAA. Der Verein solle sich nicht • 
auch noch auseinanderdividieren, wie es bereits die Kreisland- ..... _ _,.t f1S Os 
volkspitze fertigbekommen habe. · :;· ~ ~.)1 ' 

12.3.~3 N.ach der SPD-:-Fraktion spricht sich auch die UWG- ON S 
FraktiOn 1m Samtgememderat Danneoberg gegen die Behaup-
tung aus, der Beschluß gegen die WAA sei unter starkem äuße­
rem Druck zustande gekommen. Wenn es überhaupt Pressionen 
gegeben ha~, d~nn ausschließlich vonseitender OWK und der 
CD!,! gegenuber 1hren Fraktionskolligen, die die WAA aus inne· 
rer Uberzeugung ablehnen. 

~~:Jii~i:~~~~:i~~~~= 14.3.83 Die Ärztliche Arbeitsgemeinschaft Atomenergie und 
·•-·; Umweltschutz fordert Albrecht auf auf einen WAA-Standort 

Dragahn zu verzeichten. ' 
16.3.83 Die Vo!lversa!":'mlung ~~r Handwerkskammer Lüneburg 
Stade verabschiedet eme pos1t1Ve Resolution zum Bau einer 
WAA in Dragahn. 
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17.3.83 Bei einer Bezirksversammlung des Wustrower Land· 
volks sprechen sich 2/3 der Mitgleider gegen eine WAA im 
Landkreis aus. 
18.3.8~ Der Stadtrat Hit2acker schließt sich mit 8 gegen 4 Stirn· 
men eaner Resolattt>rrOeS Landvolk-Bezirksverbanoes flitZ· 
~cker an, in der sich die Landwirte entschieden gegen eine WAA 
an Dragann wenden. 

20.3.83 ~it 4 Ge9enstimmen, bei einer Enthaltun.s.Jjlllnt_der 
Gorlebener Geiiieanaerat eine st"ell!.angnahrile ~u.J).ragabn...und 
damit einen Antrag der UWG ab. Der Gemeinderat hat~ damals 
seine ..f.ustrmmung zum Z.wischtlnl.ageL..II.OJ:D..Jleaicht..auJ elne 
'ITAA im Landkreis abhän~acht. 

22.3.83 ln einer Pressekonferenz gibt ~!brecht bekannt, daß 
sich die nieders. Landesregierung für den Bau ejner WA8. in 
Dragahn entschiede"!'~ hat. Sae wira einen Antrag der DWK ent· 
gegen nehmen und prüfen. Während der Pressekonferenz kom· 
men fünf Frauen der BI Lüchow- Dannenberg in das Gästehaus 
und wollen mit Albrecht sprechen. Die Pressekonferenz wird 
unterbrochen. bis die Frauen das Haus wieder verlassen. 

Rund 70 AKW-Gegner treffen sich auf dem Dannenberger 
Marktplau zu einem einstündigemSc.hweigen,dazu läuten meh· 
rere Minuten die Glocken. Anschließend demonstrieren 300 
Gegner mit einem Fackelzug durch die Stadt. H.W. Zachow 
erklärt auf der Kundgebung: "Der Beschluß der Landesregie-
rung ist eine Provokation zum Unfrieden." (EJZ v. 24.3.83) 
Am Abend f indet eineimprovisierte Veranstaltung mit 200 Men­
schen statt. 

Die Jahreshauptversammlung der Deutschen Postgewerk· 
schaft (DPG), Ortsverwaltung Danneoberg fordert die Mitglie· 
der der DPG im Bundesvorstand und Bundesausschuß der DPG 
auf, sich dafür einzusetzen, daß der DGB eine WAA im Land· 
kreis Lüchow-Dannenberg ablehnt. 

23.3.83 30 Mitglieder der BI stellen sich zu einem Schweige. 
Protest in die hannoversche Innenstadt. 
Der Samtgemeinderat Gorleben befürwortet mit 9 gegen 3 
Stimmen eine WAA in Dragahn. Bürgermeister der Samtge· 
meinde ist Rathje, der der Vorzeige · WAA · Gegner der CDU 
war. aber nach den Bundestagswahlen seine Meinung änderte. 

24.3.83 Die SPD . Fraktion im Dannenberger Samtgemeinde-
rat kritisiert die Entscheidung der Landesregierung. 
25.-28.3.83. ln Hannover findet das Gorleben . Dragahn • 
HearinQ statt, das von der Gruppe Ökologie, Hannover, 
organistert wird. (siehe hierzu S. ) 

28.3.83. Vor 450 Zuhörern werden in Danneoberg die Er­
gebnisse aes Heanf!90s '"Zasammengetaßf_,_. AnsclilTeßend be· 
rtCtitet Friu Burckhardt, Vorsiuender aer Schwandorfer BI 
vom Widerstand in Bayern. 

29.3.83 Der Landessuperintendaent Tielemann erklärt in 
einem Interview, daß er die Entscheidung der Landesregierung 
respektiere. Er wies auf die Notwendigkeit hin, im Gespräch 
miteinander im Landkreis Lüchow-Dannenberg nicht zu 
resignieren, sondern einen neuen Anfang zu machen."Die 
Aufgabe der Kirche muß es sein... für ein offenes Gespräch 
zwischen allen Gruppen einzutreten und sich an diesem 
G(}Spräch zu beteiligen. Voraussetzung dafür ist, daß der 
Rechtsfriede im Landkreis erhalten bleibt und daß alles ge­
tan wird, die gegenseitige Glaubwürdigkeit wieder herzu· 
stellen." (EJZ. v. 30.3.83) 

30.3.83 Der ehrenamtliche Leiter des Museums in Dannenberg, 
Dr. Rudolf Birkholz, erklärt in einer Zeitungsanzeige, daß er 
aus Protest gegen den Bau einer WAA in Dragahn das Museum 

____ ._ab l.Juni 1983 nicht mehr betreten wird. 
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lllllltECHT: 
Dreieinhalb Monate nach dem Tref­

fen Albrechts mit Lüchow-Dannenber­
ger Kommunalpolitiker, bei dem über 
den Bau einer WAA im Landkreis Lü­
chow-Dannenberg gesprochen wurde, 
fiel die Entscheidung: Dragahn soll 
Standort für eine WAA werden .. .Q!.r 
S.tan.dort liegt im Naturschutzpark Elb­
ufer-Drawehn. auf einem Gelände, das 
die nieders. Landesregierung vor eini9er 
Zeit zum bevorzugten Wassergewm­
nungsaebiet erklärt hatte. Aber. so At­
brecht in ejnem Interview. Wasserge­
wjnnungsanlagen könne man auch ver­
setzen. 

JA -ZIIM ITIIIIJfJRT 
Bereits bevor die Landesregierung 

die Entscheidung bekanntgab, hatte es 
zahlreiche Protesterklärungen- und 
Aktionen gegeben. Die Lüchow-Dan­
nenberger Pastoren warfen Albrecht 
einen "unverantwortlichen Umgang mit 
der Wahrheit" vor, in kurzer Zeit grün­
deten sich neue Bis, alte wurden wie­
der aktiv, in den umliegenden Ortschaf­
ten sprachen sich Gemeinderäte und 
teilweise bis zu 2/3 der wahlberechtig­
ten BevölkerUJ1g gegen eine WAA aus, 
ebenso zahlreiche Gewerkschafts- und 
Landvolkbezirksgruppen, Der Kreistag 
und der Gemeinderat in Karwitz ( Dra­
gahn ist eine Ortschaft der Gemeinde 
Karwitz) stimmten mit knapper Mehr­
heit für eine Standortprüfung, der Samt­
gemeinderat Danneoberg sprach sich 
dagegen aus. 

Albrecht führte während einer Pres­
sekonferenz aus, die Landesregierung 
sei sich bewußt, daß die Errichtung ei­
ner WAA in der Bevölkerung umstrit­
ten sei. Die Landesregierung wollte an­
gesichts der langjährigen Diskussion ihre 
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Entscheidung nicht treffen, ohne vor­
her den gewählten Vertretern des Land­
kreises, der Samtgemeinde und der Ge­
meinde die Gelegenheit zu geben, sich 
dazu zu äußern. Albrecht erklärte da­
zu: "Ich habe immer gesagt, daß mit 
hoher Wahrscheinlichkeit die Landes­
regierung diesen· Voten folgen würde, 
wenn sie eindeutig wären." (LZ 24.3. 
83) Er sei davon überzeugt, daß die 
Entscheidung für die BRD sowie auch 
und gerade für die Menschen in Lü­
chow-Dannenberg wichtig sei. 

ln einem Interview verwies er bei 
der Frage nach der Akzeptanz einer 
WAA durch die Bevölkerung auf die 
Bundestag"swahl. Die Grünen hätten 
nur 14% der Stimmen bekommen, ob­
wohl sie dafür geworben hätten, die 
Wahl zu einem Volksentscheid über 
die WAA zu machen. Abgesehen davon, 
daß Bundestagswahlen immer überwie­
gend bundespolitische Aspekte haben, 
ist es durch und durch verlogen, wenn 
Albi den Eindruck zu wecken sucht, ei­
ne Mehrheit der Bevölkerung sei für die 
WAA.Die CDU, die sich als einzige Par­
tei im Landkreis für eine WAA ausge­
sprochen hat, rutschte (im Unterschied 
zur letzten Landtags -;- bzw. Kommu­
nalwahl) mit 48% auf Landkreisebene 
unter die 50 % Marke und in der WAA 
Region z.T. auch unter die 40%. Auch 
die höheren Gewinne der Grünen (7 ,4 
%) sind ein WAA-Signal. Jn der be­
troffenen Samtgemeinde Danneoberg 
gewannen sie im Vergleich zur letzten 
Bundestagswahl 10%, während die drei 
anderen Parteien Stimmen verloren.Jn 
der Gemeinde Karwitz ist das Ergebnis 



noch deutlicher. Hier verloren wieder 
die drei Parteien (die CDU verlor .1 0 ,3% 
und d ie Grünen gewannen 18,6 %. 

Zudem ist es sicher kein Einzelfall, 
daß sich z.B. in der Gemeinde Rehbeck 
wenige Monate vor der BundestagSWahl 
70 % der Bevölkerung gegen Atomanla­
gen ausgesprochen haben, die CDU a­
ber dort 51 % der Stimmen bekam. 
Diese Umfrageergebnisse,die in anderen 
umliegenden Gemeinden von Dragahn 
ähnlich hoch waren, hielten die Kreis· 
tagsabgeordneten und die Vertreter im 
Karwitzer Gemeinderat nicht davon ab, 
gegen den Willen der Mehrheit der Be­
völkerung für eine WAA zu stimmen. 
Die CDU- Kreistagsfraktion hat nicht 
ohne Grund die von der SPD vorgeschla­
gene Volksbefragung (die aber keiner­
lei rechtliche Bedeutung hättel zur 
WAA abgelehnt. 

Als wichtigste Gründe für die Ent­
scheidung nannte Al brecht: Die Wieder­
aufarbeitung verhindere die Energie­
verschwendung und erleichtere die End· 
Iagerung. Eine WAA könne, wie das 
Gorleben-Hearing 1979 gezeigt habe 
sicherheitstechnisch so gebaut und be: 
trieben werden, daß von ihr keine Be­
einträchtig!Jng der Gesundheit der Be­
völkerung ausgehe. Für den struktur­
schwachen Landkreis stelle die Ansied­
lung ,,einer solchen chemischen Fabrik 
eine einmalige wirrschaftliehe Chance 
dar". Albrecht betonte, seine Regierung 
sehe keine Möglichkeit die wirtschaft­
liche Zukunft des Krei~s durch andere 
Maßnahmen in vergleichbarer Weise zu 
sichern. Die räumliche Nähe des Stand­
ortes Dragahn zu dem noch im Bau be­
findlichen Zwischenlaoer in Gorleben 
sei weniger entscheidend gewesen. Ab­
er gerade diese Nähe ist der Grund da­
für, d4ß die Landesregierung wenige 
Tage nach der Entscheidung er· 
klärte, das Eingangslager für die WAA 
könne möglicherweise kleiner gewählt 
werden, zumal Zwlschenlagerkapazia­
tät im Kreis vorhanden sei. 

Die WAA, die 350 to pro Jahr um­
setzen soll (die DWK schließt eine Ver­
doppelung für später nicht ausl# · soll 
1.600 Arbeitsplätze schaffen . Durch 
Gewerbesteuern und Aufträge an klei­
nere Betriebe soll Kaufkraft in die Re­
gion gelangen. j!ID_ejnem Gespräch mit 
dem Fraktionsvorsitzenden der Grünen 
im njeders. yndtaa. Mombaur . gab 
Albrecht zu, daß sich die Kosten der 
WÄÄ nicht wie offjziel! angegeben. auf 
4.5 Mrd. QM, sondern auf mjnclestens 
8 - 10 Mrd. DM belaufen werden . A­
ber, trotzaller wirtschaftlichen Vorteile 
erklärte Albrecht, gelte der Grundsatz: 
SicherheitvorWirtschaftlichkeit."Wenn 
sich· aus den Prüfungen ergeben sollte, 
was wir auf Grund der vielfachen Infor­
mationen, die wir bereits haben, nicht 
annehmen, daß es hier unüberwindba­
re Hürden gibt, dann muß alles andere 
dahinter zurücktreten." (LZ 24.3.83). 
Diese Aussage Ist (sicher ) so glaubhaft 
wie seine Aussage von 1982, im Land­
kreis Lüchow- Oannenberg keine WAA 
zu bauen. 

Die Landesregierung will das Projekt 
offenbar schnell vorantreiben. Berejts 
48 Stunden nach cler Kabjnettsentscbei· 
dung wurde die Marschroute für das 
wejtere Vorgehen festoeleqt. Zunächst 
soll das vorhandene Raumordnungs­
programm mit dem Ziel geändert wer· 
den, Oragahn als Vorrangsstandort für 
die geplante Anlage auszuweisen. Oie 
Gemeinde Karwitz ist dann gezwungen, 
ihren Flächennutzungsplan anzupassen, 
und gegebenfalls einen Bebauungsplan 
auszuarbeiten . " Denkbar wäre es aber 
auch, die Wiederaufarbeitungsanlage ge­
mäß dem Bundesbaugesetz als Bauen 
im Außenbereich zu betrachten, was er­
lauben würde, auch auf anderem Wege 
zu der nötigen Anderung des Bebau· 
ungsplanes zu gelangen. " (Rundblick 
nach EJZ v. 24.3.83). Das Verfahren 
soll 1984 abgeschlossen werden. 

Im Anschluß an das Raumordnungs• 
verfahren soll das atomrechtliche Ver· 
fahren fo lgen. Die Landesregierung war· 
tet jetzt auf den Sicherheitsbericht der 
DWK. "Es wird davon ausgegangen, daß 
trotz der Parallelität (zu Bayern) im 
Verfahren der Bericht für Dragahn in 
bestimmten Einzelfragen anders gestal· 
tet sein muß, als der Bericht in Schwan­
dorf, weil die örtlichen Gegebenheiten 
unterschiedlich sind" (HAZ v. 25.3.83) 
Albrecht rechnet 1985 mit der ersten 
Teilerrichtungsgenehmigung. Ungeklärt 
ist noch, wie die mit Bayern zeitliche 
Parallelität im Genehmigungsverfahren 
für die WAAs herzustellen ist. ln Bayern 
hatte die OWK im Oktober 1982 das 
atomrechtliche Genhmigungsverfahren 
für die WAA beantragt. 

Ungeklärt ist auch, ob beide WAAs 
gebaut werden, oder nur ein!!. Albrecht 
erklärte dazu. daß zwei WAAs, die 
gleichzeitig in Bayern und Niedersach­
sen gebaut würden, zuviel für die Bun­
desrepublik seien. Für den Fall, daß 
zunächst wirklich nur eine WAA ge. 
baut werden soll, will man in Nieder· 
sachsen sicher gehen, daß die WAA in 
Niedersachsen gebaut wird. So wurden 
imRundblick,einerZeitung, die der nie· 
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ders. J...andesregierung nahe steht, be· 
reits am 22.2.83 einige Vorschläge ge. 
macht, wie man den Vorsprung der 
Bayern noch einholen k"nn : "Wenn 
schon Dragahn ein Konkurrenzprojekt 
zu einer denkbaren WAA in Bayern ist, 
wird man zum Beispiel wissen müssen, 
was dort geschieht oder unterbleibt ... 
Im Kem laufen alle Anregungen des 
Wirrschaftsministeriums auf die -
nicht gestellte Frage - hinaus, wie si· 
eherzustellen ist, daß der Standortwett­
bewerb mit Bayern nicht deshalb ver· 
Ioren geht, weil man etwas zu tun ver­
säumt hat, das hätte getan werden 
können. Organisatorisch und personell 
schließt das die Frage ein, ob die Re­
gierung nicht mehr braucht als einen 
Staatssekretiirausschuß. Denkt man das 
Thema weiter, so könnte ein Arbeits-

stab nicht schaden, dereigensdazu ge­
bildet wird, sich im Alltag und auch im 
Alltäglichen um das Projekt zu küm­
mern. Die wirtSChaftlich- politische 
Bedeutung einer solchen Anlage würde 
solchen Schritt rechtfertigen. " 

Auch in Bayern denkt man an dieses 
"Problem" . Dr. Fischer, Staatssekretär 
im bayrischen Umweltministerium er­
klärte in der Mittelbayrischen Zeitung, 
daß wenn in Niedersachsen die erfor­
derliche Genehmigung rechtzeitig er­
teilt würde, werde die Anlage dort ge­
baut, und in einem überblickbaren 
Zeitraum sei es nicht denkbar, daß zwei 
Anlagen errichtet werden. Bei dem 
Bürgermeistertreffen in Schwandorf 
(Kantelberg aus Gorteben, Ebner, 
Wachersdorf, Wiendl, Bodenwöhr, Or. 
Salander, OWK) wurde der bayrischen 
Anlage eine schnellere Realisierung zu­
erkannt, da die Verfahren wegen der 
günstigeren Besitzverhältnisse schneller 
abgewickelt werden könnten. 

Wofür sich die OWK und die Politi­
ker auch entscheiden, die Entscheidung 
wird mit Sicherheit gegen die Bevölke­
rung und auf ihre Kosten gefällt wer­
den. 
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Welche Auswirkungen hat die 
W AA auf die Wirtschafts· 
struktur des Wendlandes? 

De.r Landkreis Lüchow-Dannenberg 
liegt im östlichsten Teil Niedersachsens 
an der Grenze zur DDR, in die er wie 
ein Dreieck hineinragt. Von den 222 
km Kreisgrenze entfallen 142 km auf 
die Grenze zur DDR und nur 80 km auf 
die angrenzenden Kreise Uelzen und 
Lüneburg. Mit 1.216 qkm ist er einer 
der größten Kreise der BAD. Die nur 
knapp 50.000 Einwohner machen ihn 
aber mit nur 40 Einwohnern/qkm zum 
dünnst besiedelten Gebiet der Bundes­
republik. 

Vor Ende des 2. Weltkrieges war der 
Kreis wirtschaftlich eher nach Osten 
auf die zentra!fn Orte Dömitz, Lenzen 
und Schafwedel orientiert. Entsprech­
end waren auch die Verkeh{SVerbind­
ungen ausgerichtet. Eine Umorientie­
rung erfolgte nur langsam und noch 
heute sind im Landesraumordnungs­
programm die Straßen Lüchow-Schnak­
kenburg und Dannenberg-Dömitz als 
Verbindungsstrassen zu den alten, heu­
te in der DDR gelegenen Venorgungs­
zentren ausgewiesen. Dennoch sind es 
heute die Städte Uelzen und Lüneburg 
die den Q8hObenen Bedarf auch für den 
LandkreiS Lüchow-Dannenberg abdek­
ken. Mittelzentrum im Kreis ist die mit 
ca. 9.000 Einwohnern größte Stadt 
Lüchow. 

Jedem Besucher fällt sofort die über­
wiegend_ agrarische Struktur des Krei­
ses auf. 64% der gesamten Fläche wer­
den landwirtschaftlich genutzt, wei­
tere 37% sind Nutzwälder. Entsprech­
end lst auch die Verteilung der Arbeits­
plätze auf die einzelnen Wirtschafts­
bereiche. Aus Tab. 1 ergibtsich der ü­
berproportionale Anteil der in der 
Land- und Forstwirtschaft Beschäf-

tigten. Besonders deutlich wird dies 
beim Vergleich mit dem im gesamten 
Bundesgebiet beschäftigten Arbeit­
nehmern; Stark unterrepräsentiert ist 
die Zahl der im verarbeitenden Gewer­
be Beschäftigten, wobei hier auffällt, 
daß diese Arbeitnehmer fast aus­
schließlich in Klein- undKieinstbetrie­
ben Arbeit finden. 
Diese Arbeitsmarktstruktur wird vor 
allem von den Politikern des Landkrei­
ses als nachteilig empfunden. Seit den 
50ger Jahren wird versucht, hier größ­
re Betriebe anzusiedeln , weil man 
glaubt, ·der Bevölkerung nur dadurch 
ausreichend Arbeitsplätze sichern zu 
können. ln der Tat ist der Anteil der 
Arbeitslosen hier mit etwas über 20% 
deutlich höher als etwa in Niedersach­
sen. Diese Bemühungen brachten bisher 
nur mäßigen Erfolg, praktisch gelang 
nur die Ansiedelung von 2 Betrieben, 
nämlich der Kugelfabrik SKF, die hier 
ein Zweigwerk mit ca. 1.000 Arbeits­
plätzen errichtete, und von Conti mit 
ca. 200 Arbeitsplätzen. 

Obwohl Betriebansiedlungen em 
Kreis UichÖw-Dannenberg mit 25% aus 
der sog. ,.Zonenrandförderung" unter­
stützt werden, ist es qerade dieses In­
strument, das sich heer für den Kreis 
nachteilig auswirkt: Es gilt nämlich für 
die Kreise Uelzen und Lüneburg in glei­
chem Maße, und diese haben autvrund 
der besseren Infrastruktur und kurze­
ren Entfernungen zu den Ballungsge­
bieten die weltaus besseren Vortaus­
setzungen für eine lndustrieansledlu~. 

Ebenfalls nachteilig· für den Kreis met 
seiner großen Fläche und der geringen 
Einwohnerzahl macht sich da$ nieder­
sächsische Finanzausgleichsgesetz be-
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merkbar. Mit diesem Instrument sollen 
sog. ..industrieschwache" Gebiete ~­
fördert werden, wobei sich die Hohe 
der Förderungssumme nach der Zahl 
der Einwohner richtet. Für- Lüchow· 
Oannenberg, das z.B. für einen Ausbau 
des Verkehrssystems auf Grund seiner 
räumlichen Größe hohe Summen be­
nötigt.&_ stehen nur vergleichsweise ge­
ringe ~eldmengen zur VeFfügung. 

Dennoch ist (jie Zahl der Einwohner 
erstaunlich konstant (vergl. Tab. 2). 
Die geringe Bevölkerungsabnahme der 
letzten Jahre ist auf das in der gesamten 
BAD übliche Geburtendefizit zurück­
zuführen. Betrachtet man das Wande-

. rungssaldo, so ist praktisch in allen Al­
tersgruppen, mit Ausnahme der 18 -
25jährigen ein deutliches Plus zu ver­
zeichnen. Dies Ist ein Indiz dafür, daß 
für viele Menschen gerade die heutige 
Struktur des Landkreises ein größerer 
Anreiz ist hier zu leben. 

Um diese Tendenz weiter zu fördern, 
müßte man also vom bisherigen Sys­
tem der Förderung großer Industrie­
ansiedlungen, das sich zudem als eher 
wirkungslos erweißt, abkehren und 
kleine und Kleiostbetriebe, etwa Hand­
werksbetriebe, fördern, die für den 
Bedarf des Landkreises produzieren, 
bzw. Veredelungsbetriebe fürlandwirt­
schaftliche Produkte ansiedeln. Eine 
weitere Entwicklungsmöglichkeit ist 
mit Sicherheit der Fremdenverkehr. 
Hier hat Lüchow-Dannenberg mit seiner 
relativ unzerstörten Landschaft, einer 
Vielzahl von noch ursprünglich erhal­
tenen Siedlungen und seine.r günstigen 
Lage zu den Ballungsgebieten Hamburg, 
Berlin und Hannover/Braunschweig 
günstige Entwicklungsmöglichkeiten. 

Wie verträgt sich die Ansiedlung von 
atomaren Großtechnologien mit der 
Struktur dieser Region? 
Es ist unbltstreitbar, daß die Investition 
von ca. 10 Mrd. DM, die eine WAA 
wohl kosten wGrde, einen deutlichen 
Effekt auf dem Arbeitsmarkt der Regi­
on hätte. Dies gilt zunächst in beson­
derem Maße für die Sauwirtschaft. 
Etwa 3.000 Arbeitsplätze werden für 
die relativ kurze Bauphase anfallen. 
Kommen diese Arbeiter in erster Linie 
aus dem Kreisgebiet, so muß die Kapa­
zität der Bauwirtschaft mindestensver­
doppelt werden, d.h. es wird aufgrund 
eines Sonderprojektes eine Oberkapa­
zität aufgebaut, die nach Beendigung 
der Baumaßnahmen verstärkt für Pro­
bleme sorgen wird. Zusätzlich wird ein 
dort zu erwartendes hohes Lohnniveau 
zur Abwanderung von Arbeitskräften 
vor allem aus der Landwirtschaft füh­
ren, was den positiven Arbeitsmarkt­
effekt zum Teil wieder aufheben wird. 
Zusätzlich für die Landwirtschaft nach­
taUig auswirken wird sich der sog. ,.La 
Hague -Effekt", d.h. es wird eine Ver­
schlechterung der Vermarktungsmög­
lichkeiten eintreten . 



Wie sehr dies auch für den Fremdenver­
kehr bereittt im Vorfeld der Errichtung 
von atomaren Anlagen gilt, zeigt der 
Beschluß des Landkreises, nicht mehr 
unter dem N ,en Lüchow-Dannenb8rg 
zu werben, c\a ... ~serdurchdie Projekte 
Gorleben und Dragahn negativ belanet 
sei. 

Nach Angaben der DWK sollen wäh­
rend des Betriebes einer WAA 1.600 
Menschen beschäftigt werden. Zur fra­
ge, ob diese Arbeitskräfte aus dem 
Raum Lüchow-Danneberg kommen 
werden, schreibt der gewiß nicht als 
atomfeindlich zu bezeichnende DGB: 
"Die Mehrzahl der neuen Arbeits­
plätze setzt· zudem eine hohe fachli­
che Qualifikation der Bewerber vor­
aus, so daß eine WAA wahneheinlieh 
nur beschränkt dazu geeignet ist, die 
Arbeitsmarktprob/eme, etwa der Re­
gion Lüchow-Dannenberg zu ve"in-

.J}ern oder gar zu lösen." 
Ahnliches zeichnet sich beim Endla­
gerbau in Gorleben ab, wo jm Mij mjt 
der Abteufunä des ersten Schachtes 
begonnen wer en soll. Von den 300 
~ngg,~z~n Arbeitern werden maxi 
mal11maus der Re Ion kommen. 
ßr: . Tacke tai.Ste das Problem auf 

dem Gorleben/Dragahn Hearing in 
Hannover so zusammen: 

"Durch ... das Projekt WAA kommt e1 
notwendig zu einer einseitigen Aus­
richtung der Wirtschaftsstruktur ln 
dem Landkreis Lüchow-Dannenberg 
auf den Bau und den Betrieb dieser 
Anlage. Die Folge dieses Nachfrage­
schubs ist die Destabi/isierung des 
gewachsenen lokalen Arbeit8mark­
tes." 

Bleibt die Frage, ob sich die Ansiede­
lung von atomaren Großanlagen we­
nigstens für die Kommunen lohnt. Hier 
hat der Kreis mit dem Zwischenlager 
in Gorleben einschlägige Erfahrungen. 
Obwohl das Land die ,,besonderen 
Belastungen des Landkreises durch 
Anlagen zur nuklearen Entsorgung bei 
Gor/eben'' mit einer Pauschalzahlung 
abgelten wird, so ist doch im Vorbe­
richt zum Haushaltsplan 1983 für den 
Landkreis zu lesen: 
" ... Dieser Betrag reicht nicht aus, um 
die im investiven Bereich durch die 
Vorhaben zur nuklearen Entsorgung 
ausgelösten und erforderlichen M118-
nahmen ..• zu finanzieren." 

Dem ist eigentlich nicht hinzuzufügen . 

Johannes Kempmann 
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WAA Dragahn 

SCHMIERGELD FÜR'S LANDVOLK 

Im Landkrejs Lüchow-Dannenberg überlegen landwirtschaftliche Funktionäre 
zur Zeit, wie sie aus dem gepJanten Bau der Wiederaufarbeitungsanlage Nutzen zie­
hen können. Im Landvolk-Kreisverband und in der CDU-Kreistagsfraktion werden 
Pläne zur Verbesserung der Agrarstruktur, die nur mit staatlichen Zuschüssen ver­
wir'": licht werden können, erarbeitet. Der Grund dafür ist ejn Brief den Albrecht 
tii1...25. Januar an den VorsitZenden des Landyolk Kreisverbandes schrieb. ln den 
Brief, der vor den Abstimmungen in den Kommunalparlamenten geschrieben wurde, 
hatte Albrecht versichert, die Landesregierung werde Fördermaßnahmen ,,ernsthaft 
priift~n" wenn Vorschläge eingereicht würden, die "Hand und Fuß" hätten. Im sel­
ben Schreiben äußerte Albrecht Verständnis dafür, daß sich d~s Kreislandvolk ,,hin­
licht/ich der Standortfindung für eine Wiederaufarbeitungsanlage" neutral verhalte. 
Die Landtagsfraktion der Grünen stellte am 5. April eine dringliche Anfrage, in der 
sie wissen will, ob ein Zusammenhang zwischen der ,,außerplanmäßigen Förderung 
der Landwirtschaft in Lüchow-Dannenber,g" und der geplanten WAA in Dragahn 
besteht. en h muß davon au ehen daß die in Aussicht estellten Zuschüsse - es 

3 M'o · M die Rede- dazu benutzt wurden die entsprec en en sttm-
mwngen l!:L.d.e._n_KQ.ffi!!'IUnal(;!,rlamenten zu beeinflussen. Dies wird auc urc te 
A~n des fträsidenten des nieders. Landvolk-Verbandes, Rode, gegenüber der 
~,Hennoverschen AUgemeinen Zeitung" (HAZ) deutlich. Für Rode steht es fest, daß 
sich der Bau derWAA negativ auf die landwirtschaftliche Porduktion auswirken wird. 
""Fooglich muß llier etwas getan werden, aber auch der Fremdenverkehr hat einen 
AltfiP/'UCb wf Aflf(lleichsleitungen." (HAZ v. 6. April 83) Er erinnerte in dem Zu­
semmenhang an eine Resolution vom Januar dieses Jahres, in der das Landvolk eine 
Gar~ie für uneing~ränkte Nahrungsmittelproduktion im Wendland und einen 

• • finanziellen Ausgleich für ,,mögliche Rufschäden der landwirtschaftlichen Erzeugnis-
: 41• aus der Umgebung der. WAA in Dragahn verlangt. Das nieders. Landvolk erklär­
• te damals, es verfolge die Überlegungen der Landesregierung mit großer Sorge (nach 
: E.lZ v. 25.1.83t Oer Brief von Albrecht an das Kreislandvolk wurde nach dieser Er­
• klärung geschrieben, und nachdem zahlreiche Bauern aufgrund einer Anregung der 
: Bäuerlichen Notwmeinschaft, die Beiträge für das Landvolk storniert hatten, um 
• eine Erklärung vom Vorstand zum "Neutralitätsverhalten" zu bekommen. 
.: tn einem Gespräch mit Rode hatte Albrecht zu erkennen gegeben, daß die Lan­
•· desregierung bereit sei, ein Beweissicherungsverfahren auf ihre Kosten durchführen 
.: ~u tassen. Rode betonte, daß die Verteilung der Zuschüsse nach den geltenden ge­
• .setz1ichen Bestimmungen 110rgenommen werden müssen. Er wandte sich gegen eine 
: zu. offensichtliche Sonderregelung für das Wendland, zumal in einem solchen Falle 
• sicherllch mit Recht vom Abkaufen der Meinung gesprochen werden könne. t Auch m,ne ,.Sonderreqelung" wird der Zuschuß mit der Absicht eingesetZt, für 
• 111• unter del'l t..ndwirten im Wendland zu sorgen. 
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Wendland-Wtdemand · 

"Atommüllfreie Zone" 
Lüchow-Dannenberg 

Es wird täglich ungemütlicher in Lüchow-Dannenberg. Die Idylle von der alter­
nativen ~ellregion" ist zerlöchert, die Zukunftsperspektiv:; düster. 

Viele im LandkreiS werden sich auch in Zukunft wenig darum scheren ob sie 
mitten in einer Atommüllkippe leben sollen oder nicht,- die da oben ~erdens 
schon richtig machen •. . Schwerer ist es für die, die klar erkennen was auf sie zu­
kommt. Häufiger als zuvor taucht der Gedanke auf, die Sachen z~ packen und das 
Wendland sich selbst zu überlassen. Was will man auch machen mit einer Bevölke­
rung, Dietrotz Albrechis Dragahn-lüge (,,keine WAA in Lüchow-Dannenberg") zu 
48% die CDU wählt? Wenn es stimmt, daß viele CDU-Wähler WAA-Gegner sind 
d_ann ändert das dennoch nichts an der simplen Feststellung, daß diese Mansche~ 
steh am 6.3.83 politisch als ganz außergewöhnlich d u m m und lern u n f ä h i g 
erwiesen haben. 

Diese sture Treue zur Obrigkeit, derenthalben Albrecht 1977 Gorleben zum 
Standort machte (andere Salzstöcke galten als watendich geeigneter!) zieht wie so 
o~ in. ~~land, nicht nur ~ie _Zu-spä~-Merker sondern auch die etwas klügeren 
m1t htnem tns Verderben, und see tst nur tnsofern ein Faktor im Widerstand als sie 
diesem beträchtlich im Wege steht. Im fotgenden Beitrag wollen wir weder ~ra­
lisieren noch demoralisieren, sondern Anstöße geben für <lie überfällige Strategie­
diskussion in unserer Region und für die Diskussion in den norddeutschen Bis in 
denen noch viel zu häufig ein allgemeines Rumgepower gegen die BI Lüchow-Dan­
nenberg die Bescfiäftigung mit den realen Problemen vor Ort ersetzt. 

Im Kampf gegen das ursprünglich 
geplante Entsorgungszentrum Gorleben 
gab es nur e i n e n Angriffspunkt. Seit 
1979 werden die Atomanlagen in Lü­
cnow-Dannenberg scheibchenweise in­
stalliert - eine insgesamt verwirrende 
Vielfalt von Setreiberaktivitäten raubt 
dem Widerstand die eindeutigen An­
satzpunkte und schafft die Gefahr der 
Verzettelung und Zersplitterung. 

So werden sich in den nächsten 

Atommüllendlager: 

Angeblich "erfolgreich" abgeschloßen 
wurden im Juni und Nov. 82 zwei 
Schachtvorbohrungen ("5001" und 
" 5002" ) an dem.für das Endlager vor­
gesehenen Platz. Noclt in diesem Som-

Wochen und Monaten die Ereignisse · ~~~~~~~~~~~~~~~~ 
Wendland überschlagen: ·. 

Die Castor-Lagerhalle auf 1003, aufgenommen am 9. 4. 1983 
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Im April 83 sollen erstmals Süßwas­
ser- und im Mai erstmals Salzwasser­
pumpversuche durchgeführt werden. 
Es geht hierbei um die Einleitung von 
unterirdischem Salzwasser in die Eibe. 
Oie kilometerlange Pipeline sollte be­
reits im März installiert werden. Am 
27 ./28.5. wird die PTB eine weitere 
Alibiveranstaltung (diesmal ohne Be­
teiligung der 8 I) ~ber die bisherigen 
Erkundungsarbeiten durchführen. 

A tommüll"zwischen"lager 
Noch in diesem Jahr sollen die Bau­

arbeiter. für das Lager für schwach 
und mittelaktiven Müll und das Lager 
für Castor-Brennelementbehälter (bei 
de auf "1 003") abgeSChlossen werden. 
Etwa zum Jahreswechsel muß mit dem 
Beginn der Atommülleinlagerung ge­
rechnet werden. Etwa für diesen Zeit­
punkt wird mit einer positiven Ent­
scheidung der PTB ("Physikalisch­
Technische Bundesanstalt") im atom­
rechtlichen Genehmigungsverfahren 
gerechnet. 

Das Lager für 35.000 schwach- und 
mittelaktive Atommüllfässer bedarf 
lediglich noch einer Genehmigung des 
Lüneburger Gewerbeaufsichtsamtes; 
hiermit wird ebenfalls noch in diesem 
Jahr gerechnet. Auch in diesem Atom­
müll sind hochgefährliche a.Strahler wie 
Plutonium und Americum enthalten, 

die über Tausende von Jahren der 
Biosphäre ferzuhalten sind. (siehe 
SchwEJpunktteil Atommüllzeitung Nr. 

21) ~ - " 0 

VY_.AA Dragahn : 1 • 

(Foto : stommüllzeltung) 



Ähnl.ich-wie zuvor in Schwandorf muß 
guch hier damit gerechnet werden, daß 
das Raumordnungsverfahren für die 

weit angesetzte Endlager vom Groß­
teil der Lüchow-Dannenberger Bevöl­
ker.ung als .,kleineres Übel" wider-

wie lange noch? 
WAA in einer Rekordzeit von 6- 8 Mo­
naten durchgepeitscht wjrd, lödäß be­
reits Anfang kommenden .•ahres der 
Baubeginn droht. Als erste Maßnahme 
werden ca. 250 ha Laubwald unter 
die Motorsäge kommen. Bereits im 
September will die DWK ihren Stand­
ortspezifischen "Sicherheitsbericht" 
der Landesregierung zur Prüfung vor­
legen. 

Im niedersächsischen Innenministe­
rium hat bereits (lt. FAZ, 7.4.83) die 
Vorprüfung für das Raumordnungver­
fahren begonnen:" Ziel istdie Ergän­
zung des Landesraumordnungspro­
gramms (Teil 2), um die Ausweisung 
Dragahns sicherzustellen. Nach An­
hörung des Landtags entscheidet da­
rüber das Kabinett. Nach der Festle­
gung des · Vorrangstandorts im Lan­
·desraumordnungsprogramm muß der 
Landkreis Lüchow-Dannenberg darüber 
befinden, ob eine Baugenehmigung für 
ein "Vorhaben im Außeobereich" nach 
dem Bundesbaugesetz erteilt werden 
kann oder ob ein Bauleitplanwrfahnm . 
erforderlich wäre. ln einem solchen 
Bauleitplanverfahren hätte die Samt­
gemeinde Dannenberg dann gegebe­
nenfalls den Flächennutzuogsp/iln zu 
ändern und die Gemeinde Karwitz, Z:u 
der Dragahn gehört, einen Bebauungs­
plan aufzustellen." 

Auf mindestens drei Ebenen gleich­
zeitig wird also derzeit an der Um­
modelung Lüchow-Dannenbergs zur 
Atommüllkippe gearbeitet. 

Auf welche Projekte soll der Wider­
stand sich nun konzentrieren? t$ gibt 
hier sicher kein Patentrezept und auch 
die folgenden Zeilen sind nur als erste 
Überlegungen zu verstehen. Wie. Al­
brecht 1979 in seinem Brief an H. 
Schmidt richtig anführte, 
(vergl. AZ 22, Seite 28) ist es die 
WAA die "vor allem die Angste 
der Bevölkerung auf sich gezogen hat." 
Bis heute gilt, daßgegenüber einer·WAA 
mit ihrem bedrohlichen 200 m hohem 
Schornstein das Zwischenlager (die ein 
radioaktives Potential von 40 AKWs 
einschließen) ebenSONie du erste welt-

standslos geschluckt wird. Geht man 
allein nach der "Stimmung" der Be­
völkerung, müßte sich der Widerstand 
al50 auf den Baubeginn der WAA 
konzentrieren. 

Das jedoch könnte ein Kurz-Schluß 
sein. Denn n o c h ist Lüchow-Dan-
nenberg eine atommüllfreie Zone, die Be­
tonhallen auf 1003 tun noch keinem 
weh. Mit Beginn der Atommülleinla­
gerung hingegen wird es wirklich ernst 
mit der dauerhaften Gefährdung der 
ansässigen Bevölkerung. Zudem besteht 
Anlaß zur Befürchtung, daß mit jedem 
Atommüllfass im Landkreis die Ge­
wöhnung an Atommülltransporte und 
die allgemeine Resignation zu- und die 
Widerstandsbereitschaft gegen weitere 
Atomprojekte abnimmt. 

Es würde beispielsweise der bisher so 
erfolgreichen Salamitaktik der Betrei-

. ber entsprechen, wenn alserster Schritt 
eine Lieferung von leichtaktiven Ab­
fällen (ev. sogar aus Krankenhäusern) 
in den Landkreis rollt, da hierfür ver­
mutlich die Akzeptanz am größten und 
die Widerstandsbereitschaft am nie­
drigsten wäre. Diesem ersten, ~ielleicht 
harmlosen Fass würde man nicht an­
sehen, daß es unweigerlich Unmengen 
von Atommüll nach sich ziehen und so 
Lüchow-Dannenberg zum gefährlich­
sten Atomzentrum Europas machen 
wird. 

So siesehen müßte in den nächsten 
Wochen und Monawn darauf hingear­
beitet werden, daß a I I e Gegner der 
WAA eine jegliche Verletzung des Sta­
tus ,,Atommüllfreie Zone" als das 
sehen, was es ist: den Anfang vom Ende 
\;.-üchow-Dannenbergs in seiner jetzigen 
Form. 

So richtig es i11 den ersten Monaten 
bl$ zur Dragahn-Erttscheidung der nds. 
Landesregierung !J'wesen ist, alle. Kräfte 
.auf die WAA.Auseinandersetzung zu 
konzentrieren, so wichtig könnte es nun 
werden, die A.ufmerksamkC'it gezielt auf 
die drohenden Atommüflieferungen zu 
lenken um auch.bei Beginn der Atom­
mülltransporte mqssenhaft ein Zeichen 
im Widerstand setzen zu können. 

Massenhaft ... ? Schaffen wir das ü­
berhaupt? Zur Zeit sieht es gewiß nicht 

\iJendland-Widerstand 

gut aus. Zu den schlimmsten. Erfah­
rungen seit "Dragahn" gehört es, daß 
über Aktionen der BI in den mittler­
weile stark ausgerichteten Massenme­
dien weitaus spärlicher bericht&t wird, 
als noch vor einigen Jahren. Dies und 
die Abwendung vieler Menschen von 
der Anti-AKW-Bewegung hin zu ande­
ren Widerstandsfeldern ist heute so weit 
gediehen, daß z.Zt. jeder Gedanke an 
bundesweite, massenhafte Mobilisier­
ung nach Lü.-Dan. abwegig erscheint. 
Doch ohne Solidarität wird über kurz 
oder lang der örtliche Widerstand ge­
gen die WAA niedergemacht werden. 

"' uer vergangenhe.t wurde bundes-
weite Solidarität immer nur dann er­
reicht, wenn Teile der örtlichen Be­
völkerung ('meistens kleine Minderhei­
ten) Mut und äußerste Entschloßehheit 
gegen die Herrschenden aufbrachten: 
bei der Treckerblockade gegen die 
Gortebener Flachbohrungen, der 
Baumbesetzung. aus Anlaß des Tief­
bohrbeginns, oder durch Bauplatzbe­
setzungen in Wyhl und Brokdorf und 
ein Anti-Startbahn-Hüttendorf im Wald 
von Mörfelden. 

Die sich so gewehrt haben , hatten ihr 
Widerstandsrecht höher gestellt als die 
"Konvention" oder die politischen 
Gepflogenheiten der Restbevölkerung. 

Zu hoffen ist. nur, daß noch recht­
zeitig, d.h. zum .nächstliegenden ge­
eigneten Anlaß (z.B. WAA-Baubeginn 
und/oder Beginn der Atommülleinla­
gerung) die Gelegenheit genutzt wird, 
um - ausgehend von der Region -
Zeichen zu setzen, b e vor Resigna­
tion und Schicksalsergebenheit rest­
los die Überhand gewinnt. 

Es wäre schon viel ge~nnen, wenn 
die mit der Zerteilung des Entsorgungs­
zentrums beabsichtigte Zersplitterung 
des Widerstands nicht verfängt sondern 
stattdessen die unterschiedlichen Wi­
derstand$gruppen an einer gemein­
samen Strategie arbeiten, um lang­
fristig und zielstrebig die nächste grö­
ßere Konfrontation mit den Betrei­
bern vorbereiten, und wenn zusätz­
lich die alles und jeden hemmende 
RüCksicht auf offenkundig vernagelte 
Bevölkerungsteile den Sieg nicht da­
vonträgt, sondern das Recht und die 
Pflicht auf Widerstand höher gestellt 
werden als Konvention und mögliche 
Strafandrohung. 

Besteht dann nicht vielleicht noch eine 
kleine Chance, die Umwandl~ng Lü­
ehow-Dannenbergs in eine widerliche 
Atommüllkippe aufzuhalten ? 

Überlegungen zur 
Perspektive des 
weiteren Widerstandes 
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WAA Dragehn 

Dragahn als Standort für eine W AA 
Der folgende Beitrag wurde von Prof. Grimmel auf dem Gorleben/Dragahn Hearing 
als Referat gehalten. Prof. Eckhard Grimmel istam lnstitutfürGeographie.und.Wirt­
schaftgeographie der Uni Harnburg tätig. Spezialgebiet: Geomorphologie, insbeson­
dere Glazialmorphologie Norddeutschlands. 

von 
Eckhard Grlmmel 

Nach dem Kriterienkatalog des Bundes­
innenministers vom 4.10.80 für die 
Standortvorauswahl von Wiederaufar· 
beitungsanlagen sollen Standorte inner· 
halb bestehender Trinkwasserschutzge­
biete nicht in Betracht gezogen werden. 
Landschaftsschutzgebiete · in Naturpar­
ke, für die Trinkwasserversorgung zu 
sichernde Grund- und Oberflächenwas­
servorkommen sowie deren Einzugsbe­
reiche, besondere land- und forstwirt· 
schaftliehe Nutzungen, Erholungsge­
biete, F remdenverkehrssch~!~ferpunkte, 
regionale Grünzüge usw. sollen berück·· 
sichtigt werden. 

Am 17.2.81 hat die Hassische Lan­
desregierung einen Kriterienkatalog 
vorgelegt, der auf den Kriterien des 
Bundes basiert. Für Niedersachsen gibt 
es noch keinen Kriterienkatalog. ln 
Hessen erhaltenregionale Grün'züge (5), 
Vorranggebiete für den Fremdenver­
kehr (4), Vorranggebiete für die Was­
serwirtschaft (4), Landschaftsschutzge· 
biete (4), Wildschutzgebiete (5), po­
tentielles oder vorhandenes Trinkwas­
serschutzgebiet für überörtliche Ver­
sorgung (5) die Kla~nziffern 4 oder 
5. Klasse 4 bedeutet: Kriterium mit 
ausschließendem Charakter, Klasse 5 
bedeutet Kriterium mit absolut aus­
schließendem Charakter. 

Im Landesraumornungsprogramm 
Niedersachsen von 1980 ist der Göhr­
de-Drawehn-Höhenzug, in dem der 
Standort Dragahn liegt, als ein Gebiet 
mit besonderer Bedeutung für 
• Erhaltung von Natur und Landschaft, 
· Wassergewinnung, 
. Landwirtschaft, 
· Forstwirtschaft und 
. Erholung 
ausgewiesen. 

ln den Erläuterungen zum "Hydro­
logischen Atlas der Bundesrepublik 
Deutschland", herausgegeben von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft in 
Bonn im Jahre 1979, steht folgendes: 
"Von großer Bedeutung für die Grund­
wassergewinnung sind ... die (saale-eis· 
zeitlichen) Geesthochgebiete der Lüne­
burger Heide und der Göhrde •.. günsti­
ge Versickerungsverhältnisse, aufnah­
mefähige Grundwasserspeicher und 
mäßiger Oberflächenabfluß bedingen 
einen erheblichen Grundwasserabstrom 
der heute noch weitgehend ungenutzt 
in die Hauptvorfluter Jeetzel1 Eibe ... 
übertritt." 

ln einer hydrologischen Karte des 
Niedersächsischen Landesamtes für 
Bodenforschung (NLfB) in Hannover 
aus dem Jahre 1978 wird der gesamte 
Göhrde-Drawehn-Höhenzug in poten­
tielle Grundwassererfassung~ebiete 
von überregionaler Bedeutung geglie­
dert. Schon heute wird an vielen Stel· 
Jen das Grundwasser des Göhrde-Dra­
wehn-Höhenrückens als Trinkwasser 
oder als Beregnungswasser für land­
wirtschaftliche Kulturen genutzt. Die 
beiden Wasserwerke der Wasserbe­
schaffungsverbände Lüchow und Dan­
neoberg-Hitzacker, die den . größten 
Teil des Landkreises Lüchow-Dannen­
berg versorgen, sind nur 4 .bzw. 6 km 
von Dragahn entfernt. Ihre Einzugs­
bereiche liegen in der Hauptaufschla· 
gszone · der radioaktiven Abluftfahne 
einer WAA Dragahn, die sich bei dem 
geplanten 200 m hohen Kamin zwi5ch· 
en einigen hundert Metern und 1 0·20 
km Entfernurig um die Anlage herum 
ausbilden wird. Zliveifellos wird von 
der Abluft weniger das Grundwasser 
als vielmehr die Erdoberfläche mit ihrer 
Atemluft, ihren Böden, Pflanzen und 
Tieren und Menschen betroffen. 

Dragahn ist im Vergleich zu anderen 
Standorten auch u.nter diesen Aspek· 
ten ausgesprochen negativ zu bewerten, 
denn die weit verbreiteten sandigen 
Podsolböden der Lüneburger Heide 
und der Elbe.Jeetzei-Niederung weisen 
nach Untersuchungsergebnissen der 
Kernforschungsanlage Jülich (Steffens 
et al. 1979/80) wesentlich höhere 
Transferfaktoren Boden-Pflanze auf als 
beispielsweise lehmige Parabraunerden 
in den Böden des Mittelgebirgsvor­
landes. 

Für die Grundwassergefährdung 
sp.ielt die Tritium-Emission der WAA 
eine besondere Rolle. Denn Tritium 
wird im· wesentlichen in Form von 
Wasser freigesetzt. Tritiumhaltige Nie· 
derschläge gelangen also ungehindert 
ins Grundwasser, soweit sie nicht von 
den Pflanzen und dem Boden am Ver­
sickern gehindert werden. da eine 
Waa mit 350 t. Kapazität in einem 
einzigen Jahr wesentlich mehr Tritium 
freisetzen würde,. als alle deutschen 
Atomkraftwerke zusammen seit ihrer 
Inbetriebnahme bis heute freigese~zt 
haben, gewinnt der Inhalt des auf einer 
Demonstration gegen die WAA an ei· 
nem Traktor geführten Plakates, näm­
lich "Bald tropft es aus jedem Wasser­
hahn . Tritium aus Dragahn", einen 
durchaus realistischen Bezug. · . 

ln welchem Umfang radioaktive 
Flüssigkeiten oder sonstige flüssige Che­
mikalien auf dem Gelände der WAA 
oder auf Transportwegen direkt in den 
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Untargrund versickern und das Grund­
wasser konzentriertverseuchen würden, 
läßt sich nicht vorhersagen. Daß solche 
Unfälle eintreten werden, ist jedoch 
aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
mit kommerziell betriebenen Wieder­
aufarbeitungsanlagen zu erwarten. 

Vom Abwasserpfad sind vor allem 
die Eibe· und die Nordsee betroffen, 
denn die radioaktiven Abwässer der 
WAA sollen übereineetwa 10 km lange 
Leitung aus dem Natur- und Entsor­
gungs"park" hinaus in die Eibe beför­
dert werden. Auch ohne die Mithilfe 
der schon existierenden oder. im Bau 
befindlichen Atomkraftwerke Bruns­
büttel, Brokdorf, Stade, Krümme! und 
Magdeburg (Endausbau: 4x1000 MW) 
würde es Dragahn ·sicherlich nicht 
schwerfalleri, der Eibe zu einem einzig­
artigen Rekord zu verhelfen, nämlich 
der radioaktivste Strom der Erde zu 
werden. · 
Es ergeben sich folgende Konsequen­
zen: 
1. Eine Atommüllfabrik bei Dragahn, 
nämlich iri einem Landschaftsschutz­
gebiet und Naturpark, in einer reinen 
Agrar-, Forst- und Erholungslandschaft, 
in der Nachbarschaft vorl Bädern und 
Luftkurorten (Bad Bevensen, Hitzack· 
er) und in einem Gebiet mit sehr ergie· 
bigen, regional und überregional bedeu­
tenden Grundwasservorkommen, ist 
nicht zu verantworten. Wesentliche 
Kriterien für die Standortvorauswahl 
von . Wiederaufarbeitungsanlagen des 
Bundesinnenministeriums und der Hes-. 
sischen Landesregierung sind nicht er­
füllt. Es besteht keine. Chance, z.B. 
im Rahmen eines PlanfestStellungsver· 
fahrens, einen sachlich begründeten 
Eignungsnachweis für Dragahn zu lie­
fern. 
2. Eine Wiederaufarbeitung von Kern­
brennstoff(m ist auch im gesamten 
Mitteleuropa, d.h. in einer dicht be· 
siedelten, niederschlagsreichen, von 
Grund- und Oberflächenwasser durch­
strömten, hydrologisch mit dem Welt· 
meer verbundenen und intensiv ge­
nutzten Kulturlandschaft, nicht zu ver­
an~orten. 

3. Eine Wiederaufarbeitung ist, ober­
flächlich betrachtet, vielleicht nur in 
wüstenhaften, hydrologischvom großen 
Wasserkreislauf abgekoppelten konti· 
nentalen Becken zu verantworten, 
wie beispielsweise im den westlichen 
Teilen der USA, oder in den südlichen 
der SU, oder .in Australien oder in 
Südafrika vorkom!118n .. 
Unter Berücksichtigung aller Aspekte, 
d.h. auch ökonomischer, soziologisCh· 
er und vor allem militärischer Aspekte, 
ist ~ine Wiederaufarbeitung jedoch 
nirgends zu verantworten. 



«eine WAA 
;n schw•ntJorf ! 



Oberpfalz-Widerstand 

Die letzte Ausgabe.der Atommüllzeitung (Schwerpunktteil: Dragahn; Bayernteil: 2 Seiten) wurde herbe kriti­
siert von einem Freund aus der Regensburger Bürgerinitiative. Wir könnten uns gleich wieder "Godeben Ak­
tuell" nennen, überall in linken wie bürgerlichen Medien werd·e die W AA Schwandorf unter ferner liefen ... be­
handelt - und nun auch in der Atommüllzeitung ... !? 
Wir hatten uns daraufhin entschlossen, aus Anlaß eines Hearings der bayerischen Grünen gegen die WAA 
Ende Februar 83 selbst in die Oberpfalz zu reisen, um Kontakte zu knüpfen und Eindrücke zu sammeln. 
Der folgende Bericht ist das Resultat dieser Gespräche, wobei nebe.n den Freunden von der Regensburger BI­
WAK insbesondere Fritz Burkhardt (seinerzeit Sprecher der BI Schwandorf) viel Zeit für Gespräche mit uns 
aufwandte und uns sehr gastfreundlich bei sich aufnahm. 
Ein vorläufiges Manuskript des folgenden Beitrags ging zum Gegenlesen und Korrigieren an diverse Aktivis­
ten aus Bayern. In Teublitz hat sich die gaitze Ortsgruppe "Städtedreieck" mit unserem Bericht auseinander­
gesetzt und umfangreiche Anmerkungen und Korrekturen formuliert.Die meisten davon haben ~ir eingebaut, 
einige als Fußnoten zitiert. Wir bedanken uns bei allen, die bei dem folgenden Text mitgewirkt haben. 

Mit 6000 Mitgliedern gilt die BI Schwan­
dorf als größte BI überhaupt in der 
BRD. Diese Zahl besagt allerdings 
nicht mehr, als daß im ganzen Land­
kreis Schwandorf inSgesamt 6000 Men­

. sehen sich irgendwann einmal zu p a s-
s i v e n Mitgliedern der BI erklärt ha­
ben. Beitrag zahlen derzeit 700 BI-Mit­
glieder. ln der S t a d. t Schwandorf. 
gibt es 600 BI-Mitglieder, davon zahlen 
160 bis 170 einen Beitrag. 

BOrgerinitiative Schwandorf 

Neben der Schwandorier Ortsgrup­
pe gehören 11 weitere Ortsgruppen lt. 
Satzung zur Gesamt-BI, wobei die ein­
zelnen Orte bis zu 50 km voneinander 
entfernt liegen. Von den 12 "funktio­
nieren" etwa 9 Ortsgruppen die über 
einen Akt!vistenkreis von durchschnitt­
lich etwa 10 Mitgliedern verfügen. Der 
Gesamtkreis Schwandorf läßt sich grob 
in 2 Regionen einteilen: Dem ehemali­
gen LK Nabburg und dem ehemaligen 
LK Burglengenfeld (mit der Stadt 
Schwandorf). Etwa entlang dieser al­
ten ·Landkreisgrenzen. dominie~ tradi­
tionell im agrari~h struktuierteh No_r­
den (Nabburg) der tiefschwarze. Ein­
fluß der CSU und in; den induStriell 
strukturierten Regionen des Sü.dens 
der Einfluß der· SPD •. Zum Nordteil 
der BI gehören die Ortsgruppen-Ober­
viechtach, Nabburg~ "SchwarzenfeJd 
und Pfreimd. Inhaltlich müssen auch 
die Ortsgruppen Wackersdorf (WAA­
Standort) und Steinberg dem "Nor­
den" zugerechnet werden. Zum Süd­
teil der BI gehören die Ortsgruppen 
Schwandorf-Stadt. Nittenau, Neum­
burg, · Bodenwöhr, .ßruck und Städte­
dreieck. 

Die OG Städtedreieck gilt als wider­
standsfähigste Gruppe. Zu ihr gehören 
die Orte Burglengenfeld, Maxhütte~ 
Haidhof und Teublitz. Die WAA soll 
in Wackersdorf gebaut werden, ob­
wohl der ebenfalls vorgesehende Stand. 
ort Teul;lfitz (einer der drei sog. Mikro­
standorte neben Wackersdorf und 
Steinberg) ursprünglich Wunschstand-
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_ort der DWK gewesen ist. Dies ist ge­
wiß auf den starken Widerstand aus 
dem Städtedreieck zurückzuführen, 
dessen Straßen mit unzähligen WAA­
NEIN-Protesttafeln gesäumt sind. 
Große Teile des SPD-Ortsvereins und 
der im Stahlwerk "Maxhütte" veran­
kerten IG-Metall waren in die BI ein­
getreten, zusätzlich gab es ablehnende 
Stellungnahmen der SPD-Stadtrats­
fraktionen. 

Nach · Benennung von Wackersdorf 
(etwa 15 km entfernt) ist der Wider­
stand abgeflaut. Dennoch gibt es in der 
OrtSgruppe noch 30 A~tive (darunter 
einige CSU•Mitglieder) und etwa 300 
mobilisierbare Sympathisanten. 

Den größten Einfluß auf die BI 
Schwandorf hat die SPD. Die m~i­
sten ·BI-Mitglieder gehören der SPD 
an.(1} Insbesondere der sozialdemo­
kratische Landrat Schuierer und der 
SPD-Landtagsabgeordnete Zierer (er 
veröffentlichte seinerzeit die von der 
CSU geheimgehaltene toayrische WAA­
Standortkarte) haben sich als WAA­
Gegner profilieren können und genies­
sen hohes Ansehen, was sich ilUCh in 
Stimmenzugewinnen für die SPD an­
läßlich der Landtagswahlen niederge­
schlagen hat. 

Auch in der CSU gibt es viele ernst· 
hafte WAA-Gegner, die in der BI eini­
gen Einfluß haben.· Es gab zu Beginn 
aber auch eine Arbeitsteilung zwischen 
offenen Befürwortern einer WAA und 
Karrieri~, die lediglich auf der Anti­
WAA-Schiene triOglichst schnell in den 



Landtag kommen wollten. Diese Rech­
nung ging auch auf. Nachdem bei den­
Landtagswahlen nur 6,3% für die Grü­
nen gestimmt hatten trat die CSU we­
sentlich massiver als WAA-Befürworter 
auf. Anlässtich der Bundestagswahl'83 
ging die BI mehrfach an die Öffentlich­
keit mit der Aufforderung, die Erst­
stimme (!) nicht der CSU zu geben -
der CSU-Direktkandidat Jobst war als 
WAA·Einpeitscher stadtbekannt. Als 
Reaktion auf diese BI-Initiative traten 
eine Reihe von CSU-Größen (darunter 
der Bürgermeister und der lokale Frak­
tionsvorsitzende) mit einem großen 
Brimborium. aus der Bürgerinitiative 
aus. Zahlreiche CSU-Mitglieder wurden 
erst ab März '82 in der BI aktiv, nach­
dem ein CSU-Mitglied, der Nahburger 
Familienrichter Burkhardt, Sprecher 
der BI geworden war. 

Die örtlichen· Grünen, (deren ehe­
malige Führungsriege ausgetreten war 
und die heute als eine Art Bundesvor­
stand des Gruhi-Ablegers ÖDP (Öko­
logisch-Demokratische Partei) fun­
giert), sind mit 80 Mitgliedern im gan­
Ztln Landkreis und 15-20 Aktiven recht 
schwach. Auch in der BI verfügen sie 
nur über geringen Einfluß. 

Die örtlich ebenfalls vertretene 
DKP ist in der BI ohne Einfluß (na so­
was, d.S.) Eine Kandidatur ihres Spre­
chers zum BI-Vorstand wurde 1982 
von den führenden BI-Vertretern mit 
der Drohung abgeblockt, andernfalls 
sämtliche Ämter niederzulegen. Die 
Ortsgruppen der B 1-Schwandorf ar­
beiten autonom solange es nicht um 
überregionale Belange geht. Für Letz­
teres zuständig ist der 20-köpfige Vor­
stand der BI (8 Stammitglieder und je 
ein Sprecher aus jeder Ortsgruppe), der 
wöchentlich tagt. Die BI ist Mitglied 
imBUU. 

Weitere WAA·Gegnergruppen Im Raum Schwandorf 

Die Oberpfalz gehört zu den schwär· 
zesten Gebieten Bayerns. Bei der Bun­
destagswahl '80 erreichte die CSU 68% 
und die SPD 28%. 1983 waren es 65% 
für die CSU und 26% für die SPD. Trotz 
CSU-Dominanz gab es in ersten Stel­
lungnahmen des Stadtrats und des 
Kreistags von Schwandorf klare Mehr­
heiten gegen die WAA (31:24 und 
22:8). Allein die Gemeinde Wackers­
dorf sprach sich einstimmig für die 
WAAaus. 

Die extrem staatstreue katholische 
Kirche gibt sich nach außen neutral. 
Bei der evangelischen Kirche gibt es 
auf unterer Ebene Stellungnahmen ge­
gendieWAA. 

Von den Einzelgewerkschaften des 
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DGB machen sich vor Ort insbesonde­
re die mit der Bayerischen Braunkoh­
le-Industrie (BBI) von Wackersdorf 
verbundene IG Bergbau und Energie 
sowie die IG Bau Steine Erden für die 
WAA stark. Die IGM verhält sich eher 
abwartend, von der !GM-Jugend wur­
den auch eigenständige Veranstaltun­
gen gegen die WAA initiiert. 

Neben dem bayerischen Landes­
verband des BUND (Bund für Um· 
welt· und Naturschutz) ist noch eine 
oberpfälzische Arzteinitiative zu er· 
wähnen, die ähnlich wie in Gorleben­
Dragahn mit großer öffentlicher Wir· 
kung gegen die WAA Stellung bezo­
gen hat. 



Oberpfalz-Widerstand 

Oberpfalz-Koordination und Landeskonferen:t 

Der Dachverband der oberpfälzischen 
Bis ist ebenfalls ein Verein mit Vor­
stand etc. Zu den größten Mitglieds­
B ls zählen neben der BI Schwandorf 
die BI Mitterteich ( 1.200 Mitglieder), 
die BIWAK Regensburg (1.200 Mit­
glieder), die BI Amberg (600 Mitglie­
der), die BI Weiden (200 Mitglieder), 

die BI Cham und weitere kleinere 
Gruppen. 

Die bayerische Landeskonferenz 
umfaßt neben diesen Bis zusätzlich Bis 
aus Nürnberg, Erlangen, Landshut, Ro­
senheim, Augsburg etc. Die meisten Bis 
sind erst im Zusammenhang mit den 
WAA·Piänen entstanden. 

Die politischen Kontrovenen 

Im politischen Spektrum der überre­
gionalen Arbeit stehen sich als Extre­
me die gemäßigten Standort-Bis von 
Schwandorf und Mitterteich und die 
Nürnberger Bis gegenüber. Die Regens­
burger BIWAK gilt als "vermittelnde" 
BI. 

Das Interesse an übetregionaler Zu­
sammenarbeit ist nicht gleich groß. 
Auch wenn es mittlerweile seitens der 
BI Schwandorf zugenommen hat kam 
es doch häufiger vor, daß die Schwan­
dorier an überregionalen Konferenzen 
zum Ärger der "Auswärtigen" sich 
nicht beteiligten. Die einzelnen Orts­
gruppen der Schwandorf-BI halten sich 
auch aus der Oberpfalz-Koordination 
heraus und überlassen dies dem Vor­
stand. (Auch auf Vorstandssitzungen 
der BI · d.h. der Koordination auf nie­
drigster Ebene - sind BI-Ortsgruppen 
nicht oder nicht ausreichend vertreten.) 

Die erste Großdemonstration in 
Schwandorf am 27.3.82 mit 15.000 
Teilnehmern wurde gegen anfängliche 
Bedenken der Schwandorf-S I auf Ini­
tiative der landesweiten Koordination 

durchgeführt uAd größtenteils von den 
Ortsansässigen getragen. Die 2. Groß­
demonstration am 4.9.82 mit knaPP 
10.000 Teilnehmern wurde mit nur 
wenig Teilnehmer aus dem Ort Schwan­
dorf überwiegend vqn "Auswärtigen., 
in Regensburg durchgeführt. 

Inhaltliche Differenzen tauchen re­
gelmäßig vor Wahlen auf an der Frage: 
Wahlempfehlung für Grüne oder nicht? 

Die Schwandorfer haben sich biSher 
mit ihrer Devise: "Keine Wahlempfeh­
lung gegen die CSU, keine für die Grü­
nen" bei überregionalen Aufrufen 
durchsetzen können. (2) ln Amberg 
konnte anläßlich der Bundestagswahl 
'83 ein grüner Wahl~,tufruf aufgrumJ 
zahlreicher SPD-Proteste innerhalb der 
BI nicht beschlossen .werden. ln Re· 
gensbuFQ drohten "prominente" SPD­
Bi'ler· nach Verabschiedung eines Wahl· 
aufrufs zugunsten der Grünen durch 
die BIWAK ihren Austritt an. ln der Br· 
Weiden hingegen dominieren die Grü­
nen usw. usf. 

Unterschiedliche Positionen gibt es 
selbstverständlich in der Frage der Ak­
tionen, auch wenn dies bisher noch 
nicht als Konfliktpunkt praktisch her­
vortrat. .Seitens der Schwandorier B t 
werden offiziell bisher Geländebeset­
zullgen etc. also insgesamt gesetzüber­
schreitende Aktionen, abgelehnt. (3t 
Diesbezügliche Differenzen unter den 
Bis werden von der Presse gerne ge. 
schürt, z.B. wenn in der "Süddeut­
schen Zeitung" vor der Regensburger 
BIWAK (die laut Statut ebenfalls dem 
legalen Rahmen verpflichtet ist) ais 
angeblich "militanter" BI gewarnt 
wird. 

Aber auch innerhalb der Schwan­
dorier BI gibt es unterschiedliche 
Auffassungen über den einzuschlagen­
den Widerstand. 

Im Unterschied zur Gorleben-81, 
wo eine Hausfrau wie Marianne Frit· 
zen oder ein "Aussteiger" wie Jörg 
Janning jahrelang die BI vertreten und 
in dieser Funktion auch illegale gewalt­
freie Aktionen gebilligt hatten (t.B. 
die Bäumebesetzung bei Tiefbohtbe­
ginn) sind die rhaßg&blichen Vorstands­
mitglieder der Schwandorf-B1 in ge. 
hobenen Positionen (Richter, Lehrer 
usw.) und sOniit schon durch Dilzlit-
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narverfahren leichter aufgreifbar. (Ge­
gen F. Burkhardt wurden bereits Dis­
ziplinarverfahren eingeleitet). Hinzu 
kommt der SPD-Einfluß und auch die 
konservative politische Grundhaltung 
aus denen heraus Blockaden etc. ab­
gelehnt werden.(4) Fritz Burkhardt zu­
folge könnte durchaus in absehbarer 
Zeit eine Eskalation im Widerstand 
als "einzige Notlösung" unabdingbar 
werden, die dann allerdings einen Aus­
tritt von ihm und anderen aus dem BI­
Vorstand zur Folge hätte. Insbeson­
dere von jungen Bller(innen)n wird 
das strikte Festhalten am legal Mach­
baren kritisiert und die Durchführung 
symbolischer Aktionen (mit etwa 100 
Teilnehmern) gegen die WAA als mög­
lich angesehen. Hingewiesen wird von 
dieser Seite u.a. auf eine erste sponta­
ne Demonstration im Januar '82, ·als 
4.000 WAA-Gegner kurzfristig den 
Teilnehmern einer CSU·Delegierten­
konferenz in Schwandorf ein Spieß­
rutenlauf beschert und den Umwelt­
minister Dick eingekesselt hatten. 

Die Angst, auch nur bis an die 
G1'enze der Legalität zu gehen, treibt 
diejenigen aus der BI bzw. zur Passivi­
tät, die eigentlich mehr Widerstand lei­
sten wollen. ln einem Jugendlokal hat 
es bereits eine schriftliche Aufforde· 
rung an Gleichgesonnene gegeben, sich 
außerhalb der BI gegen die WAA zu­
sammenzufinden. 

Abgesehen von der passiven Hal­
tung vieler BI-Mitglieder, die, an 
Befehl/Gehorsam-Strukturen ge­
wöhnt, wie das Kaninchen auf die 
Schlange (sprich: den Vorstand) star· 
ren, ist es allerdings auch objektiv 
problematisch, alle BI-Ortsgruppen 
trotz der auseinanderliegenden Ent­
fernungen von bis zu 50 km über einen 
Vorstand zentralisieren zu wollen. Das 
allein bremst so manche Initiative bzw. 
bindet in der Frage der Aktivität die 
wagemutigere Ortsgruppe an die Posi­
tion der vorsichtigeren. 



Oberpfalz-Widerstand 

(1) ln einer Erläuterung der Ortt~~ruppe Städtedreieck wird diesbezüglich ausgeführt, daß in der politisch selbstverständlich neutralen Biirgerini· 
tiative "Anhänger und Mitlieder der SPD und der Grünen ••• überproportional vertreten (sind), die es z.T. ni.cht beabsichtigen, z.T. nicht geschafft 
haben, die BI auf ihre Linie zu bri_ngen." 
(2) Dies gilt für die Gesamt BI. "Die Wahlaufrufe waren den Ortt~~ruppen vorbehalten, deren Spektrum von "diesmal keine CSU" bis hin zu einer 
kategorischen Ablehnung dieser Partei reichte." (Ortsgruppe Städtedreieckl. Vor Ort wich auch die Gesamt-BI anläßlich der letzten Bundestags-
wahlvon diesem Kurs ab "und attakierte den CSU-Kandidaten.(II)"(Fritz Burckhardl. . 
(3) Allerdings gibt es in der BI eine starke Minderheit, die zumindest mit einer offensiveren Politik sympathisiert. Ein Sprecher dieses Flügels 
wurde anläßlich der letzten BI-MV von etwa einem Drittel der anwesenden BI-Mitglieder in den Vorstand gewählt. 
(4) Bzgl. "SPD-Einfluß" heißt es in einer Erläuterung der Ortsgruppe Städtedreieck: "Die SPD hat in dieser Frage innerhalb und außerhalb der 
BI keine Stellung bezogen, da sie es ja wohl der BI überlassen muß, was sie macht. Die SPD hat vielmehr diese Praxis des Aushöhlens der BI 
durch systematisches Ausschalten wollen führender Köpfe auf dem Wege beruflicher Maßregelung scharf angegriffen. Eine illegale gewaltfreie 
Aktion würde von der SPD bestimmt nicht gbegrüßt, jedoch auch nicht angegriffen, wie dies durch die CSU und DWK geschieht, die nur auf 
solche Unternehmen wartet, um diese dann der BI anhängen zu können." 

EINE WAA IM HANDUMDREHEN 

Am 18.2.82 stellte die DWK ihren Antrag auf Durchführung eines Raumordnungsverfahrens für eine WAA bei Schwandorf. Die· 
ses wurde in einer Rekordzeit von nur 6 Monaten durchgepeitscht und abgeschlossen. Für jeden simplen Steinbruch dauert dieses 
Verfahren üblicherweise mindestens zwei Jahre. 

Am 14.3.83 stellte die DWK ihren Antrag im Baurechtverfahren. Mit einer gewissen Verzögerung kann hier eventuell gerechnet 
werden, da das vorgesehene Gelände auf gemeindefreien Gebiet liegt und das zuständige Landratsamt den Antrag vermutlich ab· 
lehnen wird. Nach gewisser Verzögerung wird hier also die bayer. Landesregierung einzugreifen haben. 

Im Mai 83 wird vermutlich mit der Vorlage eines Sicherheitsberichts das atomrechtliche Genehmigungsverfahren eingeleitet 
werden. Der Sicherheitsbericht kann (vermutlich in der Haupturlaubszeit) 8 Wochen lang eingesehen werden. Die diesbezüglich 
vorgebrachten Einsprüche werden abschließend in einem Anhörungstermin (etwa im Herbst) behandelt. 

Anfang 1984 wird vermutlich das atomrechtliche Genehmigungsverfahren abgeschlossen und die 1. Teilerrichtungsgenehmigung 
erteilt werden. 

Anfang 1985 soll laut DWK mit dem Bau der Eingangslagerhalle begonnen werden. ln einem Gutachten von R. Geulen "Die 
Rechte der Betroffenen gegenüber der geplanten Wiederaufarbeitungsanlagen" (zu beziehen über den BBU) heißt es: "Für die Be· 
treiberatomarer Anlagen ist nach allen Erfahrungen von großer Bedeutung, vor den gerichtlichen Entseheidungen über die Auswir· 
kungen dieser Anlagen in möglichtst großen Umfang bereits vollendete Tatsachen zu schaffen ... Durch naturschutzrechtliche 
Planungen werden Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete, die im Auswirkungsbereich der atomaren Anlagen liegen, 
aufgehoben. Straßen werden gebaut oder erweitert und in größerem Umfange Infrastrukturen angelegt. Gleiches gilt für Eisen­
bahnzuwegungen, Hochs{Jannungsleitungen, Be- und Entwässerungsanlagen etc. /n der Frühphase atomrechtlicher Planungen wer· 
den sehr häufig solche rechtlichen oder tatsächlichen Maßnahmen geschaffen, ohne daß der Bezug zu der beabsichtigen Errich· 
tung der WAA deutlich wird. Aus diesen Gründen ist es daher erforderlich, bereits frühzeitig im weiteren UfTlkreise der Region ei· 
ner g(Jplanten WAA solche mittelbaren oder infrastrukturellen Planungen zu kennen und zu veröffentlichen, falls der Verdacht 
besteht, daß es sich hierbei um Planungen im Zusammenhang mit der WAA handelt ••• " 



WAA Schwandorf 

Wohin kommt die 

erste WAA? 
Die atomrechtlichen Genehmigungsver­
fahren werden von Bayern und Nieder­
sachsen gemeinsam geführt. "Wir mach­
en das im Ge/eltzugf', sagte Albert da­
zu. ,,Es werde dann Sache der DWK 
sein zu entscheiden, wo die erste An­
lage gebaut werde. " (FAZ v. 23.3.83) 
Auch nach eigener Auskunft will die 
DWK vorerst zwei Eisen im Feuer ha­
ben um jedoch letztlich dort di'e Anlage 
zu bauen, wo die 1. Genehmigung er­
teilt wird. Und ·so wird ein Standort­
wettbewerb angekurbelt, der n u r im 
Interesse der· DWK selbst liegen kann. 
Zum einen wird durch ihn der Ein­
druck erweckt, bei ~iner WAA handelt 
es sich um etwas begehrenswertes. Zum 
anderen wird die Konkurrenz der Bun­
deständer dahingehend entfacht, mit 
möglichst wenig Rücksicht auf Sicher­
heitsinteressen die WAA-Ptanung 
durchzuziehen. Beispielsweise wurde, 
,t:Jamit der Stand()rtwettbewerb in 
Bayern nicht verlorengeht" (Rund­
blick) in Niedersachsen von vornherein 
auf dk! Erstellung eines Kriterienkata· 
Iogs zur Bestimmung von WAA-Stand­
orten verzichtet. ln diesem Wettbewerb 
soll natürlich der Sieger sein. der sein 
Volk am effektivsten stillhalten, bZw. 
unterdrücken kann. Für Wackersdorf 
selbst, wie auch für den Kreis Schwan· 
dorf gilt ebenso wie für Lüchow-Dan­
nenberg und Karwitz-Dragahn, daß es 
eineMehrheitfür die WAA nicht gibt. 

Wenn es stimmt, daß nur eine WAA 
gebaut wird, wo sie sich durchsetzen 
läßt, dann stimmt es auch, daß e i n e 
WAA durch den Widerstand verhindert 
werden kann - d.h. in jeder Hinsicht 

wäre es verfehlt, frühzeitig zu resignie­
ren, egal ob in Schwandorf oder im · 
Wend land. 

Einmal abgesehen vonder moralischen 
Fragwürdigkeit einer solchen Konkur­
renz zwischen Bürgerinitiativen ist je­
doCh die DWK mit ihrer Aussage, nur 
eine WAA bauen zu wollen alles andere 
als glaubwürdig. Die von ihr heute for­
cierte Standortkonkurrenz. schafft ihr 
die Option mögHchst zügig m o r g e n 
zwei WAA's zu bauen. 

Letztlich läßt sich also das Übel nicht 
beseitigen ohne wechselseitige Unter· 
stützungder :WAA~Standort-Bis im ge­
meinsamen Kampf. Hier gab es in den 
letzten Wochen erfreuliche Ansätze. 
Nachdem man in der Oberpfalz an·­
fänglich mit den vermeintlichen "Cha­
oten vonGorleben" nichts zu tun haben 
wollte ("möglicherweise gründen die 
auch noch in der Oberpfalz eine Repu­
blik" - so der ehemalige Sprecher der 
BI Schwandorf, Burckhard, anläßtich 
eines Gorleben·B~uchs am 28.3.83). 
gibt es nun erste zarte Ansätze für eine 
Zusammenarbeit. Am Rande eines 
WAA-Hearings der bayrischen Grünen 
Ende Februar 83 wurden aktuelle In­
formationen über den Stand der jewei­
ligen· Baumaßnahmen, bzw. Planungen 
für die WAA getauscht. 

Die angestrebte Zusammenarbeit wird 
sich zunächst vor allem auf den juristi­
schen Weg im Widerstand gegen die A­
tomanlagen konzentrieren. Noch im 
Sommer wollen beide Standort-S ls eine 
gemeinsame ProzeSS$tTategie entwik­
keln. 

Foto H. Schreg 
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Gorleben/Dragahn-Hearing 

hn-ttearln9 
GorlebeniDraga 

1983 
Vom 25.- 28.März 83, nahezu genau 4 Jahre nach dem spek­
takulären "Gorleben - Hearing" der niedersächsischen Lan­
desregierung 1979 kamen erneut 25 Wissenschaftler, darunter 
je ein Vertreter aus England, Frankreich, USA, Holland und 
Norwegen zusammen, um eine umfassende Bilanzierung der 
Wiederaufarbeitungstechnologie vorzunehmen. 

Veranstalter waren - federführend - die Gruppe Ökologie 
Hannvor, ferner der BBU, dessen niedersächsischer Landesver­
band LBU, die BI Lüchow-Dannenberg und die niedersäch­
sichen Grünen. 

Ferngeblieben waren nicht nur die eingeladenen WAA-Be­
fürworter und die für sie tätigen Wissenschaftler; nur mäßig 
interessiert waren auch die Massenmedien (Ausnahme: TAZ), 
die sich 1979 noch in der Pro-Kontra-Diskussion massiv enga­
giert hatten, sowie ein Großteil der Bürgerinitiativen-Öffent-
lichkeit. Lediglich e.in Insider-Kreis von 60 bis max. 300 Zu­
hörern verfolgte die z.T. hochkarätigen Auseinanderset­
zungen. 

Daß bei diesem Nachfolge - Hearing die Kritiker unter sich 
blieben ist bezeichnend. Daß die Argumente der Pro-Seite 
schwach sind und einer krii:ischen Ourchleuchtung nicht stand­
halten war bereits beim Hearing 1979 ersichtlich und ist im 
"Gorleben-Report" dokumentiert. Entgegen dem Votum der 
zahlreichen kritischen Wissenschaftler beim "Gorleben-Hear­
ing" hielt 1979 Albrecht - vorbehaltlich einiger Konzept­
änderungen - an der technischen Realisierbarkeit der WAA 
fest. Sein berühmt-berüchtigtes "Nein zu Gorleben" war eben­
so wie das Gorleben-Hearing nicht mehr als ein Zugeständnis 
an eine starke Anti-AKW-Bewegung. Insbesondere ging es Alb­
recht darum, daß sich die massiven Auseinandersetzungen von 
1976/77 gegen das AKW Brokdorf und das AKW Grohnde in 
Gorleben nicht wiederholen. 

Mittlerweile steckt de.r Anti-AKW-Widerstand in einer 
Flaute und wir erleben nun, wie (beschleunigt seit dem CDU/ 
CSU-Machtantritt) mit schwerem Stiefel solch überflüssiger 
Luxus wie "Bürgerdialog" und "Pro-Kontra-Betrachtungen" 
·vom Tisch gestoßen werden. Selbt e10 so zahnloses Gremium 
wie die pluralistisch besetzte Enquete-Kommission des Bundes­
tages will man liqudieren. Ein von der Stadt Salzgitter erteilter 
Auftrag an die Gruppe Ökologie zur kritschen Bewertung des 
Schacht-Konrad-Sicherheitsberichts wird derzeit auf Betreiben 
der CDU zu Fall gebracht (die Auseinandersetzung hierrüber 
dauert n·och an). Die Nichtbeachtung des Gorleben/Dragahn­
Hearings durch die Atomlobby ist unseres Erachtens nur ein 
weiterer Hinweis darauf, daß hierzulande auf das Mittel 
wissenschaftlicher Überzeugungskraft und argumentativer Red­
lichkeit kein Pfifferling mehr gesetzt wird, daß hinter schwa­
chen Pro-Argumenten ein starker Staat und ein starker Geld· 
beutel stehen, was allein zählt. 

Trotz dieser RahmenbedingUllgen war das Gorleben/Dra­
gahn-Hearing nicht für die Katz. 
Uns hatten besonders beeindruckt die Berichte der auslän­
dischen Wissenschaftler über den aktuellen Stand der WAA­
Pianung in ihrem Land. Sie machten es möglich, die westdeut­
schen WAA-Piäne in einen größeren Kontext einzuordnen. 

Faßt man die (auf den folgenden Seiten nachlesbaren) Bei­
träge von Schapira (Frankreich), Patterson (England) und 
Thompsen (USA) zusammen, zeigt sich folgendes: 

1. Die WAA-Technik soll in Schwandorf und Dragahn in 
einer Situation durchgepeitscht werden , in der weltweit die 
Skepzis in die langfristige sicherheitstechnische Beherrsch· 
barkeit und Wirtschaftlichkeit von WAA's größer ist, als 
je zuvor. 

ln England gibt es seit dem schweren Unfall von Winds­
cale 1973 keine WAA für Leichtwasserreaktor-Brennelemente. 
Die bereits 1978 eingeleiteten Bemühungen zur Errichtung 
einer neuen WAA verliefen seither im Sande, die Elektizi­
tätsunternehmen scheuen davor zurück, sich auf die mit der 
WAA verbundenen Risiken einzulassen. 

ln den USA sind alle zivilen WAA's nach Betriebsversagen 
stillgelegt. Auch die Suche nach potentiellen Betreibern der 
unter Carter "eingemotteten" WAA Barnwell blieb ohne Er­
folg, was nun dazu führt, daß allein militärische Interessen die 
Inbetriebnahme dieser WAA noch herbeizuführen vermag. 

ln Frankreich, d e m WAA-Musterland wurde erstmals 
im Auftrag der Regierung ein Bericht veröffentlicht, der sich 
mit der Langzeitsicherheit von WAA's und insbesondere dem 
WAA-Atommüllproblem kritisch auseinandersetzt und die 
Aufnahme von Forschungsarbeiten auch auf dem Gebiet der 
direkten Endlagerung unter Umgehung der WAA vorschlägt. 

Erst dieser Hintergrund und die Tatsache, daß die seit 1979 
weltweit einzige neu in Betrieb gegangene WAA Tokai Mura in 
Japan bereits im ersten Betriebsjahr eine ganze Serie schwer­
wiegender Unfälle zu verzeichnen hatte, rückt den Größen­
wahn der hiesigen DWK in das richtige Licht. 

2. Weltweit trifft es eindeutig zu, daß über die WAA der Aus­
bau von Atomprogrammen vorangetrieben wird und immer 
mehr "Menschen beim Licht einschalten das Gefühl haben, 
auch die lokale Atombombenfabrik zu beliefern." (Patter­
son, vgl. hierzu den folgenden Beitrag von H. Hirsch). 

Wir dokumentieren im Folgenden nur eine kleine Auswahl 
der Hearing-Beiträge, die eventuell _ in einigen Monaten als 
Buch veröffentlicht werden sollen. Wir haben besonders die 
Beiträge berücksichtigt, die für die aktuelle politische Ausein­
andersetzung gut zu gebrauchen sind und die Legitimität 
des Betreibervorgehens nachhaltig in Frage stellen. 

Vorausgestellt haben wir einen Beitrag von Dr. Helmut 
Hirsch, der die Ergebnisse des ganzen Hearings prägnant zu­
sammenfasst. 
H. Hirsch ist der Sprecher der Gr.uppe Ökologie und der maß- · 
gebliche Initiator des Gorleben-Dragahn-Hearings. Im Rahmen 
des Gorleben-Hearings 1979 hatte er im Auftrage der nds. 
Landesregierung die Arbeiten WAA-Kritiker koordiniert. 
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von Dr. Helmut Hirsch 
Gruppe 6kologle 
Hannover 

Für die zukünftige Diskussion ist es 
wichtig, noch einmal Revue passieren 
zu lassen, was Ministerpräsident Al­
brecht in seiner Regierungserklärung 
vom 16. Mai 1979 gesagt hat. 
Dort stellte er fest, daß die Wieder­
aufarbeitung grundsätzlich sicherheits­
technisch realisierbar sei, allerdings un­
ter der Voraussetzung, daß an dem 
Konzept gewisse Änderungen durchge­
führt werden. Heute aber ist zu sehen, 
daß Ministerpräsident Albrecht 1983 
auch in sicherheitstechnischer Hinsicht 
Abstriche gemacht hat. Hier verhält es 
sich ähnlich wie mit der Standortfrage, 
wo es zunächst hieß: nicht Lüchow­
Dannenberg, um die Leute zu beruhi­
gen, um dann später doch an Lüchow­
Dannenberg festzuhalten. Ich möchte 
vor allem drei Punkte hervorheben. 

Zum einen hatte die Landesregie­
rung seinerzeit gefordert, es dürfen 
keine hochaktiven Abfälle in flüssi­
ger Form in großen Mengen in Tanks 
zwischengelagert werden. Die DWK 
hat versucht, diesem Punkt auf dem 
Papier Rechnung zu tragen naeh dem 
Motto:wenn der Landesregierung ein 
Teil dieses Konzeptes eben nicht paßt, 
dann streichen wir ihn einfach raus· und 
die beiden benachbarten Teile, die da­
durch verbunden werden sollten, die 
hängen wir direkt zusammen; d.h., die 
Abfälle werden sofort verglast. 
Das bedeutet, die Abfälle sollen mit ei­
nem Verfahren, daß bisher noch nicht 

Zu den Ergebnissen des 
erprobt wurde und nur auf dem Papier 
existiert, in eine Abfallform umgewan­
delt werden, deren Eignung immer 
mehr in Zweifel gezogefJ wird. Hier 
dürfte die Landesregierung nicht ein­
fach oberflächlich sagen, gut, man hat 
ja diesen kritischen Punkt rausgenom­
men, • sondern hier müßte man schon 
erheblich genauer prüfen: Wie zuver­
lässig ist denn dieses Ändeivngskon- · 
zept? Und dabei hätte sich deutlich 
gezeigt, daß es auf tönernen Füßen 
steht. . Wenn die Landesregierung al­
so auf der Grundlage der Regieru'ngs­
erklärung 79 stehen wurde, hätte sie 
schon aus diesem Grund den Antrag 
nicht in dieser.Form entgegennehmen 
dürfen. Diesbezüglich müßte sie zu­
mindest fordern: Zunächst muß de­
monstriert werden,. daß Glas überhaupt 
eine geeignete Abfallform ist. Dann 
erst kann. man diesen Punkt abhaken. 

Ein zweiter Punkt, der noch viel 
deutlicher unter den Tisch gefallen ist, 
betrifft die Vorkehrung, für den Fall 
eines Krieges oder einer schweren Kri­
se das radioaktive Inventar der Anlage 
unterirdisch einlagern zu können. Von. 
dieser Forderung hat man jetzt in der 
Diskussion um Dragahn nichts mehr 
gehört, sie. ist einfach weg, sie wurde 
nur von unserer Seite jetzt wieder in 
die Diskussion eingebracht. Falls sie 
nachträglich in dieses Konzept aufge­
nommen werden soll, stellt sich die 
Frage, ob in Dragahn ein zweites 
Bergwerk zur Einlagerung errichtet 
wer,den soll, oder ob man die flüssigen 
radioaktiven Abfälle dann 25 km weit 
nach Gorleben transportieren will, um 
sie dort in ein Endlagerbergwerk ein­
zubringen. Wir sagen immer, 25 km 

sind nicht viel, aber für den Transport 
von hunderten oder tausenden Kubik. 
metern flüssiger radioaktiver Abfälle 
ist diese Strecke wieder sehr lang. Die 
nlichste Frage ist: Geht man im Prin­
zip schon heute davon aus, daß der 
Salzstock Gorleben geeignet ist? Sonst 
wäre ja keine Stelle da, wo man diese 
radioaktiven Stoffe einlagern könnte. 
Viele Fragen dazu • keine Antworten. 

Ein dritter Punkt liegt auf einer an­
deren Ebene. Albrecht hatte sich in 
der Regierungserklärung vom Mai 79 
explizit darauf bezogen, ·daß die Gif­
tigkeit· der' Wiederaufarbeitungsabfä/le 
nach 500-1()()0 Jahren unter die Gif­
tigkeit (Tcutizität) von natürlichen 
Uranerzen.falle, man sie dann also ver­
gessen känne, Nach den neusten wis­
senschaftlichen· Erkenntnissen, die sich 
auf neue Toxizitätswerte für radioakti· 
ve Stoffe stützen, die von der interna­
tionalen Strahlenschutzkommission 
1980 publiziert wurden, ist das aber 
unter keinen Umständen mehr haltbar. 
Wenn man heute genauso mit für die 

· Kernindustrie ·. günstigen Annahmen 
rechnet, jenen Annahmen, die damals 
zu 500-1000 Jahren geführt haben, 
kommt man heute auf einen Zeitraum 
von 1- 10Mil/ionenJahren. Das bedeu­
tet, daß der Unterschied zwischen 
Wiederaufarbeitung und Nicht • Wie­
deraufarbeitung sehr stark zusammen­
geschrumpft ist. Hier ist also die wis­
senschaftliche Entwicklung einfach 
über etwas hinweggegangen, worauf 
sich Ministerpräsident Albrecht in sei­
ner Erklärung noch gestützt hat. Den­
noch war auch hierzu bis jetzt keine 
Reaktion zu verzeichnen. 

Explosionsunfälle ln der WAA 

Ich gehe jetzt noch einmal quer durch 
das Programm des Hearings, um die 
wichtigsten Ergebnisse festzuhalten. 
Angefangen haben wir mit den sicher­
heitstechnischen Fragen, mit den Kon­
zeptänderungen. Es ist kein Brennele­
mentlagerbecken als Eingangslager 
mehr vorgesehen sondern ein Trocken­
lager. Weiterhin will die DWK ein vö/­
.fig unerprobtes Konzept zur Fernbe­
dienung, Ferninstandhaltung, Fernre­
peratur der Anlage einführen, zu dem 
man selbst aus den offiziellen Kernfor­
schungszentren Zweifel hören kann, 
ob es so machbar ist. Damit kann ich 
diesen Punkt wohl abschließen, weil 
ich das wichtigste schon vorher sagte. 

Ein weiterer Punkt bei den Sich­
erheitsfragen war, daß wir in den letz­
ten Jahren genauere Berechnungen an­
gestellt haben zur Frage der möglichen 
Kritikalitätsunfälle. /n den offiziellen 
Studien wird bei Entstehen einer kri­
tischen Masse mit Explosionswirkung­
en in der ·Größenordnung von 1 kg 
TNT ·also etwa einer Haf!d,qranate • kal­
kuliert, d.h. wenigstens die baulichen · 

Strukturen würden ganz bleiben. Die 
jetzt präsentierte Berechnung hingegen 
zeigt, daß mit einer max. Sprengwir­
kung von bis zu 100kg·gerechnet wer­
den muß: Also keine Handgranate, 
sondern eine mittlere Fliegerbombe 
aus dem 2. Weltkrieg. Es sind also Kri­
tikalitätsunfä/le möglich, die von innen 
heraus die bauliche Struktur der An­
lage zerstören, und die zur Freisetzung 
größerer Mengen von Radionukleiden, 
vor allem Plutonium, führen können. 
Weiterhin können sie eine ganze Reihe 
von Folgeunfällen in de,r Anlage bewir­
ken, weil innere Zerstörungen wie Zer­
brechen von Rohrleitungen, Ausflies­
sen brennbarer Lösungsmittel usw. 
als Folge zu erwarten sind. 

Im Rahmen der yorträge über interna­
tionale Betriebserfahrungen hat Wal­
ter Patterson (Großbritannien) fest­
gestellt, daß weltweit die Probleme in 
den letzten vier Jahren eher größer als 
kleiner geworden sind. Aufgrund der 
technischen Probleme und der 'schlech­
ten Anlagenverfügbarkeit, Störfälle 
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usw. stiegen die Kosten derart a11., daß 
in anderen Ländern, insbesondere in. 
·GB die Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen langsam ihre Zweifel bekom­
men, ob 'Wiederaufarbeitung wirklich 
sinnvoll und notwendig für sie ist. Hier 
sind also bereits gewisse lnteressenge~ 
gensätze zwischen Wiederaufarbeitern 

· und EVUs aufgetreten -.in der BRD ist 
es bisher noch nicht so weit • 
Besonders interessant war der Vortrag . 
aus Frankreich von Jean.Pau/ Schapira, 
der die Ergebnisse der Commission 
Castaing, einer offiziellen Regierungs­
kommission, der er angehört, und die 
Empfehlungen zurWAAgegeben hat, 
dargestellt hat. (siehe S. 25 dieser Zei­
tung, Anm. Red.) ( •.. ) 
Es wurde femer eine Gegenüberstel­
lung der Direkten Endlagerung von 
Brennelementen und der Wiederauf­
arbeitung präsentiert. Ich sagte schon, 
daß heute nach den neuesten Erkennt­
nissen der Vorteil der Wiederaufarbei­
tung, der ja darin besteht, daß einfach 
ei.ne geringere Menge giftiger Stoffe 
ins End/ager· kommt, praktisch ver-
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schwunden ist, weil sich die Toxizi­
tät der Abfälle stark erhöht . hat. 
Früher hat maQ mit einem Faktor 
10 • 100 zugunsren der Wiederaufar­
beitung gerechnet, jetzt ist nur noch 
ein Faktor 2 - 3 übrig geblieben. Die­
ser geringe Rest-Vorteil wird noch da­
durch aufgehoben, daß durch die Wie-

deraufarbeitung die Radionuklide auf 
eine Vielzahl von Abfallströmen mit 
einem sehr großen Volumen verteilt 
werden. Damit wird die Freisetzungs­
wahrschein/ichkeit erhöht. 

Weiter wurde über geologische A· 
spekte gesprochen. Prof. Grimme/ 

hat vor allem über die Trinkwasser­
gefährdung geredet, weil ·die Anlage 
Dragahn in einem Wasserschutzgebiet 
errichtet werden soll. (s.S. 14) 
Andere Vorträge haben einen Ober­
blick über die Probleme der Endla.Qe­
rung gegeben. (s.S. 29) 

.ln der BRD ein Tabu· Thema: Die miiR. Verwendbarkeit der WAA 
Was ich aber besonders hervorheben 

möchte, ist die Sektion am Samstag­
abend, wo es um den Zusammenhang 
zwischen ziviler Wiederaufarbeitung 
und militärischer Atomenergienutzung. 
ging. Dieses Thema wurde bisher in der 
BRD kaum diskutiert, es ist ein The­
ma, das tabuisiert wird. Es ist einer­
seits verständlich, daß es hier Tabus 
gibt, ·weil es auch einen ziemlich er­
Schreckenden Inhalt, erschreckende 
lmp/ikationen hat, aber ich meine, . 
gerade deshalb ist es wichtig darüber 
zu reden. 

Auf dem Gor/eben-Hearing 79 wurde 
dieses Thema von der Landesregierung 
ziemlich unterdrückt. Ich kann mich 
erinnern, daß Albrecht selbst in die 
Diskussion eingegriffen und den inter­
nationalen Kritikern in bestimmten 
Dingen, das Wort abgeschnitten und 
gesagt hatte, daß solche Fragen,· da 
die BRD kein Atomwaffenstaat sei, 

nicht diskutiert zu werden bräuchten. 
Die Wissenschaftler waren damals als 
eingeladene Gäste auch so höflich, das 
Thema nicht weiter zu verfolgen. /n 
den letzten Jahren gibt es jedoch eini­
ge neue Entwicklungen, die diesen Zu­
sammenhang in besonders düsterem 
Licht erscheinen Jassen. Das Wichtigste 
ist vielleicht, daß man in den Vereinig­
ten Staaten erwogen hat, die zivile 

. Wiederaufarbeitungsanlage in Barnwe/1 
in Betrieb zu nehmen, um dort aus zi­
vilen Reaktoren Kernbrennstoffe auf­
zuarbeiten und das gewonnene Pluto­
nium für das Waffenprogramm zu ver­
wenden. Dies wurde ernsthaft disku­
tiert, es wurde im Allgenblick zwar 
durch den amerikanischen Kongreß ver­
hindert, aber diese Wünsche sind nach 
wie vor da. Vor allen Dingen ist es 
wichtig, daß Derartiges überhaupt ein­
mal als offizieller Plan formuliert wur­
de, denn damit wird endgültig bestä­
tigt, daß es ohne jeden Zweifel tech-

. Kein "Freeze" ohne weltweites Moratorium 

nisch machbar ist, und auch für die­
jenigen, die sich Atomwaffen beschaf­
fen wollen, Vorteile hat. 

Wichtig ist auch noch, daß die US­
Regierung seit dem Mißerfolg in Barn':. 
weil versucht, auf dem Weltmarkt Plu­
tonium einzukaufen. Es wurde be­
kannt, daß man z.B. 5t Plutonium in 
Großbritanien kaufen wollte. Wir ha­
ben also eine Situation - wenn die 
WAA in Dragahn, oder sonstwO in 
Betrieb geht und eine Weile läuft -
daß dann eine Plutoniummenge in 
der B R D vorhanden ist, aus der man 
kurzfristig ein Großarsenal von einigen 
tausend Kernwaffen herstellen kann. 
Das ist eine Tatsache. Angesichts der 
internationalen Situation, die ich gera­
de angedeutet habe, läßt das unter 
Umständen auch die Frage auftauchen, 
ob die BRD Plutonium an die Verei­
nigten Staaten verkaufen möchte, um 
das dortige militärische Atompro­
gramm zu unterstützen . 

für alle Arten von Wlederaufarbeltung 

Diese Zusammenhänge müssen vÖl­
lig klargemacht werden und - ich 
möchte noch einen kleinen Schritf 
weitergehen, und möchte noch etwas 
wiedergeben, was am Samstagabend 
von Dr. Gordon Thompson (USA) hier 
gesagt wurde. Er hat hier in dem Kreis 
der Zuhörer des Hearings einen Vor­
schlag zum ersten Mal öffentlich zur 
Diskussion gestellt: Es gibt in den USA 
die stark(! Forderung des Freeze, also 
die Forderung nach Einfrieren der A­
tomwaffenprogremme, um als ersten 
Schritt zumindestens zu erreichen, daß 
die Probleme nicht noch laufend wei­
ter verschlimmert werden. Und es ist 
nun wirklich ein großes Problem; wenn 
man ein solches Konzept verwirklichen 
will, wie man garantieren kann, daß 
es eingehalten wird. Die beste Lö,pung 
ist natürlich, die Kontrolle an der Ste~­
le anzusetzen, wo das Plutonium für 
die Bomben herkommt. Und das ist 
die Wiederaufarbeitung, das ist mo­
mentan in erster Linie die militärische 
Wiederaufarbeitung in den Vereinigten 
Staaten und in der Sowjetunion, auch 

die teils militärische, teils zivile Wie­
deraufarbeitung in anderen Ländern. 
Der Vorschlag von Gordon Thompson 
läuft darauf hinaus, ein weltWeites Mo­
ratorium für alle Arten von Wiederauf­
arbeitung zu fordern, das dann auch 
die militärische Wiederaufarbeitung 
in den Kernwaffenstaaten einschlies­
sen muß. Nur so könne kontoliiert 
werden, daß ein solcher Freeze durch­
gehalten wird. Ein solches Moratorium 
hätte den Vorteil, daß man durchaus 
die Möglichkeit hat, z.B. von Satelliten 
aus zu kontrollieren, ob eine Wieder­
[!ufarbtiitungsan/age läuft oder nicht. 
Aber man hat nicht die Möglichkeit, 
zu messen, was in den Köpfen der 
Menschen, die eine Wiederaufarbei­
tungsanlage betreiben, vorgeht. Man 
kann nicht feststellen, ob die gerade 
militärisches oder ziviles Plutonium 
erzeugen wollen! Wenn die Anlage 
mal läuft, ist hier eine Kontrolle 
nicht mehr möglich, aber man kann 
kontrollieren, ob sie im Betrieb ist 
oder nicht. 

Und in diesem Lichte ist auch die 
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Frage Dragahn · zu sehen, weil, wenn 
man eine solche Forderung stellen 
will, und ein Moratorium der gesam­
ten Wiederaufarbeitung zur Kontrolle 
der weiteren Atombewaffnung an­
strebt, dann selbstverständlich auch 
die BRD schon allein aus diesem 
Grund, keine Wiederaufarbeitungsan­
lage in Betrieb nehmen darf. Dies ei­
nerseits wegen der Beispielwirkung, 
selbst wenn man hier keine bösen 
Absichten unterstellt, aber anderer­
seits auch durchaus aus tiefergehenden 
Gründen. Ich unterstelle den führen­
den Politikern der BRD nicht unbe­
dingt, daß sie eine Atombewaffnung 
der BRD aktiv anstreben, aber ich 
denke, daß es sehr vielen Politikern 
nicht unangenehm ist, durch die Ein­
führung der zivilen Wiederaufarbeitung 
die Option des Zugriffes zwecks mili­
tärischer Nutzung auf das Plutonium 
offenzuha/ten. Ich bin der Meinung, 
daß auch in diesem Lichte der Zusam­
menhang zwischen der Wiederaufar­
beitung in der B R D und dem weltwei· 
ten Rüstungswettlauf zu sehen ist . 



Gorleben-Dragahn-Hearing 

Wann wird eine WAA wirtschaftlich? 

Am letzten Tag des Hearings haben 
wir über regionalpolitische, rechtliche 
und energiewirtschaftliche Fragen dis­
kutiert. Hier will ich nur kurz andeu­
ten, daß bei den regionalpolitischen 
Fragen, vor allem die Frage der Ar­
beitsplätze diskutiert wurde. 

Stichwort dazu, erstens: Man muß 
immer die Kosten der Arbeitsplätze 
abwägen; wenn man bei der WAA von 
einem Investitionsvolumen von 4 bis 
5 Mrd. DM ausgeht, dann kostet uns 
jeder einzelne Arbeitsplatz Investiti­
onen von einigen Mio. DM. Obwohl 
ich selbst kein Volkswirtschaftler bin, 
kann ich dazu sagen, daß das im Ver­
gleich zu anderen Industrien außer­
ordentlich hoch ist, ich weiß, daß man 
in anderen Industriezweigen schon 
einen Wert von einigen hunderttausend 
DM pro Arbeitsplatz als sehr hoch be­
trachtet. Mit dem hier eingesetzten 
Geld könnte also in ander.en Bereichen 
eine viel größere Zahl von Arbeitsplät­
zen geschaffen werden. 

Und der zweite Aspekt: Man muß 
sich auch überlegen, daß man füreinige 
sehr teure Arbeitsplätze gleichzeitig 
die gesamte, historisch gewachsene 
Struktur dort kaputtmacht. Die WAA 
ist nämlich ein Großprojekt, das, wie 
gesagt wurde, strukturell gesehen, so 
sehr oder so wenig in den Landkreis 
Lüchow-Dannenberg hineinpaßt, wie 
etwa die Olympischen Spiele 1984 
nach Lüchow. 

Zu erwiihnen ist vielleicht noch der 
letzte Vortrag am Sonntagvormittag zu 
den Kosten des Atomstroms, in dem 
die vorläufigen Ergebnisse einer ent­
sprechenden Studie des Oko-lnstitutes 
vorgestellt wurden. 

Die Autoren haben durchgängig 

festgestellt, daß nach ihren Berechnun­
gen, die Kosten des Atomstroms ge­
genüber dem aus Kohle gewonnenen 
Strom auf jeden Fall überwiegen 
selbst wenn man bei der Kohlenutzung 
eine sehr teure, hundertprozentige 
Entschwefelung einrechnet. Wichtig 
ist noch, daß man hier versucht hat, 
von der rein betriebswirtschaftliehen 
Betrachtungsweise bei Wirtschaft/ich­
keitsrechnungen abzugehen und auch 
die volkswirtschaftlichen Gesamtko­
sten in die Rechnung einzubeziehen. 
Da zeigt sich dann, daß die für die 
Gesellschaft errechneten volkswirt­
schaftlichen Verluste allein für ein 
einziges Atomkraftwerk rd. 50 Mrd. 
DM gegenüber einem Steinkohle­
kraftwerk ausmachen. Und für das 
Thema unseres Hearings ist noch 
wichtig, daß die Wiederaufarbeitung 
einen sehr hohen Anteil an den Ko­
sten hat, und zwar einen Anteil vön 
20% oder mehr. 

Abschließend haben wir über die 
Ergebnisse der Enquete-Kommission 
"Zukünftige Kemenergiepolitik" und 
die Notwendigkeit der Atomenergie 
überhaupt diskutiert. Ich will dazu 
nicht mehr viel sagen,· ich gehe davon 
aus, daß diese Thematik bekannt ist. 

Wichtig ist noch, hervorzuheben, 
daß diese Ergebnisse 1979 bei dem 
ersten Gor/eben-Hearing noch nicht 
bekannt waren und daß 'man bezüg­
lich der energiepolitischen, energie­
wirtschaftlichen Randbedingungen 
noch keine alternativen Szenarien, son­
dern nur die irrsinnigen Wachstums­
studien der Energiewirtschaft kannte. 
Auch in dieser Beziehung sind die Dis­
kussionen auf dem Gor/eben-Hearing 

~----VER DREIS SI G FACH U N G _____ -t 

des Atommülls durch Wiederaufarbeitung 

'Während aus 1 cm abgebrannten BrennstOff 
bei direkter Endlagerung rund 5 cm konditioniertes Produkt werden, liefert die 
gleiche Menge bei Wiederaufarbeitung ca. 

0,9 cm hochaktive Glasblöcke 
6 cm konditionierte Brennelemthüllen und Schlemme, gleichfalls hochaktiv 

62 cm Mittelaktive Abfälle 
45 cm Schwachaktive Abfälle 
37 cm Tritium - Wasser 

sowie Sonderabfälle wie . Krypton in Druckflaschen - falls es abgetrennt wird! 
Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß die Verfahren zur Behandlung der 

hochaktiven Abfälle nur auf dem Papier existieren, es für die Lagerung des 
Tritium-Wassers noch nicht einmal die Idee einer Lösung gibt, und bei gestörtem 
Betrieb die Abfallmengen noch zunehmen (Dekontminationsabfälle, kaputte 
Geräte usw.)" 
(aus einem Hearing-Beitrag von H. Hirsch, Gruppe Ökologie,- Hannover) 
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1979 heute schon völlig überholt. 
Als letzten Gedanken wollte ich 

noch schnell auf eine Aussage von Wal­
ter Patterson hinweisen. Wir haben 
uns die Frage gestellt: Wenn das 
Ganze soviel kostet, wenn Atomener­
gie so teuer ist und wenn insbeson­
dere die Wiederaufarbeitung schon 
über 20% davon ausmacht, wieso 
wird sie dann überhaupt angestrebt? 
Es gibt hier verschiedene, auch wirt­
schaftliche Gründe: Stichwort Mono­
po/struktur der Energieversorgung, Ei­
gendynamik der Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen, zentralisierte 
Technologien, die eben auch der 
Struktur dieser Unternehmen ent­
gegenkommen usw. Aber ein Punkt 
ist sicherlich auch der militärische 
Zusammenhang. Wenn ich nämlich 
gleichzeitig dieses Atomprogramm für 
militärische Zwecke nutzen möchte, 
dann sieht eine Gesamtrechnung aus 
der Sicht derer, die ein ziviles u n d 
ein militärisches Programm wollen, 
natürlich kostenmäßig wieder viel 
günstiger aus. Dann bedeutet es ja 
daß ich mir ein separates militäri­
sches Atomprogramm, das ja auch 
wieder eine Menge Geld kostet, er­
spare. Aber ich denke, das ist für die­
jenigen, die Atombomben nicht für 
ein sinnvolles Produkt halten, wohl 
kein sehr überzeugendes Argument. 
Damit will ich schließen.-

Dieses Fazit des Gorleben/Dragahn­
Hearings wurde auf einer Pressekon­
ferenz am 28. März 1983 mündlich 
vorgetragen. Wir haben es in einer 
leicht überarbeiteten und gekürzten, 
von Helmut Hirsch autorisierten Fas­
sung wiedergegeben. 
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Französische Regierungskommission. stellt fest: 

Keine Langzeitsicherheit durch WAA 
Nach dem Hearing Beitrag von Dr. J .P. Schapira, Mitglied der "Commission Castaing" 

-------------------------------------------- - --
Der Bau der WAA-Anlagen UP 3 und 
UP 2-800 in La Hague wurde im März 

1981 noch von der alten Regierung t>e­
schlossen und im Oktober 1981 von der 
Regierung Mitterand bestätigt. Dieser 
Beschluß war innerhalb der sozialis­
tischen Partei, ökologischen und ande­
ren Gruppen. Im Parlament gab es eine 
heftige Diskussion darüber. Daraufhin 
beschloß die Regierung die Einsetzung 
einer Kommission, welche die Proble­
matik genauer untersuchen sollte. ln die 
"Kommission Castaing" wurde ein 
,,breiteS Spektrum von Meinungen be· 
rufen", mit Vertre.tern der Universitä· 
ten, der zuständigen Behörden, von 
Gruppen die dem Atomprogramm kri· 
tisch gegenüberstehen, Wissenschaftler 
meist mit wenig praktischer Erfahrung 
auf dem Gebietder Wiederaufarbeitung. 

Oie KommiSsion hat nach einem 
Jahr Zusammenarbeit im Januar 1983 
ihren Bericht veröffentlicht. Dafür wur­
den zwischen den Mitgliedern der Kom­
mission starke Kompromisse ·geschlos­
sen, " die sich darin wiederspiegeln, daß 
die Kommission der Cogema die Fähig· 
keit zuerkennt, die neue Anlage .... zu 
bauen, obwohldiebisherigen Erfahrun­
gen das ln einem sehr kritischen Licht 
erscheinen lassen." Die Anlage UP 3 ist 
dazu bestimmt, aus dem .Ausland ge­
lieferten Kernbrennstoff aufzuarbeiten, 
während die französische Elektrizitäts· 
gesellschaft EOF UP 2-800 nutzen 
wird. Ab 1990 werden jährlich 1.500 
abgebrannte Brennelemente anfallen. 

· Oie Kommission stellte dazu fest, 
daß aufgrund der großen Menge ange­
lieferter Brennelemente ab 1990 8.000 
bis 12.000 t Atommüll ständig in La 
Haque gelagert werden müssen. Das 
Hauptprobtem, dem sich d ie Kommis­
ion gegenüber sah, war die Frage, " ob 

Wiederaufarbeitung iberhaupt der an­
gemessene Weg ist, um die Langzeitsi­
cherheit der radioaktiven Abfälle zu ge­
währleisten." Oie drei von der Cogema 
vorgeschlagenen Arten der Abfallkon· 
ditionierung, wie sie auch hier verfolgt 
werden, wurden dazu näher untersuchf. 
Für die Endlagerung der schwach- und 
mittelaktiven Abfälle hat die Cogema 
keinen Plan vorgelegt. Nach den Richt· 
Iinien der amerikanischen Genehmi­
gungsbehörde NRC wären Bitumen und 
Zement für die Abfälle, die langlebige 
alpha-Strahler enthalten, als nicht ge­
eignet anzusehen. (ln Frankreich sieht 
man das eben anders, d.S.) Zur Verga.. 
.,ng herrschte in der Kommission 
Obereinstimmung, d.& es bis heute kej. 
ne Möglichkeit gibt nachzuweisen, daß 
sie e.ine ausreichend sichere Form der 
Abfallbehandluna darstellt • .. Wichtig 
. für die Castaing- Kommission war die 
neue Verordnung der Internationalen 
Strahlenschutzkommission '80, in der 
sehr viel höhere Toxiditätswerte für Nep­
tunium und Americium angegeben wur­
den ... Das führte dazu, daß bei den 
Glasblöcken, pus der Anlage UP 3, ver­
glichen mit nicht aufgearbeitetenBrenn­
elementen, durch die Wiederaufarbei· 
tung nur noch eine Reduzierung der 
Toxiditätswerte um den Faktor 2 - 3 
erreicht wird, während vorher ein Fak· 
tor von 30 angesetzt wurde. " Anderer. 
seits erhöht sich das Volumen der ra­
dioaktiven Abfälle nach Berechnungen 
der Kommission durch die Wiederaufar­
beitung mind. auf das 10fache. (Wie in 
der Diskussion angemerkt wurde, würde 
diese Zahl für 1fie BAD eher bei 20 lie­
gen, da in Frankreich ein Teil der ra· 
diaaktiven Abfälle . ins Meer geleitet 
wird.) 

Die Kommission Castaing kam zu. 
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dem Schluß, daß die Weederaufarbei· 
tung keine ausreichende Garantie für 
die Langzeitsicherheit der radioaktiven 
Abfälle bietet und sie aus dietem Grund 
nicht empfohlen werden kann. Diese 
Meinung steht der offiziellen franz . Po­
litik vollkommen emgegen, die Wieder· 
aufarbeitung als notwendig für die Ab· 
fallbehandlung betfac:htet. Die Kom­
mission empfahl die Veränderung der 
Konditionierungsverfahren und als eine 
Alternative zurWiederaufarbeitung eine 
Untersuchung der "Methode der direk· 
ten Endlagerung .•. eine Sache, die das 
erste Mal überhaupt voneineroffizielen 
Stelle in Frankreich empfohlen wurde." 
" Ein drückendes Problem sind die Be· 
triebsahfälle aus Reaktoren, im Jahre 
2000 wird es 800.000 cqm geben." 
Das Konzept Ist, d iese Abfälle flach zu 
vergraben. Oie Kommission befürchtet, 
daß die Cogema hierbei nicht nur die 
schwachaktiven Abfälle vergraben will, 
sondern auch die alpha- haltigen Wie­
deraufarbeitungabfälle mit unterbrin­
gen will. 

Das Abfallbeseitigungsprogramm der 
Atomenergiebehörde ist stark kritisiert 
worden, da ,,die Konditionierung der 
Abfälle bereits läuh, während man an­
dererseits noch kein Konzept für die 
geologische Endlagerung hat, d.h., daß 
man eigentlich noch gar nicht weiß, für 
welche Bedingung diese Abfälle kondi· 
tioniert werden sollen." Ein ganz har· 
ter Kritikpunkt aus der Kommissions­
arbeit ist, daß ein wirklich komplettes 
Konzept für die Wiederaufarbeitung 
und die Beseitigung der schwach- und 
mittelaktiven Abfälle vorhanden sein 
müßte. Der Bericht stellt fest, daß es 
auch in der BAD ein solches Konzept 
nicht gibt. 
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.Schnelle Brüter für das französische 
Atombombenprogramm 
Zur Bedeutung der Schnellen Brüter für die französische Atombom­
benherstellung 

Dies ist eine Zusammenfassung des Vortrags, den Hariolf Grupp(Physiker, seit 
1980 Mitarbeiter der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages und 
freier Mitarbeiter des Instituts für Energie- und Umweltfragen (IFEU),Hei­
delberg, anläßtich des Hearings hielt. 

Die Informationen über die mögliche 
zukünftige militärische Nutzung des 
Schnellen Brüters "Superphenix" in 
Malville stammen aus Veröffentlich­
ungen von Yves Lenoir und seinen Mit­
arbeitern. 

Weltweit sind insgesamt 4 Brüter in 
Betrieb, die die Größe von Forschungs­
reaktoren überschreiten. Nur bei einem 
sind Brutraten nachgewiesen worden, 
d.h., die Versprechungen, daß sich 
durch den Betrieb von Brütern der U­
ranbedarf verringere, sind-für die ge­
genwärtigen Reaktoren ohne Grund­
lage. Die Wiederaufarbeitung ist eine 
Voraussetzung fürden Betrieb von Brü­
tern, weil dadurch ein Vorrat an Plu­
tonium (Brüterbrennstoff) geschaffen 
wird. Der Brennstoff des Brüters be­
steht aus ungeraden (spaltbaren) und 
geraden (schlecht, oder nicht spaltba­
ren) Plutoniumisotopen. Im Brüter 
können - im Gegensatz zum Leicht­
wasserreaktor (LWR) - auch die ge­
raden Plutoniumisotope durch schnelle 
Neutronen gespalten werden. Dabei 
wird überwiegend Plutonium 239 er­
zeugt, das für die Atomwaffenherstell­
ung notwendig ist. Nach dem Brut­
vorgang liegen also andere Plutonium­
qualitäten als im LWR vor. 

ln der Brennzone liegt wiederum 
Reaktorplutonium vor von der Qua­
lität für LWR-anlagen. Im axialen und 
radialen Brutmantel ist reines Waffen­
plutonium entstanden. 

Der Unterschied zwischen Waffen­
plutonium und Reaktorplutonium liegt 
darin, daß man mit Reaktorplutonium 
nur einfache und grobe große Bomben 
bauen kann. Das kommt insbesondere 
für Länder der 3. Welt in Frage, die die 
A-Bombe im wesentlichen als Drohge­
bärde wünschen. Für Atomwaffenlän­
der ist das Waffenplutonium interes­
santer, weil damit präzisere Waffen mit 
leichteren Tragegewichten produziert 
werden könnenn. 

Der Brüter hat unter allen Reaktoren 
insofern eine Sonderstellung inne, da 
er die Eigenschaften militärischer und 
ziviler Reaktoren in sich vereinigt. D. 
h. einerseits kann er im Dauerbetrieb 
gefahren werden (im Gegensatz zum 
reinen Militärreaktor) und gleich Waf­
fenplutonium herstellen. 

Die Situation in Frankreich sieht so 
aus, daß der militärische Produktions­
reaktor eine Lebensdauer von 
noch 1 0 Jahren hat. Und so stellt sich 

************** 
die Frage, wie der Plutoniumbedarf in 
Zukunft gedeckt werden kann. Hierzu 
kommt außer dem kleinen Brutreaktor 
Phenix auch der Superphenix aus den 
genannten Gründen in Betracht. Dies 
belegt auch ein Zitat aus der Zeitschrift 
"Energies" vom· 23.4.82 (eine' Zeit­
schrift die der Elektrizitätswirtschaft 
nahesteht) :"Unter diesen Umständen 
wird der Superphenix offensichtlich die 
technische Basis der französichen A­
tomstreitmacht." ... und: " Die Ent­
wicklungspläM des Aufbaus der zivilen 
Kernenergie treffen sich heute mit de­
nen der militärischen Prodiktion." Der 
Geschäftsbericht der CEA von 1973 
(französiche Energiebehörde) unter­
stützt diese Möglichkeit mit der Em­
pfehlung: " die Produktion militäti­
scher Kernmaterialien auf den sich stark 
entwickelnden Bedarf anzupassen und 
dabei den FortSChrittder zivilen Tech­
nik und der zivilen Programme vorteil­
halt zu nutzen, um die damit zusam­
menhängenden Aufwendungen zu be­
grenzen." 

Die BAD ist an der Entwicklung des 
Superphenix mit 16% beteiligt. Diese 
finanziellen Aufwendungen betragen 
von der Fa. SBK, eine Tochter der 
RWE, derzeitig mehr als für Kalkar. ln 
diesem Zusammenhang existiert ein 
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Plutoniumbereitstellungsvertrag, aer 
regelt, daß im Umfang der finanziellen 
Aufwendungen anteilsmäßig die erste 
und die weiteren zwei Folgeladungen 
Plutonium bereitzustellen sind. Es ist 
also möglich, d~:~ß in der BAD erzeugtes 
LWR-Plutonium im Superphenix ein­
gesetzt wird, dessen Verwendung offen 
ist. 

Dieses führte -nun im Bundestag zu 
einer Reihe von Anfragen. Der Staats­
sekretär im Forschungsministerium 
bemerkte dazu: " Die Verwendung des 
in der Phenixanlage erbrüteten Pluto­
niums ist eine interne Angelegenheit 
der fränzösischen Seite. Der Betrieb des 
Phenix und des Superphenix liegt voll 
in französischer Verantwortung." 

Der Plutoniumbereitstellungsvertrag 
enthält die- Formulierung, daß das 
Plutonium leihweise zur Verfügung 
stellt wird und - eingerechnet die 
Brutgewinne der Anlagen -nach Be­
trieb zurückgegeben wird. Es ist un­
klar, wie die Rückgabe stattfinden soll: 
Es könnte sein, daß das Brutmantel­
plutonium in Frankreich bleibt, und 
die Rückgabe aus der zentralen Brenn­
zone erfolgt- oder- daß sowohl die 
zentrale Brennzone, wie der Brutman­
tel anteilsmäßig aufgeteilt wird. 

ln der schon angesprochenen Bun­
destagsdebatte wurde die Frage nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung 
für die zukünftige Zielsetzung der 
französischen Nutzung des Superphe­
nix gestellt. Die Antwort des Bundes­
forschungsministers Riesenhuber lau­
tete: 
" Entsprechende Erkenntnisse liegen 
der Bundesregierung nicht vor. Der 
Bundesregierung liegen keine Anhalts­
punkte vor, daß der fränzösische Staat 
Plutonium aus der Superphenix für das 
französische Atomwaffenprogramm 
verwenden wird. . • . Es kann nicht 
Aufgabe der Bundesregierung sein, 
Behandlungsweisen für den Fall zu 
diskutieren, daß sich eine befreundete 
Regierung anders verhält, als ihren 
bisherigen Aussagen zu entnehmen ist." 

Laut Atomwaffensperrvertrag ist es 
der BAD nicht gestattet, eine Verfü­
gungsgewalt über Atomwaffen zu be­
sitzen. Die Beteiligung am Superphe­
nix bedeutet aber ganz klar eine Mit­
arbeit am Atomwaffenprogramm; 

*********' 
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US-Piäne zur Nutzung von zivilem 
Plutonium für den Bau von Atomwaffen 
von Dr. Gordon Thompson 

Gordon Thompson ist Physiker und Mitarbeiter der amerikanischen 
Wissenschaftler-Vereinigung ,,Union of Concerned· Scientiste". Der 
Beitrag wurde ad hoc übersetzt von B. Fischer und von uns gekürzt. 

Der atomare Rüstungswettlauf hat uns 
an einen Punkt gebracht, an dem es 
in der Welt über 50.000 Atomwaffen 
gibt. Ihre zusammengefaßte. Detona­
tionskraft entspricht mindestens 3 Ton­
nen TNT pro Kopf der Bevölkerung 
(Zum Vergleich: die Hiroschima-Bom­
be wird mit 14 kilotonneo angege­
ben, d. Red.) Die neuen Waffen, so­
wohl die Spaltbomben wie die Fusi­
onsbomben,benutzen Plutonium, wäh­
rend die älteren Waffen Uran benöti­
gen. Mit Plutonium läßt sich für beide 
Waffentypen ein besseres Verhältnis 
von Wirkung zu Gewicht erreichen. Das 
bedeutet z.B., es ist möglich, mehrere, 
voneinander unabhängige Sprengköpfe 
auf eine Rakete zu setzen. 

Gegenwärtig lagern in den USA 100 
Tonnen Plutonium. Das reicht aber 
nicht für das Atomwaffenprogramm der 
USA aus. So hat z.B. die US-Regierung 
die Wiederaufarbeitungvon abgebrann­
tem Kernbrennstoff aus AKWs ernst· 
haft-als ein Mittel zur Beschaffung von 
Plutonium für die neue Generation von 
Atomwaffen in Betracht gezogen. Das 
US-Inventar an Atomwaffen könnte 
bis zum Jahre 2000 verdoppelt werden, 
sollte dies tatsächlich geschehen. 

Es sind einige Maßnahmen unter· 
nommen worden, um den Plutonium­
ausstoß in den USA zu erhöhen. Dies 
geschieht unter der Verantwortung des 
Energieministeriums und kostet etwa 1 
Milliarde Dollar pro Jahr. Zuerst wur­
de ein Reaktor in Hanford, der bis· 
lang Plutonium für den Schnellen Brü­
ter produziert hat, umgestellt. Jetzt 
produziert er Waffenplutonium. Zwei· 
tens soll ein weiterer militärischer Re­
aktor in Savannah River in Betrieb ge­
setzt werden. Der Brennstoff aus den 
genannten zwei Reaktoren würde in 
die Wiederaufarbeitungsanlagen in Han-

ford und Savannah River gebracht und 
dort wiederaufgearbeitet werden, um 
das Plutonium nutzen zu können. Aber 
auch diese zwei neuen Reaktoren rei­
chen nicht aus, um genügend Plutoni­
um bereit zu stellen. Deswegen ist man 
auf zwei Optionen verfallen. Die erste: 
Man baut einen neuen Produktionsre­
aktor; die Zweite: Das Plutonium, das 
in den zivilen Reaktoren entsteht wird 
genutzt. Für die zweite Option gibt es 
zwei Möglichkeiten: Man versieht die 
militärische WAA Savannah River mit 
einer Eingangsstufe, damit der Brenn­
stoff aus zivilen Reaktoren aufgear­
beitet und so in den militärischen 
Kreislauf eingebracht werden kann. 
Oder mannimmtdieWAA in Barnwell, 
deren Bau 1977 gestoppt wurde, in Be­
trieb. Der letzte Vorschlag von Februar 
1983 beinhaltet, die WAA in Barnwell 
fertig zu stellen und sie dann (als mili­
tärische Anlage) ohne Betriebsgenehmi­
gung zu betreiben. Wenn dieser Plan so . 
ausgeführt würde, müßte man die flüs­
sige Plutoniumnitratlösung und die 
flüssige hochradioaktive Abfalläsung in 
die militärische Savannah-River-WAA 
bringen. Dieses Verfahren wäre billiger 
als die Fertigstellung der Barnwell 
WAA. Nach den gegenwärtigen Geset­
zen könnte das Plutonium aber nicht 
für militärische Zwecke genutzt wer­
den; der Kongreß müßte dazu erst die 
Gesetze ändern. 

Waffen- Plutonium kann man z.B. 
durch Schnelle Brüter bekommen, wie 
es in Frankreich geplant ist. ln den USA 
wird die Laserisotopentrennung bevor­
zugt (siehe auch Atommüllzeitung Nr. 
19, d. Red.). Eine Laserisotopentren­
nungsfabrik wird in der zweiten Hälfte 
der 80er Jahre in Betrieb gehen, und 
sehr reines , waffenfähiges Plutonium 
aus abgebrannten Brennstäben herstel­
len. Wenn Wiederaufarbeitung eine all­
gemein benutzte Technologie wird, er­
öffnet sich für viele Staaten dadurch 
die Möglichkeit, Atomwaffen herzu­
stellen. Die Einführung der Wiederauf­
arbeitung in der BRD würden diesem 
Staat genug Plutonium zur Produktion 
von Tausenden von Atomwaffen liefern 
sollte sich eine zukünftige Regierung 
dafür entscheiden. Die BRD arbeitet 
ebenfalls an der Laserisotopentrennung 
und hat dazu auch einige technische 
Apparate aus den USA importiert. 

Oie internationale Gesetzgebung ü­
ber Prolieferation (= Weiterverbreitung 
von ·waffenfähigem Reaktormaterial) 
ist sehr schwach. Der Nichtweiterver-
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breitungsvertrag ist nicht sehr wirkungs­
voll, weil es nach diesem Vertrag rela­
tiv wenig Möglichkeiten und finanzielle 
Mittel gibt, um Kontrollen durchzufüh­
ren. Der Vertrag hat eine Kündigungs­
frist von 90 Tagen. Außerdem läuft die­
ser Vertrag in 12 Jahren aus. Dies wur­
de von der BRD als Bedingung für ih­
re Unterschrift genannt. Frankreich 
und China haben in der letzten Zeit 
Andeutungen gemacht, daß sie in Zu­
kunft stärker auf Nuklearwaffen ver­
trauen werden. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis andere Länder diesen bei­
den folgen werden. 

'' .Ich möchte jetzt einen Vorschlag 
machen, wie man da etwas ändern kann. 
Einen Vorschlag, den ich bisher in der 
Öffentlichkeit nicht gemacht habe •.. 
schlage ich vor, daß die Prolieferstions­
kontrolle auf eine sehr faire, auch sehr 
gleiche Basis gebracht wird, was be· 
deutet, daß ein Moratorium für die zi­
vile wie die militärische Wiederaufar­
beitung eingeführt wird. Für die USA 
und die UdSSR wäre dieser Stop der 
militärischen Wiederaufarbeitung Teil 
des Freeze-Vorschlages. Der Freeze 
ist das Einfrieren der Produktion und 
der Stationierung von Nuklearwaffen 
Die Sowjetunion hat erklärt, daß sie 
diesen Freeze unterstützt. Die Mehr­
heit der amerikanischen Bevölkerung 
scheint diesen Vorschlag auch zu un­
terstützen. Um diesen Freeze gegen­
seitig ratifizieren und kontrollieren zu 
können, wäre es auch notwendig, ei­
nen Stop der zivilen Wiederaufarbei· 
tung durchzuführen. Daher erscheint 
es mir sinnvoll. ein weltweites Mora­
torium für- die Wiederaufarbeitung ein· 
zuführen. Und ich glaube, dann wird 
es für die BRD leichter, auf die zivile 
Wiederaufarbeitung zu verzichten. Ein 
solches Moratorium sollte so lange ein­
gehalten werden, bis zwei Bedingun­
gen erfüllt sind. Erstens: daß es ein 
strenges System von Überwachungs­
maßnahmen gibt, daß die" militärische 
Nutzung von ziviler Wiederaufarbeitung 
sicher verhindern kann. Oder, und das 
ziehe ich vor, daß die Wiederaufarbei­
tung entgültig gestoppt wird. ., 



Gorleben-Dragahn-Hear; 

Die zivil-itärische Atomenergienutzun.g 
in Großbritannien 
Interview mit Walter Patterson (Freunde der Erde) 

Walter C. Patterson nahm als Referent am Gorleben/ Dragahn Hearing teil. Er ist 
Kernphysiker und freier Journalist, als Sachverständiger für die Regierungen Groß· 

britanniens ,Kanadas, Norwegens, und für die Europäische Gemeinschaft tätig, Ener­
gieberater der "Friends of the Earth" , London. 

Atommüllzeitung(AZ): Für uns war in 
Deinem Vortrag neu, daß in Großbri-­
tannien die AKW's ganz ungeschminkt 
Strom und Atomwaffenrohstoff erzeu­
gen sollen. 
W. Patterson (P.): Das gilt nur für 8 
Reaktoren. 4 davon befinden sich in 
Anlage 'Ca/der Hall' in der Nähe von 
Windscale. Sie wurde schon in den 
50er Jahren bebaut. Die Elektrizität ist 
bei diesen Reaktoren nur ein Neben­
produkt, das gilt auch für die andere 
Anlage in Schottland. ln diesen 8 Re­
aktoren wird das Plutonium für die bri­
tischen Kernwaffen erzel!gt. 
Außerdem gibt es noch 18 zivile Gas­
Graphit Reaktoren. Es hat im letzten 
Jahr heftige Diskussionen zwischen 
Kritikern und der Regierung gegeben, 
ob auch aus diesen Reaktoren Plutoni­
um für britische Kernwaffen verwen­
det worden ist. Die offizielle Version 
ist in sich widersprüchlich. Das Pluto­
nium vom AKW Wylfa, es war einige 
Jahre bis auf 95% reines Pu 239, ist 
im offiziellen Plutonium-Verzeichnis 
verschwunden. Vermutlich ist dieses 
Plutonium in die USA geschickt wor­
den. Vertragliche Vereinbarungen zwi­
schen Großbritannien und den USA 
hatten dabei eine vorwiegend militäri­
sche Nutzung vorgesehen. Auch aus 
anderen Reaktoren verschwand spurlos 
Plutonium. 
Wenn Ende der 80er Jahre die alten 
Militärreaktoren stillgelegt werden, 
haben wir offiziell keine mehr. Ich ha­
be schon die Frage aufgeworfen, ob 
man dann das Brutmantel-Plutonium 
vom Schnellen 8rüter für die Bomben 
nutzen wird, obwohl es der internatio­
nalen Sicherheitskontrolle unterliegt. 
Daß man es allerdings trotzdem beisei­
te schaffen kann, sieht man am Beis­
spiel Frankreich. 
AZ: Wie ist der derzeitige Stand des 
Schnellen Brüter Programms? 
P.: Es ist erstmal aufgeschoben wor­
den. Innerhalb der nächsten Monate 
sollen die Mittel von 110 Mio. Pf. für 
Forschung auf 70 Mio. Pf. gekürzt wer­
den. Der Bau eines neuen kommerziel­
len Demontrationsbrüters in der Größe 
des Superphenix ist z.Z. weit in die 
Zukunft verschoben worden. Ein Pro­
totyp ist bereits seit '74 in Betrieb. 
AZ: Gibt es eine WAA, die Brennele­
mente des Schnellen Brüters aufarbei­
ten kann? 
P.: Ja, es gibt in Dounreaye (Schott· 
land) eine kleine Anlage mit einer Ka­
pazität von 5t/a, die Ende '81 in Be­
trieb genommen wurde. 

AZ: Wie ist die militärische und zivile 
Atomforschung miteinander ver­
knüpft? 
P.: ln Großbritannien gibt es die Uni­
ted Kingdom Atomic Energy Authori­
ty (AEA), das ist die Atombehörde. 
Sie verschleudert 200 Mill. Pf./Jahr, 
die Hälfte davon für den Schnellen 
Brüter. Sie betreibt das berühmte For­
schungszentrum Harwell, außerdem 2 
kleinere, eines in Dounreay und eines 
in Südengland, Winfrith. 
Die AEA war früher der Besitzer von 
Windscale, bis '11 die British Nuclear 
Fue/s (BNFL) gegründet wurde, dere!7 
100%er Besitzer die AEA ist. Von die­
ser Firma werden die Anreicherurigsan­
lage Capenhurst, die militärischen Re­
aktoren Ca/der Hall und Chape/cross 
betrieben. BNFL verarbeitet· nicht nur 
ziviles Plutonium, sondern auch das für 
die Kernwaffen. 
AZ: Das wäre als ob die DWK auch für 
die Kernwaffen zuständig wäre? 
P.: Ja, die Aufgabe kann man verglei­
chen, wobei die DWK ein Zusammen­
schluß der EVU's ist, während BNFL 
eine eigenständige Firma i~t. ln GB 
gibt es im Unterschied zur BRD nur 3 
Energieversorgungsunternehmen 
(EVU). Sie betreiben die zivilen Reak­
toren und kaufen die Energie von Ca I­
der Hall und Chapelcross. Das größte 
EVU, die CEGB, wollte '17 die Hälfte 
der neuen WAA Windsca/e für sich re­
servieren. Der Abschluß eines Vertrages 
ist bis heute vom CEGB wegen der zu 
hohen Kostenansprüche derBNFL ver­
zögert worden. 
Die eventuelle Verwendung von Pluto­
nium aus den zivilen Reaktoren für 
Atomwaffen ist den EVU's sehr unan­
genehm, sie würden das gerne weit von 
sich weisen. 
AZ: Die Angst der EVU's, mit den 
Atomwaffen in Verbindung gebracht 
zu werden läßt vermuten, daß in der 
öffentlichen Argumentation 'Atom­
ernergie ist friedlich' noch stark ver­
treten· wird. 
P.: Wir haben jahrelang dafür gekämpft 
diese Verbindung auf den Tisch zu 
bringen. Im Gegensatz zu den USA 
gibt es hier noch keine enge Verbin­
dung zwischen Friedens- und Anti· 
AKW- Bewegung. 
AZ: Obwohl im Falklandkrieg Schiffe 
mit Atomwaffen dabei waren, d.h. daß 
es in GB keine theoretische Frage ist? 
P.: Nein, es ist überhaupt nicht mehr 
theoretisch, aber das Bewußtsein 
wächst erst langsam. Die "Friends of 
the Earth" arbeiten jetzt z.B. mit der 
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Kampagne für nukleare Abrüstung zu­
sammen. 
AZ: Wird in G B z.Zt. nur für militäri­
sche Zwecke aufgearbeitet? 
P.: Nein, nicht ausschließlich, es wer­
den überwiegend Brennstäbe aus den 
zivilen Gas- Graphit Reaktoren aufge­
arbeitet. 
AZ: Ein Projekt für die Wiederaufar­
beitung von Brennelementen aus 
Leichtwasserreaktoren sollte schon 78 
beginnen. Ist das jetzt erstmal auf die 
lange Bank geschoben worden? 
P.: Das ist ihnen z.Z. nicht eilig, da die 
Kosten dafür sehr hoch wären. 
AZ: Gibt es gemeinsame Forschungs­
vorhaben zwischen GB, Frankreich 
undder BRD? 
P.: Sicherlich, vor allem auf dem Ge­
biet der Brütertechnologie, der WAA, 
Verglasung und P/utoniumnutzung. 
Zwischen Frankreich, GB und der 
BRD gibt es bereits jahrzehntelang die 
"United Reprocessors" Vereinbarung, 
die Forschungen laufen über Cap La 
Hague und Marcoule. 
AZ.: Windscale gilt auch für das west­
deutsche Atomprogramm als Entsor­
gungsnachweis, Atommüll aus Lin-
gen ist nach GB gebracht worden; 
für Biblis und Stade existieren Ver­
träge. Weißt Du genaueres über die 
Verträge zwischen den Betreibern der 
WAA Windscala und den westdeutschen 
EVUs (Energieversorgungsunterneh­
men)? 
P.: Nein, die sind ganz geheim. Wir ha­
ben 1977 einen Vertrag zwischen GB 
und Japan sehen können. Er war sehr 
einseitig. Die Japaner mußten einen 
Haufen Geld bezahlen ohne eine Ver­
arbeitungsgarantie. Sollte die Anlage 
nicht arbe;.ten, mußten sie den Atom­
müll zurücknehmen, ohne ihr Geld zu­
rückzubekommen. Die Japaner waren 
trotzdem sehr froh, das Zeugs los zu 
sein. 
AZ.: Was passiert mit dem Atommüll, 
der aus Westdeutschland nach Wind­
scala transportiert worden ist.? 
P.: Das ist ein bißchen unklar. ln den 
neuen Verträgen ab 1975 gibt es die 
Klausel, daß der Müll vom Auftragge­
ber zurückgenommen werden muß. 
Die zwischen 1969 und 1973 geschlos­
senen Verträge hatten diese Vereinba­
rung nicht. Die abgebrannten und auch 
die wiederaufgearbeiteten Brennstäbe 
lagern z.Zt. im Naßlager, Trockenla­
ger gibt es in Windscale nicht, der flüs­
sige hochaktive Müll in Fässern, da es 
noch keine Verglasungsanlage gibt. Ei­
ne Pilotanlage wird jetzt erst gebaut. 
AZ.: Wir danken dir für dieses Ge­
spräch. 



Gorleben/Dragahn-Hearing 

Zur Situation der Endlagerung in Holland 
Der folgende, leicht überarbeitete Text wurde von Herman Damveld auf dem Gorleben/ 
Dragahn Hearing als Referat gehalten. 
Dr. Herman Damveld ist Berater von Abgeordneten der PvdA-Fraktion in den Nieder­

landen und der sozialistischen Fraktion im Europaparlarnent. 

1973 wurde durch den Rijksgeologi­
schen Dienst (RGD) eine Übersicht ü­
ber Salzformationen erstellt, die im 
Prinzip für die Endlagerung radioakti­
ver Abfälle geeignet wären. 
Für die Beurteilung gab es zwei Krite­
rien: 
- Das Endlagerbergwerk muß nach 
allen Richtungen mit mindestens 200 
Metern Salz umgeben sein. 
- Keine Endlagerung tiefer als 1.000 
Meter, da unterhalb dieser Grenze 
durch plastische Deformierungen die 
Sicherheit des Bergwerkes nicht mehr 
zu garantieren ist. 
Aufgrund dieser Kriterien blieben von 
urSprünglich 12 ausgesuchten Salz­
stöcken noch 7 übrig, wovon in zwei­
ennoch Salz ausgebeutet wird. 

1976 wurden von der Regierung Pläne 
für Probebohrungen in den restlichen 5 
Salzstöcken bekanntgegeben. Bis heute 
ist nicht gebohrt worden, da die Pläne 
bei der Bevölkerung und den Gemein­
deräten Widerstand auslösten. Um dem 
aus dem Weg zu gehen, verfiel man auf 
die Idee Salzstöcke im holländischen 
Teil der Nordsee für die Endlagerung 
ins Auge zu fas5en. 

Nachdem 2 ausgewählte Salzstöcke 
'79 vom RGD als ungeeignet bezeich­
net wurden, begann '81 die seismische 
Untersuchung der 2 umfangreichSten 
von insgesamt 13 Salzstöcken im Meer, 
die nach den oben genannten Kriterien 
positiv bewertet wurden. 

Einer davon schied wegen seiner In­
stabilität aus, der war ,,bedingt geeig­
net" und sollte auf Vorschlag des RGD 
näher untersucht werden. 

Am 7. März 83 wurde vom holländi­
schen Wirtschaftsminister erklärt, daß 
die Endlagerung in Nordsee-Salzstök­
ken zu kostspielig sei und das Ausland 
daher wenig Interesse hätte. Die wei­
teren Untersuchungen wurden einge­
stellt. 

Resümee: 
Di~ Mehrheit der hollöndischen Salz­

stöcke ist für die Endlagerung radio­
aktiver Abfälle ungeeignet, nur 5 von 
27 kommen überhaupt in Betracht. 
Deshalb kann man nicht sagen, daß aus 
vielen Möglichkeiten die 5 besten aus­
gewählt wurden. 

Dieser Stand der Dinge 
hat viel Einfluß auf die Diskussion über 
die Endlagerkriterien. 

U.a.Prof.Dr.Grimmelverweistaufden 
Kriterienkatalog der holländischen 
Interdepartementale Commissie voor de 
Kernenergie (ICK) von 79, um zu zei­
gen, daß der Salzstock Gorleben für die 
Endlagerung ungeeignet ist. Damit wird 
suggeriert, daß die holländischen Kri­
terien gut seien. ln Holland selbst sind 
diese Kriterien aber sehr in Frage ge­
stellt worden. Nach Auffassung der 
Kritiker sind viele Kriterien unklar und 

elastisch, da der Kriterienkatalog Kri­
terien enthält, wie ,,zu bevorzugen, 
,,zu berücksichtigen ist" etc. Die Re­
sultate der Bohrungen können damit 
so ausgelegt werden, daß die Salzstök­
ke die Kriterien erfüllen. Aufgrund 
dieses Kritikpunktes hat das Parlament 
im Oktober 78 festgelegt, daß die 
Bohrungen bis zur ausreichenden Klä­
rung der Kriterien aufgeschoben wer­
den müssen. Die Kriterien wurden da­
raufhin von der ICK abgeändert, wobei 
die Dehnbarkeit der Formulierungen 
geblieben ist. Ich glaube, daß man 
kaum etwas anderes erwarten kann, 
wenn man nur 5 Salzstöcke zur Ver­
fügung hat. 

Ein Kriterium macht es schwierig ü­
berhaupt einen "geeigneten" Salzstock 
zu finden, es heißt: " der Salzstock 
muß ruhig sein", d.h. er darf seit der 
Jungtertiär (seit etwa 20 Mio Jahren) 
nicht mehr aufgestiegen sein. 

Anläßlich einer ,Pro und Contra' 
Diskussion über die Endlagerung im 
Rahmen der sogenannten ., breiten 
gesellschaftlichen Diskussion über E­
nergie" im Oktober 82 haben wir den 
Grund gefragt, warum man vorgeschla­
gen hat, die Salzstöcke in der Nordsee 
eingehender zu untersuchen, obwohl 
sie nicht alle Kriterien erfüllen. Worauf 
v. Montfrans, dem Vertreter des RGD 
erklärte, daß ,,bei Anwendung der 
Kriterien alle Salzstöcke ungeeignet 
seien, da sie seit dem Jungtertiär auf­
gestiegen seien. Vor zehn Jahren wäre 
das heutige große Interesse an diesen 
Untersuchungen noch nicht übersehen 
worden." 

Mit anderen Worten, es wird bedauert, 
daß diese Kriterien überhaupt in der 
Form abgefaßt und veröffentlicht 
worden sind. 

Van Montfrans verwies nach Gorle­
ben, wo man sich von vornherrein ge­
weigert hat, Kriterien überhaupt erst 
aufzustellen. 

Sie sehen, daß es nicht viel nützt, die 
holländischen Kriterien als Argument 
gegen die Endlagerung in Gorleben zu 
benutzen. Auf die Kritik an den holl­
ländischen Kriterien verweist der RGD 
auf die bevorstehende Erneuerung und 
das Vorgehen in Gorleben. 

Für mich heißt dies: Bohrbeginn ist 
Endlagerbeginn. Ich bin davon über­
zeugt, daß sich im Norden von Holland 
viele wehren werden, damit es keine 
Probebohrungen gibt. 



Atommüll 

MITTERTEICH 
Eine Stadt wird entrechtet 

Die Stadt Mitterteich und der Landrat des Landkreises Tischen­
reuth hatten der bayerischen Staatsregierung im Frühjahr 1982 
ihre Zustimmung zurgeplanten Atommüll-landessammelstelle 
(50.000 Fass !!!) versagt und eine Baugenehmigung abgelehnt. 
Dies konnte nicht gut gehen, ist doch "Umweltminister" Dick 
gleichzeitig Aufsichtsratsvorsitzender der "Gesellschaft zur Be­
seitigung radioaktiver Abfälle", die das Lager betreiben will. 

Der bayerische Innenminister Tandler ordnete nach einer 
"rechtsaufsichtlichen Beanstandung" den sofortigen Vollzug . 
der Zustimmung zur Baugenehmigung an. Die Stadt Mitter­
teich zog dagegen vor das Verwaltungsgericht, wo es um die 
Frage ging, ob die geplante Atommülldeponie im Außenbereich 
der Stadt gebaut werden darf, wo bislang nur landwirtschaft­
liche Gebäude errichtet werden durften. 

Das Verwaltungsgericht der Landesregierung sah keine 
Schwierigkeiten und bewertete die Landessammelstelle als 
"priviligiertes Bauvorhaben", da es auch im Landesentwick­
lungsprogramm aufgenommen ~i. Demzufolge könne sie im 
Außenbereich errichet werden. Hierdurch ist erreicht worden, 
daß die Stadt Mitterteich ab jetzt nichts mehr zu sa~n hat. 
Auch die WAA in Dragahn soll, wenn absehbar 1st, daß die 
Samtgemeinde Danneoberg die Zustimmung verweigert, als 
"priviligiertes Bauvorhaben im Außenbereich durchgesetzt 
werden. 

Gegen diese Gerichtsentscheidung demonstrierten am 9.4. 
3.000 Menschen in Mitterteich. . 

Kontakt: I. Killian, Marktredwitzerstr. 26,8596 Mitterteich 

AHAUS 
Anhörung für Zwischenlager 

Mit dern Auslegen cier Sicherheitsgutachten ist seit Mitte Febru­
ar 83 erneutdas Genehmigungsverfahrenfür ein 420Castor-Be­
hälter fassendes Atommüllager mit insgesamt 1.500 Tonnen Ka­
pazität eingeleitet worden. Die offizielle Einspruchsfrist endet 
am 15. Mai. Sammaleinsprüche sollen bis zum 1.5. an die BI 
"Kein Atommüll in Ahaus" zurückgeschickt werden. Voraus­
sichtlicham 21. 6. soll ein sog. "Anhörungstermin" stattfinden, 
der allerdings keinerlei Verbindlichkeit für Batreiber und Ge­
nehmigungsbehörde hat. Voraussetzung für die Einlagerung ist 
neben der Genehmigung durch die PTB, daß das nordrheinwest­
fälische "Ministerium für Arbeit, Gesund heit und Soziales" sich 
bereit erklärt, die Aufsicht für das Zwischenlager zu überneh­
men. Man/frau darf gespannt sein, wie sich das SPD-geführ­
te Bundesland verhält. Nach wie vor steht die Aussage der Düs­
seldorfer Landesregierung, ein mögliches "Ja" zum Ahaus-Pro­
jekt davon abhängig zu machen, ,,daß zum Zeitpunkt der er­
sten Einlapt!ruhg von abgebrannten Brennelementen die Auf­
nahmefähigkeit des Salzstockes in Gorleben gesichert erscheint 
und die Entscheidung für die anzuwendende Entsorgungstech­
nik positiv getroffen ist." (laut FAZ v. 11.2.83) 

Kontakt: Gerd Schäfer, Wessumerstr. 16,4422 Ahaus 

Unabhängige Gutachten- zu Schacht Konrad 

Die Diskussion um die Wiederaufarbeitungsanlage in Dra­
gahn darf nicht dazu führen, daß das Endlager vor den Toren 
Hannovers Schacht Konrad in Salzgitter vergessen wird. Hier 
bahnt sich ein Skandal an: 
Am 21. Dez. 1982 beschloß der Stadtrat von Salzgitter gegen 
die Stimmen der CDU, die Gruppe Ökologie mit der Begutach­
tung des Abschlußberichtes der Gesellschaft für Strahlenfor­
schung (GSF) zur Eignung von Schacht Konrad zu beauftragen. 
Die Arbeiten begannen im Januar 1983. 

Die CDU konnte sich jedoch nicht mit dieser Entscheidung 
abfinden. Auf Veranlassung der CDU-Ratsfraktion erließ die 
Bezirksregierung Braunschweig am 4. Februar 1983 eine Bean­
standungsverfügung gegen diese Auftragsvergabe. Die Stadt Salz­
gitter wurde dadurch gezwungen, den Vertrag mit der Gruppe 
Ökologie bis zur endgültigen Klärung auszusetzen. Seit Mitte 
Februar ruhen daher die Arbeiten an dem Gutachten, da die Be· 
mühungen der Stadtverwaltung nun eine rasche erneute Bestäti­
gung des Auftrages bis Mitte März scheiterten, ist nunmehr eine 
Entscheidung bis frühestens Ende April 1983 zu erwarten. Die­
se Entscheidung ist offen. 

Hier handelt es sich eindeutig um einen gezielten Versuch 
von Seiten der CDU eine unabhängige Begutachtung der bishe­
rigen Eignungsuntersuchung zu verhindern. Dabei muß betont 
werden, daß die Beauftragung der Gruppe Ökologie durch die 
Stadt Salzgitter aus guten Gründen erfolgte. Der Abschlußbe­
richt der GSF, der die Ergebnisse der im Auftrage des Bundes­
forschungsministeriums von 1977 bis 1982 für rund 60 Mio. DM 
durchgeführten Eignungs~ntersuchung zusammenfaßt, wirft 
schon bei summarischer Durchsicht eine Fülle von Fragen auf, 

abgewürgt? 
Presseerkllrung 

die eine detaillierte Überprüfung nahelegen: Es ist anhand die­
ses Berichtes nicht ohne weiteres nachvollziehbar, wie die GSF 
ihre vorbehaltlose positive Eignungsaussage abgeleitet hat. Die 
Gruppe Ökologie sollte die Aufgabeübernehrnen,den Abschluß­
bericht im Einzelnen auf seine Schlüssigkeit zu überprüfen. 

Dies erscheint auch deshalb als besonders wichtig, da sich 
das im August 1982 begonnene Planfeststellungsverfahren zu 
Schacht Konrad wesentlich auf die Ergebnisse der GSF stützt. 
Etwaige wissenschaftlich nicht korrekte oder nicht vollständi­
ge Arbeiten der GSF können daher auch direkte Konsequen­
zen für die Sicherheit der Bevölkerung nach der Inbetriebnah­
me des Endlagers haben. Erwähnt sei noch, daß die Kosten für 
das Gutachten der Gruppe Ökologie bei rund 0,1 %der oben 
genannten Auftragssumme der GSF liegen. Angesichts der Trag­
weite einer Politik, bei der es zum Prinzip erhoben wird, mög­
licherweise unbequeme wissenschaftliche Stellungnahmen ein­
fach __ abzuwürgen, hat sich die Gruppe Ökologie entschlossen, 
die Offentlichkeit jetzt über diese Vorgänge zu informieren. 

Elruppe 
flkoloJie 

Gruppe Ökologie, lm­
mengarten 31, 3000 
Hannover1, 
Tel: 0511/6963130 
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KURZ MELDUNGEN •••• 

Die bundesrepublikanische Atommafia hat eine neue Idee 
zur Verringerung desAtommülls. Es sollen jetzt Brennelemen­
te mit höherer Anreicherung (mehr spaltbares Uran-235) ein­
gesetztwerden. Diese Brennelernente sollen fünf anstatt bisher 
drei Jahre im Reaktor bleiben. Entsprechend verringert sich 
die Anzahl der anfallenden abgebrannten Brennelemente auf 
3/5 der ursprünglichen Zahl. Die Atommafia erhofft sich da­
mit eine Verringerung der Anzahl der "zwischen"zulagernden 
Brennelemente. Was sich aber nicht verringert, ist die Menge 
der radioaktiven Spaltprodukte, denn die hängt nur von der 
Anzahl der stattgefundenen Kernspaltungen ab. Jetzt sind in 
den geänderten allSJerannten Brennelementen die Spaltproduk­
te höher konzentriert. Die Gefährdung erhöht sich. Durch die­
se Aktion erhöht sich auch der Abbrand (diese Größe steht 
im Verhältnis zur Anzahl der stattgefundenen Kernspaltungen 
in einem Brennelement). 
· Ursprünglich war ein Abbrand in Druckwasserreaktoren 

von 30000 MWd/t mit Spitzen bis zu 36000 MWd/t vorgese­
hen. Die 9eänderten Brennelemente sollen bis zu 46000 MWd 
/t mit Spitzen bis über 50000 MWd/t abgebrannt werden. La 
Hac;;~ue nimmt zur Wiederaufarbeitung nur Brennelemente bis 
zu einem Abbrand von 40000 MWd/t auf. Die neuen Brenne­
lemente sind also selbst nach der Logik der Setreiber nicht 
mehr wiederaufbereitbarl Inzwischen sind für Biblis B acht 
solcher höher angereicherter Brennelemente (von insgesamt 
193) genehmigt, für Biblis A sogar 24 "normale" höher an­
gereicherte und sieben Versuchsbrennelemente dieser Art. 
Weitere Genehmigungen, auch bei andern AKWs sind zu be­
fürchten. Die RBU II in Karistein eine der bundesrepublikani­
schen Brennelementfabriken, hat Anfang des Jahres eine ge­
nerelle Genehmigung zur Arbeit mit dem für die neuen Brenn­
elemente notwendigen höher angereicherten Uran erhalten. 

*** 
Für die Genehmigung des Kompaktlagers Philippsburg II fand 

am 14. März der Erörterungstermin statt. Es gab ungefähr 800 
Einsprüche. Das Lager soll in dem im Bau befindlichen Druck­
wasserreaktor von 5/3 auf 12/3 vergrößert werden, d.h., daß 
abgebrannte Brennelernente aus 9 Betriebsjahren gelagert wer­
den können. Neu dabei ist, daß die vorgesehenen Lagergestel-
le wahlweise auch auf die kleineren Siedewasserbrennelemente 
umgebaut werden können. Damit ist zu erstenmal offiziell 
vorgesehen ,daß Brenneiernente aus einem AKW im Kompakt­
lager eines anderen AKWs gelagert werden dürfen. Das AKW 
Philippsburg I ist nämlich ein Siedewasserreaktor, für den 
zwar ebenfalls ein Kompaktlager beantragt ist; das Genehmi­
gungsverfahren wird aber seit mehreren Jahren nicht weiter­
folgt. 

*** 
Für die beiden im Bau befindlichen 1300 MWe Siedewas­

serreaktoren in Grundremmingen wurden am 10. Februar die 
Genehmigungen zum Einbau der Kompaktlager erteilt. Sie 
umfassen jeweils 16/4 Jahresentlademengen, also den Atom­
müll aus 12 Betriebsjahren. Die Genehmigung wurde vom 
Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen für sofort vollzi~hbar erklärt, hauptsächlich 
mit der Begründung, daß die beiden AKWs sofort in Betrieb 
gehen müssen. Dies zeiS~_t, daß für die beiden AKWs keine an­
deren "Entsorgungs"möglichkeiten als die Kompaktlagerung 
mehr da sind. Gegen die Genehmigung haben 5 Leute aus Bis 
Klage eingl!legt. 

Die Reaktorsicherheitskommission (RSK) wurde neu zu­
sammengestellt. Folgende Leute sind Mitglied (die mit* waren 
schon in der letzten RSK): 
Mayinger * (Vorsitzender); TU München; Thermodynamik - Birk­
hofer * (stellwrtr. Vorsitzender); TU München und GAS; Reaktor­
dynamik und Reaktorsicherheit - Eibl; Uni Karlsruhe; Massivbau 
und Baustofftechnologie - Escherich *, stellvertretender General­
direktor der Firma Eurochemic; Mol I Belgien - Fischer *; Techn. 
Physik; DFVLR Stuttgart - Jaschek "; Uni Saarbrücken; System­
theorie der Elektortechnik - Kühn; Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung (GSF); Braunschweig- Kußmaul*; TU und Staat· 
liche Materialprüfungsanstalt Stuttgart; Werkstoffkunde - Merz"; 
Kernforschungsanlage Jülich; chemische Technologie - Natau*; 
Uni Karlsruhe; Boden- und Felsmechanik - Nickel*; KFA Jülich 
und TH Aachen; Reaktorwerkstoffe - Ramm*; Uni Kaiserslautern; 
Raum- und Umweltplanung/Bauing.- Schenk*; AKW Obrigheim­
Schoch*; Großkraftwerk Mannheim - Schulten"; KFA Jülich und 
TH Aachen; Reaktortechnik - M. Taylor; KFA Karlsruhe; Genetik 
und Toxiologie. von Spaltstoffen - Trumpfhelfer*; Rheinisch­
Westfälischer TÜV; Essen - Tscherner"; TOV Ri'!einland; Köln -
Wilhelm*; KFA Karlsruhe;Aerosolphysik und Filtertechnik 

Die RSK ist zwar offiziell "nur" ein Beratergremium für 
den Bundesinnenminster, in Wirklichkeit aber muß sie für 
alle Atomanlagen ihre Zustimmung geben. Außerdem gibt 
sie immer wieder Stellungnahmen wie grundsätzliche Sich­
erheitstechnische Machbarkeit des Entsorgungszentrums oder 
von Transprtbehälterlagerung ab, auf die sich die Politiker 
dann berufen können. Neuestes Produkt dieser Art sind die 
"Sicherheitskriterien für die Endlagerung radioaktiver Abfälle 
in einem Bergwerk" vom 17. September 1982, die dermaßen 
weitgefaßt sind, daß in praktisch jedem Salzstock Atommüll­
lagerung möglich ist. 
Auch für die Herabsetzung der Sicherheitsmaßnahmen bei 
Atomanlagen in den letzten Jahren ist die RSK verantwort­
lich. 

*** 
Nachdem die RSK bereits. vor einiger Zeit den 2F-Bruch 

für Primärkreisleitun9'!n von Druckwasserreaktoren abgeschaf­
ft hat, wurden nun d1e Bekanntmachung vom 2. Februar 1983 
auch der 2F-Bruch für die Sekundärkreisleitungen (Speise­
wasser- und Frischdampfleitungen) per Dekret abgeschafft. 
Der "2F-Bruch" ist das vollständige Abreißen einer großen 
Leitung. Ein 2F-Bruch beim Primärkreis entspricht dem be­
rühmten GaU - dem Unfall, mit dem das KKW grade noch 
fertig wird., ohne daß es zum Kernschmelzen kommt. Die 
Abschaffung tührt dazu, daß bei den großen Leitungen im 
AKW in Zukunft· keine besonderen Halterungen mehr ange­
bracht werden müssen, die die beim 2F-Bruch auftretenden 
Kräfte abfangen können. Wenn tatsächliCh ein GaU eintritt, 
ist das KKW alsonichtmehr in der Lage, damitfertig zu wer­
den. 
Begründet wird das ganze damit, die Forschungen .des Herrn 
Kußmaul hätten ergeben, daß ein 2F-Bruch nicht möglich sei. 
Ob dieser Beschluß bereits den betroffenen Rohrleitungen 
verkündet wurde, ist uns leider nicht bekannt. 
Nachdem jetzt auch bei den sowjetischen KKW die Auslegung 
gegen den 2F-Bruch Standart geworden ist (in anderen Län­
dern war es schon lange so), gibt es erstmals ein Land - die 
Bundesrepublik - wo hinter die bestehenden Standarts zu­
rückgegangen wird. Während in allen anderen Ländern der 
Sicherheitsstandart weiter erhöht werden wird, wird er in der 
Bur;desrepublik immer weiter abgebaut. Das Gerede von ,,un­
sere KKW sind die sichersten der Welt" ist ein Märchen. 
Für die neuen AKW der Baulinie '80 (Emsland, Ohu II und 
Neckarwestheim II im Bau, weitere im Genehmigungsverfah­
ren) gelten die herabgesetzten Sicherheitsstandarts bereits. 

Zusammengestellt von der Aktionsgemeinschaft Umweltschutz (AGU) Darmstadt 



Kriminalisierung 

DER "LANDFRIEDENSBRUCH" 
Gorleben-. Schacht Konrad- und andere Demonstrationen 

Teilnehmer an sogenannten unfriedli­
chen Demonstrationen werden histo -
risch als ,.Landfriedensbrecher" verfol­
gt. 

§ 125 StGB 1970: ,.Wer sich an 
1. Gewalttätigkeiten gegen Menschen 
oder Sachen oder 
2. Bedrohungen von Menschen mit einer 
Gewalttätigkeit, die aus einer Menschen­
menge in einer die öffentliche Sicherheit· 
gefährdenden Weise mit vereinten Kräf­
ten begangen werden, als Täter oder Teil­
nehmer beteiligt oder wer auf die Men­
schenmenge einwirkt, um ihre Bereitschaft 
zu solchen Handlungen zu fördern, wird 
mit FreiheitsStrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft •.. " 

Es müssen also .,Gewalttätigkeiten" (o­
der entsprechende Bedrohungen) in ei­
ner die öffentliche Sicherheit gefähr­
denden Weise begangen werden: 

.. Die öffentliche Sicherheit ist danach 
dann gefährdet, wenn in der Allgerneinheit 
das Gefühl der Sicherheit vor Gewalttätig­
keiten unfriedlicher Mengen beeinträchtigt 
wird und der Eindruck der Schutzlosigkeit 
entsteht ... (Schönke/Schröder, StGB, §125 
Rdnr. 15) 

Wessen Sicherheit ist aber tatsächlich 
diese .,öffentliche Sicherheit", insbe­
sondere, wenn die Allgemeinheit oder 
die Mehrheit der Bevölkerung sich über­
haupt nicht betroffen fühlt oder die 
Demonstration z.B. unterstützen? Seit 
Existenz des StGB (1871) war die öff­
entliche Sicherheit die Sicherheit der 
herrschenden Klasse, in innerem Frie­
den die Arbeiter ausbeuten, das gesam· 
te Volk mit Steuern und Abgaben 
schröpfen und nach außen expansioni­
stische Ziele verfolgen zu können. 
Wenn also streikende Arbeiter Streik­
brechern, die sich gewaltsam Zutritt 
zum Werksgelände verschaffen wollten, 
durch Gegenwehr dies verwehrten; 
wenn z.B. der Weimarer Republik bei 
einer Demonstration gegen Arbeitslo­
sigkeit ein paar Steine gegen Bankhäu­
ser flogen; wenn Anwohner einer Stra­
ße Nazis verprügelten -sie wurden we­
gen Landfriedensbruch bestraft. 

Die Entwicklung der demokratischen 
Arbeiterbewegung Mitte/Ende der 
60er-Jahre zwang die SPD-FDP-Koali­
tion, das 3. Strafrechtsreformgesetz 
vom 20.5.1970 zu verabschieden; die 
§§ 125, 125a StGB erhielten ihre heu­
tige Fassung. 

.,§125 alter Fassung hatte ... ein sog. 
Massendelikt enthalten, bei dem die Straf­
barkeit an die bloße Zugehörigkeit zu einer 
feindseligen Menschenmenge anknüpfte, 
aus der heraus Ausschreitungen gegen Per­
sonen oder Sachen begangen wurden ... 
Demgegenüber ist nach §125 neuer Fassung 
nur noch derjenige strafbar, der sich an sol­
chen Ausschreitungen als Täter oder Teil­
nehmer beteiligt oder der auf die Menschen­
menge einwirkt, um ihre Bereitschaft zu Ge­
walttätigkeiten usw. zu fördern. Nicht 
mehr erlaßt sind mithin bloße ;.Mitläufer" 
einer eindeutig unfriedlichen Demonstrati­
on, auch wenn sie als Teil einer feindseli-

von RA J. ROLLHÄUSER, BRAUNSCHWEIG 

gen Menschenmenge deren auf massenpsy­
chologischen Phänomenen beruhende Ge­
fährlichkeit steigern." (a.a.O., Rdnr. 1) 

Seit einigen Jahren mehren sich die Be­
strebungen, die§§ 125,125a StGB wie­
der zu verschärfen: 

..... doch ist der Versuch des Bundesrates, 
den zu eng gefaßten (!) §125 mit dem 14. 
Strafrechtsänderungsgesetz zu verbessern 
(I), an Bundesregierung ( Bundestagsdruck­
sache 7/2854, 13) und Bundestag geschei­
tert (vergl. BT-Drs. 7/4549, 4; Sten. Prot. 
Bundestag 7/14719ff.);auchdie Initiativen 
der CDU/CSU und des Bundesrats (BT -Drs. 
8/322; 8/2677) wurden mehrheitlich abge­
lehnt. 

Die ·Gerichte waren bislang wegen der 
relativ eindeutigen Gesetzeslage gehin­
dert, selbst die Strafbarkeit durch wei­
tere Auslegung der entspr. Paragraphen 
auszudehnen. 
Allerdings.scheint sich hier ansatzweise 
noch vor der CDU/CSU/FDP-Regierung 
beabsichtigten Gesetzesverschärfungen 
eine Trendwende anzubahnen. ln dem 
Urteil gegen die Teilnehmer der 
Schacht-Konrad-Demonstration am 30. 
10.82 führt das Amtsgericht Salzgitter 
aus: 

"Es wurden Gewalttätigkeiten gegen Sachen 
unternommen, nämlich Verkehrseinrich­
tungen zu Barrikaden gehäuft, Eisenbahn­
schwellungen gelockert, der Zaun des 
Schachtgeländes teilweise eingerissen und 
Schienenanlagen der Werksbahn beschä­
digt. Gewaltätige Demonstrar~ten gingen in­
soweit immer gemeinsam vor. Der Ange­
klagte schaute nicht nur diesem Treiben 
als völlig Unbeteiligter zu, sondern billigte 
diese Gewaltmaßnahmen, biszum Rückzug 
der Demonstranten in unmittelbarer Nähe 
bleibend und unterstützte dadurch psy­
chisch seiner Absicht gemäß die Gewalttä­
ter. Es hat sich der Angeklagte als Teilneh­
mer eines besonders schweren Falles des 
Landfriedensbruchs schuldig gemacht." 

Entsprechend klagt das StA Braun­
schweig an (in einem anderen Verfah­
ren): _ 

"Die Staatsanwaltschaft beschuldigt Sie, 
in Salzgitter- Bleckenstedt am 30.10 1982 
am frühen Nachmittag sich an Gewalttätig­
keiten gegen Menschen, ... beteiligt zu ha­
ben, indem sie sich als Teilnehmer der De­
monstration gegen die geplante Atommüll­
deponie Schacht Konrad auf einem Feld­
gelände links von der Bahnüberführung 
hinter der Industriestraße Nord innerhalb 
einer Gruppe von ca. 150 Demonstranten 
befanden,. .. und sie durch Ihre Anwesen­
heit den Tatwillen · der selbst gewalttätig 
gewordenen Demonstranten wenigStens 
bestärkten." 
(Auszug aus dem Strafbefehl für die Straf­
verfolgungsbehörden: § 353 d StGB • ver­
botene Mitteilungen über Gerichtsverhand­
lungen. ist nicht .tangiert (vergl. OLG 
Hamm NJW 1977,967; OLG Köln JR 
473) 
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Der di!mit verfolgte Zweck wird offen 
erklärt: 

"Die Frage ist jedoch ... , ob der Gesetz­
geber damit (mit der Neufassung des §§ 
125, 125a StGB; d. Verf.) nicht über das 
Ziel hinausgeschoBen ist, da § 125 n.F. 
auch gegen Gewalttätige eine stumpfe Waf­
fe bleibt, solange sie hinter dem Schutz­
schild passiver Demonstranten weitgehend 
risikolosagieren können." (Schönke/Schrö­
der, a.a.O. Rdnr. 1) 

Also werden alle Demonstranten zu 
Landfriedensbrechern gemacht und 
können abgestraft werden. 
Daß das auf politische Probleme stößt, 
hat sich in der Vergangenheit häufig ge­
zeigt. Zu offen ist der Unterdrückungs­
charakter dieses Strafparagraphen, so 
daß meist eine größere Solidaritätsbe­
wegung entsteht. Dies wiederum hat ge­
legentlich zur Folge, daß Untergerichte 
vom Vorwurf des Landfriedensbruchs 
freisprechen; der gewünschte Abschrek. 
kungseffekt (Genealprävention) 
nicht erzielt. 

Beim Landgericht Lüneburg ist jetzt 
noch wegen schweren Landfriedens­
bruch anläßlich der Gorleben-Demon­
stration alT) 4.9.1982 ein Verfahren ge­
gen Richard Stolze aus Salzgitter an­
hängig. Die Hauptverhandlung ist noch 
nicht (wieder) terminiert. Eine Gefäng­
nisstrafe ist das Ziel der StA, da die 
Mindeststrafe ein halbes Jahr Freiheits­
strafe (§125 a StGB) beträgt. Der poli· 
tische Charakter auch dieses Prozesses 
wird von der StA sogar betont: 

.. Der Vorfall hat insbesondere auch deswe­
gen besondere regionale Bedeutung, weil es 
sich um die erste Kundgebung im Raum 
Gorleben handelt, bei der es zu massiven 
gewalttätigen Ausschreitungen gekommen 
ist. Die Härte und Brutalität, mit der mili­
tante Gruppen gegen die Polizeibeamten 
vorgegangen sind, war durchaus vergleich­
bar mit den Geschehnissen in Grohnde und 
Brokdorf .'' (Stellungnahme betrifft Ankla­
geerhebung vor dem Landgericht - Zur 
Verdeutlichung: Wegen der Grohnde-De­
monstration 1977 wurden vom LG Hanno. 
ver Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr ohne 
Bewährung, wegen der Brokdorf-Demon­
stration Freiheitsstrafen von 5 1/2 und 3 
Jahren verhängt!) 



PROZESSÜBERBLICK 
Schacht Konrad Prozesse 

Leider fanden die bisher 3 Verfah­
ren vor dem Amtsgericht in Salzgit· 
ter wegen der Demo am Schacht Kon­
rad am 30.10.82 in allen Medien we­
nig Beachtung. Im Schnellverfahren ei· 
nige Tage nach der Demo wurde ein 18 
jähriger aus Salzgitter zu 6 Monaten auf 
Bewährung verurteilt. Der zweite Prozeß 
gegen Peter aus Neumünster endete am 
4.3. mit einer Verurteilung von einem 

Jahr auf drei Jahre zur Bewährung. Pe-. 
ter soll einen Polizisten durch Steinwurf 

I 

verletzt haben. Peter setzte während 
der Verhandlung alles daran seine Ge­
waltfreiheit zu beweisen (u.a. mit Leu­
mundszeugen). Die Verteidigung wies 
die Unmöglichkeit der Flugbahn des 
Steines nach. Das alles beeindruckte 
das Gericht wenig. Peter wurde wegen 
Landfriedensbruch und Körperverlet­
zung verurteilt. Der dritte Prozeß ge­
gen Michael aus Berlin dauerte nur ei­
nen Tag. Michael galt noch als jugend­
lich und war deshalb vor dem Jugend­
gericht angeklagt. Die Anklage basier­
te auf der Aussage eines Polizisten, der 
aus 40 Meter Entfernung gesehen ha­
ben will, wie Michael ,)n einer ge­
walttätigen Gruppe mit einer Zwille 

Gorlebenprozesse 

Wie bereits in der letzten Atommüll­
berichtet, ist Carmen aus Göt­

tingen vor dem Jugendschöffengericht 
zu 4 Wochen Jugendarrest verurteilt 
worden.DasUrteil wurdevordem Land­
gericht bestätigt, nachdem die Staats­
anwaltschaft Berufung eingelegt hatte. 
Der Prozeß gegen Michael aus Lauen­
burg begann und endete am 27.1.83 vor 
dem Amtsgericht Danneoberg mit ei­
ner Bewährungsstrafe ( 8 Monate auf 
2 Jahre). Michael gestand Steinwürfe 

nur wie ihmangelastet in Uelzen, 
sondern auch noch in Gorleben. Der 
Prozeß wurde nur von 12 Leuten ver­
folgt, da der Termin nicht bekannt ge­
macht wurde. Zu den Gorleben-Pro­
zessen und der Solidaritätsdemo am 
12.2.83 in Lüneburg haben wir ein 
vierseitiges Prozeßinfo gemacht (Preis 
0,10 DM, Bestelladresse siehe Impres-
sum). 

Wasserwerfer -Prozess 
Bei den Aktionen in Gorleben gegen das 
weiterhin im Bau befindliche Zwischenla­
ger für radioaktive Abfälle am 4./5. Sep­
tember 1982 setzte die Staatsgewalt Groß­
Wasserwerfer Cin. Polizei und Bundes­
grenzschutz zeigten eine bislan& nicht be­
kannte Härte, mehrere an der Demonstra­
tion/Blockade Beteiligte wurden. z.T. 
schwer verletzt. Auch bei der nachfolgen­
den Demonstration in Uelzen wurden die 
harten Einsätze fortgesetzt und die De­
monstranten mit Hunden, Hubschraubern 
und Wasserwerfern aus der Stadt gejagt. 
Blockadeteilnehmer meinen: 

"Wir als Betroffene dieserwahnsinnigen Ein­
sätze zum ,.Schutz" der Baustelle in Gorle-

ben und der Polizei sind entsetzt und wütend 
über das Ausmaß polizeilicher Repression. 
Wir werden den Wasserwerfereinsatz nicht 
auf sich beruhen lassen: 
Wir lassen die Unrechtmäßigkeit der Poli­
zeieinsätze gerichtlichfestste/len, verklagen 
das Land Niedersachsen auf Schmerzensgeld 
und stellen gegen die Verantwortlichen jUr 
die Einsätze Strafantrag wegen Körperver­
letzung. Fürdiese Schritte sind wiraufbreite 
f.!.nterstützung und Aufmerksamkeit in der 
Offentliehkeif angewiesen. Nur wenn sich 
das demokratische Gewissen dieses Landes 
regt, wenn die Bürger, jUr die Demokratie, 
Recht auf freie und auch unbequeme Mei­
nungsäußerung und auf Demonstration kei­
ne lästigen Anhängsel unserer Verfassung 
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Kriminalisierung 

hantierte" .Und das über 40 m im 
dichten Nebel und die Luft volfer 
Tränengas. Er will Michael im Gefan­
genenwagen anhand seines blassen Ge­
sichts und eines Tuchs mit Punkten wie­
dererkannt haben. Seine Aussage vor 
Gericht endete damit, daß er nicht kon­
kret sagen konnte, daß Michael Steine 
geworfen oder mit der Zwille geschos­
sen hat. Er war eben in der Gruppe. Das 
reichte dem Jugendrichter Pätzmann 
für eine Verurteilung, die somit einen 
Vorgriff auf den neuen (noch nicht 
geltenden) Landfriedensbruchparagra­
phen. 1 0 Monate Jugendstrafe auch auf 
Bewährung ist mit das Höchste was ein 
Jugendgericht verurteilt. Das sollten alle 
bedenken, die meinen, daß die Verur­
teilung ja nicht so hart ist. 

Nach dem Jtzehoer Landrecht nun 
das Salzgitteraner Landrecht! 

Wegen dem Tanz auf dem Vulkan 
in Gorleben am 4.9. bzw. wegen der 
Demo in Uelzen am 5.9.82 wurden 
bisher gegen vier Leute Anklage erho­
ben, wovon zwei Verfahren gleich vor 
dem Landgericht in Lüneburg began­
nen. Das erste davon endete mit ei­
nem Freispruch für Christoph aus 
Berlin am 16.2.83. Am 14.2. begann 
dieser Prozeß; die 6 Belastungszeu­
gen erzählten viel von steinewerfen­
den Demonstranten ganz in Leder 
und mit schwarzen Helmen. Alle 
bis auf einen meinten Christoph als 
Steinwerfer erkannt zu haben an 
seinem· schwarzen Helm mit' gel­
bem Randstreifen. Anhand eines Fo­
tos konnte nachgewiesen werden, das 
dieser gelbe Randstreifen erst nach 
der Festnahme entstanden war (es war 
die Helmumrandung, die sich bei der 
Festnahme gelöst hatte). An beiden 
Prozeßtagen waren trotz eisiger Kälte 
mehr Leute da, als im Saal Platz fan­
den. Der zweite Prozeß gegen Richard 
aus Salzgitter wurde auf unbestimmte 
Zeit vertagt. 

sind, die schrittweise Aushöhlung dieser 
Rechte nicht länger hinnehmen, kann die 
beschriebene Entwicklung aufgehalten wer­
den. 
Wenn solche Einsätze nicht aufbreiteöffent­
liche Mißbilligung stoßen, werden si~ bald 
zum gewohnten Bildder Polizei gehören. Wir 
bitten alle verantwortungsbewußten Bürger, 
durch ihre Anwesenheit und ihr V erhalten bei 
Bürgerprotesten es Polizei und Politikern 
möglichst schwer zu machen, so gegen uns 
vorzugehen." 

Kontakt: Jens-Rüdiger Boy, c/o Strobo­
Büro, Nernstweg 32, 2000 Harnburg 50. 
Tel. 390 95 56 



Die "Wende" 

AtommUll 
konferenz 

am 7.18. Mai 
in Gorleben 
Die Atommüllkonferenz, vor über ei­
nem Jahr als bundesweites Koordina­
tionsgremium der gegen Atommüll­
lagerung und -Verarbeitung kämpfen­
den Bl's ins Leben gerufen, ist von 
einer repräsentativ besuchten "Kon­
ferenz" zu einem Treffen von "In­
sidern" und Nimmermüden gewor­
den. Dafür verantwortlich sind sicher­
lich Pannen bei den Einlad1,mgen und 
der Organisation, das geringe Inter­
esse und die fehlende Kapazität der 
BI 's zu überregionaler Diskussion und 
Koordination, aber nicht zuletzt die 
bei den Teilnehmern vorherrschende 
Konsumhaltung, welche die nicht 
oder schlecht vorbereiteten Arbeits­
grt,Jppen ineffektiv machte. Es zeigte 
sich immer wieder, daß gut vorberei­
tete Arbeitsgruppen den Teilnehmern 
"was gebracht" hatten (Beisp. Akzep­
tanzforschung), der allgemeine Infor­
mationsstand konnte erhöht werden, 
wichtige Erfahrungen anderer BI 's für 
die eigene Arbeit nutzbar gemacht 
werden, Diskussionen über einheitli­
che Strategien und politische Ein­
schätzungen wären möglich. 
Gemeinsame, überregionale Aktionen 
wie der 4. 9. wären ohne diese Zu­
sammentreffen nicht zustande gekom­
men und in dieser Richtung steht dem­
nächst noch viel an, wenn die Einlage­
rung des Atommülls in die Zwischen­
und Endlager beginnt, die WAA ge­
baut wird. Die Atommafia hat jetzt 
die Vorraussetzng zu vollkommen 
reibungsloser und rücksichtsloser Zu­
sammenarbeit, der Sand aus dem Ge­
triebe des Staates -wird entfernt und 
einige meinen noch, sie haben die an­
deren für den Kampf dagegen nicht 
nötig. 

Für die nächste, am 7./8. Mai, Beginn 
14 Uhr, in Gorleben stattfindende 
Atommüllkonferenz sind folgende 
Arbeitsgruppen geplant und z. T. schon 
vorbereitet: 

- Atommülltransporte 
-WAA 
- Beteiligung der RWE am militä· 
risch genutzten Schnellen Brüter in 
Malvilla 
- Plutoniumwirtschaft 
- schwach- und mittelaktiver Müll 
- Zwischenlager 
- Endlager 
- öffentlichkeitsarbeit 

Kontakt: Hannes, Tel. 05841/6112 
Schlafplätze: BI-BüroTei,05841/4684 
Eine ca. 10seitige Materialsammlung 
kann über das Anti·Atombüro Oie­
malstadt bezogen werden. 

Vergangenheit düster 
- Zukunft schwarz 

Spätestens seit dem 6.t1ärz ist klar, daß wir in den nächsten Jahren mit einer 
CDU/CSU/FOP· Regierung leben müssen, diecnergie· und umweltpolitisch eine noch 
härtere Gangart einschlagen wird, sich dabei aber geringeren politischen Legi­
timationsproblemen gegenüber sehen wird, als dies bei einer SPD-{Grünen)-Kon­
stellation der Fall gewesen wäre. 
Dem steht eine Anti·AKW-Bewegung gegenüber, die sich nach der sogenannten Herbst­
offensive 1982 wieder einmal in einer tiefen Krise befindet. 
Wir haben uns zu dieser Situation und ihren unterschiedlichen Gesichtpunkten ein 
paar Gedanken gemacht, die wir euch nicht vorenthalten möchten. 

Was ist von der CDU zu erwarten? 
Nichts Gutes!! In den letzten Jahren haben COU/CSU bei jeder Gelegenheit erklärt, 
daß ihnen die Atomenergiepolitik der SPD/FDP·Regierung nicht entschlossen und um­
fassend genug sei. Sie wollten: 
-mehr Leichtwasserreaktoren - den zügi·gen Bau einer WAA - das Festhalten am Bau 
des Schnellen Brüters und des HTR - eine Entscheidung für eine Endlagerung in 
Gorleben - eine Verlängerung der Lagerfristen für abgebrannte Brennelemente -
die zügige Genehmigung von Zwischenlagern wie Ahaus - generell eine Vereinfachung 
der Genehmigungsverfahren - einen Abbau der Einspruchs- und Widerspruchsmöglich­
keiten auf legaler bzw.juristischer Ebene{ z.B. Abschaffung der Verbandsklage) -
einen Abbau von staatlicher Kontrol~e und Rückverlagerung von Kompetenz zu den Be­
treibern und Baufirmen - u.a.m. -
Oieses Progra~ ist eindeutig, aber auch die neue Regierung wird vor ähnlichen 
Problemen stehen wie die vorherige: 
-Es gibt einen riesigen Finanzmangel, der vor allem die Forschung und Entwicklung· 
in der Atomtechnologie und die Fertigstellung des Schnellen Brüters und des HTR 
in Frage stellt 
- Innerhalb der Energiewirtschaft nimmt die Skepsis über die weiteren Zuwachsraten 
beim Atomstrom und die Substitutionsmöglichkeiten im Wärmemarkt zu; 
- Es ist Ernüchterung eingetreten über die Exportchancen von Atomtechnologie, er­
innert sei nur an das Scheitern des Brasiliengeschäftes; 
- Selbst die COU-keinis haben begriffen, daß die Förderung von Atomtechnologie in 
ausschließender Konkurrenz steht zur Forschung über andere Energiequellen ( so ist 
auch Riesenhuber für eine verstärkte Förderung von Solarenergie) bzw. zur Entwik­
klung anderer weltmarktorientierter Technologien ( Mikroelektronik und Biotechno­
logie z. B.). 
Zur Lösung ihrer Schwierigkeiten erwägen sie offensichtlich: 
l.Eine Vereinfachung und damit wesentliche Verbilligung der Genehmigungs- und Bau­
verfahren, wie sie sich in der Baulinie Bo bzw. in der 3.Fortschreibung des Energie­
programms bereits angekündigt haben und in der Reduzierung von sogenannter Sicher-
heitsforschung fortsetzen wird. · 
Dazu gehört auch ein Abbau der staatlichen Bürokratie und Kontrolle. Forschungs­
und Technologi-eminister Riesenhuber: " Mißlungen ist •.. die Verklammerung des tech· 
nischen Aufbaus der Projekte mit den staatlichen Rahmenbedingungen. Das Genehmi­
gungsverfahren ist in wuchernder Bürokratie erstickt ••• Oer Staat hat rechtzeitig 
1nit einem absehbaren und funktionalen Genehmigungsverfahren .•• einen zuverlässiger 
Rahmen zu schaffen." (FR 23.8.1982) 
Praktisch kann dies bedeuten, daß zum Zeitpunkt der Genehmigung einer Anlage oder 
eines Projektes der " Stand von Wissenschaft und Forschung" ein für allemal de­
finiert wird und während der Bauzeit keine zusätzlichen Sicherheitsauflanen ver­
langt wel'den können.Oies war u.a. wesentlich für die Verzögerungen in Kalkar und 
Sehntehausen und hatte auch Auswirkungen auf die Exportchancen. 

2. Die COU·Regierung wird verstärkt und vielleicht auch erfolgreicher versuchen, 
die Energiekonzerne in die Forschungs- und Ent1-1icklungspolitik und damit auch 
deren Finanzierung miteinzubeziehen. Nochmal Riesenhuber:" Bei Großprojekten •.. 
sind die Unternehmen zumindest'in der Anfangsphase überfordert und insofern ist 
staatliches Engagement vertretbar. Die Wirtschaft muß aber so früh und weitgehend 
wie möglich in die Finanzierung und zugleich ind die Projektverantwortung einbe­
zogen werden." (FR 23.8.82) Oder an anderer Stelle:" Je früher und je stärker es 
uns gelingt, diese Großprojekte gemeinsam mit der Wirtschaft aufzubauen, desto 
stärker ist auch der Zwang zu straffer Kalk!Jlation und Projektführung."(SZ 27.lo.82} 

3. Als Gegenleistung für ihre stärkere finanzielle Beteiligung ist den Energie­
konzernen eine Änderung des Energiewirtschaftgesetzes in Aussicht gestellt worden, 
das eine wesentliche Erhöhung der Stromtarife und damit eine Finanzierung der Atom­
projekte durch die Kleinverbraucher ermöglichen würde. "Bezahlen werden die Bürger 
den Brüter und den HTR aber voraussiebtlieh nicht nur als Steuerzahler über den 
Bundeshaushalt, sondern auch als Stromverbraucher.Nach einer in Bonn nicht mehr für 
unwahrscheinlich gehaltenen Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes könnten die E­
Werke ihn über einen Zuschlag zum Strompreis zur Kasse bitten." (FR 22.2o.l982) 

4.Ein ziemlich großes Sorgenkind dieser Regierung sind nach wie vor wir - nämlich 
der ~Jiderstand gegen die Atompolitik. -
Gerade in diesem Bereich der von CSU-Zimmermann verantwortet wird, sehen wir so 
einiges auf uns zukommen. Vom Lieblingskind der SPD-Regierung,dem "Bürgerdialog", 
ist gerade ·noch so vie über geblieben, daß Riesenhuber in einer "Standortfibel" 
der Konrad-Adenauer-Stiftung den kommunalen Funktionären seiner Partei Argumentations 
hilfen bei der Auseinandersetzung um industrielle Großprojekte gibt. (TAZ 22.le.82} 
Im Vordergrund steht eine Verschärfung des repressiven Zugriffs vor allem auf die 
militanten und radikalen Teile der Bewegung. 
a) COU/CSU verlangen eine Verschärfung des Oemonstrationsrechtes, die zur Wiederein­
führung des Deliktes des Landfriedensbruches in das Strafrecht wie schon vor 1969 
führen soll. Damit wäre nicht mehr ein individuell zuzuordnendes Verhalten Voraus­
setzung für eine Verurteilung, sondern nur noch der Gesamtverlauf einer Demo und 
die Feststellung der Jeilnahme; 
CDU/CSU wollen das Verbot passiver Bewaffnung durchsetzen,also Verbot von Helmen etc. 
während sie die Bullen weiter aufrüsten,wie z.B. mit Gummigeschossen; 
COU/CSU wollen die Finanzierung der Bulleneinsätze durch ihre Opfer nach dem Muster 
Badenwürttenbergs • 
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b) Die CDU/CSU regierten Länder haben bereits 1982 die Wiedereinführung des "Melde­
dienstes Gewaltätige Störer" durchgesetzt, den es nach der Kalkardemo 1g77 für 2 
Jahre_schon einmal gegeben hat. Zu erwarten ist eine dauerhafte Einrichtung ( im 
Moment nur auf "Probe") und die Aus.weitung der Aufnahmekriterien. Während im Mo­
ment in den BKA-Computern diejenigen gespeichert werden, gegen die wegen schweren 
Landfriedensbruch ermittelt oder ein Urteil ausgesprochen wurde, könnten in Zu­
kunft auch diejenigen darin aufgenommen werden, die Flugblätter verteilen oder ver­
antworten, Demos anmelden oder sonst wie "auffällig" sind. Damit haben die Bullen 
bereits jetzt ein wirksames Instrument zur Aussonderung und vorläufigen Festnahme 
von Teilen der Bewegung im Vorfeld von Demonstrationen bzw. zur Registrierung über­
regionaler Kontakte und Zusammenhänge. 
c) Die Bundesregierung wird verstärkt zu Verboten von Demonstrationen ermuntern; 
etwa nach dem Muster von Frankfurt, wo seit Jahren grundsätzlich jede Demo verboten 
wird und die Erlaubnis jeweils nur gerichtlich mit entsprechenden Auflagen durch­
setzbar war. Anders als die SPD/FDP-Regierung werden sie sich nicht scheuen Verbote 
auch gegen hunderttausend durchzusetzen. 
d~ Die jüngste Heimsuchung des Atomexpress in Göttingen zeigt, wie sie die organi­
Slerten linken Zusammenhänge in der Bewegung behandeln wollen. 
All das kann sich für ciie CDU/CSU-Regierung auch gegentei 11g auswirken; diese Maß­
nahmen können - wie schon so häufig - auch zu größerer Solidarität führen und die 
hirnrissigen Differenzierungen zwischen Gewalttätigen und Gewaltfreien überwinden 
helfen. 

Die SPDee, die tut so wehhhhh 
In der Durchsetzur.g ihrer Atompolitik wird sich die CDU besonders auf ihre po­
litischen Stützpfeiler in den Länderregierungen verlassen (Dragahn/Niedersachsen, 
Wyhl/Badenwürttenberg,Schwandorf/Bayern). 
Probleme bei der Durchsetzung könnte es nicht nur mit der Anti-AKW-Bewegung geben, 
sondern auch mit den letzten Bastionen der SPD. Die Kritik der SPD konzentriert 
sich auf die Vereinfachung der Genehmigungsverfahren und den Weiterbau des Schnellen 
Brüters. Dies wird u.a. deutlich in dem Wahlprogramm der SPD, indem sich die Partei 
einstimmig gegen den Weiterbau des Brüters aussprach. Peinlicher noch ist der plötz­
liche Gesinnungswandel des Andreas von Bülow, der nun zugeben kann, daß er nie • ein 
quasi erotisches Verhältnis zu den fortgeschrittenen Reaktorlinien" gehabt habe, son­
dern nur die Desorganisation im Ministerium den Baustopp verunmöglicht habe. 
Man muß es in aller Deutlichkeit sagen, die CDU/CSU/FDP-Regierung führt die von der 
SPD getragene Atompolitik weiter fort, nur etwas schneller und rücksichtsloser. 
Andererseits wird sich die SPD mit ihrer Kritik an der Veränderung der Genehmigungs­
verfahren und am Weiterbau des Schnellen Brüters versuchen, als Opposition zu pro­
filieren und Teile der Bewegung und der Grünen wfederaufzusaugen. 

Zur SITUATION DER Initiativen an den Standorten und in 
den Städten 

Wie schon immer wird auch in den nächsten Monaten, im nächsten Jahr, eine über­
regionale Mobilisierung - wenn sie überhaupt zu Stande kommt - von Initiativen 
an einzelnen Standorten ausgehen. Denkbar sind Auseinandersetzungen in Dragahn, 
Ahaus, Schwandorf, aber vor allem Wyhl. Wyhl aus 2 Gründen: Nach allem was wir 
wissen, gibt es ·dort immer noch eine intakte Struktur des Widerstandes. Außerdem 
hat Wyhl für die Anti-AKW-ewegung einen hohen sybolischen Stellenwert. Mit der • 
Platzbesetzung in Wyhl ging es 197_5 richtig los und das ist bis heute das erfolg- ' ( 
reichste Lehrstück des Anti-AKW-Widerstandes geblieben. 
Die Aufrechterhaltung der Strukturen d~r Anti-AKW-Bewegung, wie personell schwach 
sie auch immer sein mögen, ist dabei von entscheidener Bedeutung. Nicht nur· wird 
sie den Rahmen für eine erfolgreiche Mobilisierung zu den Standorten abgeben, sondern 
sie ist auch nach wie vor die einzige überregional organisierte Bewegung, in der 
eine offene politiscfie Auseinandersetzung geführt wird. 

Essener Initiative gegen Atomanlagen 

Diesen Beitrag entnahmen wir (gekürzt) der Zeitung der Anti-AKW-Gruppen aus 
Nordrhein-Westfalen in Atomschläge Nr. 42 (5.4.83) c/o Esse~er Initiative gegen 
Atomanlagen, Eltingstraße 35,4300 Essen 1 
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Demonstrationsaufruf 

Bohr-Beginn ist Bau-Beginn! 
WAA Niemals und Nirgends! 

Ab Anfang Mai w.rd die Deutsche Gesellschah fur Wiederaufbereitung (DWK) m1t 145 Bohrungen bei 
Wackersdorf (Bayern) beginnen, um die E1gnung dieses Standortes für du: erst großtechnische WAA der Bun­
desrepublik festzustellen. H1enu werden bereits viele Baume gefallt werden ml.lssen. we1tere bauliche Maß. 
nahmen (Erstellung emer Ringstraße und emes Bauzaunes m1t Wassergroben und Sperrgurtell sind eben­
falls zu erwarten. Oie DWK w1rd damit bereits von einem Baugeliindo fakt1sch Besitz ergreifen, bevor 1n einem 
atomrechtli chen Genehmigungsverfahren Sinn und Risiken emer solchen Anlge erörtert werden können 
Durch eme Strategie der geschaffenen Tatsachen werden damit sogar d1e wenigen gesetzlich vorgesehenen 
Emspruchsrechte der Bevölkerung unterlaufen. Nur em sofort1ger und offens1v vertretener Widerstand aller 
Burger kann Jetzt verhmdem, daß uns auf diese We1se eine WAA aufgezwungen w~td! 

D1ese WAA 1st aber n~cht e1nfach nur eine we1tere Atomanlage unter anderen, sondern: 

• ~II" I 11\'1 O:lll"anul r~J~r f unlllon .JIIcr Filt~l'iY'I•·mc ~1ht <'111\; \\ ,\ \ 1111 :\unnJihcln.:h UJ~ 10 · 1.000 
fa.:h<• .m r.IUillal-llwn Stoffen 1111 Vcrj!lo:ich 111 t>a,hcngcn .\tornreallon:n :m 1h.: llnm~ll ah, "a' bn~· 
frt,lt~ lll <'IIICr crh, >hdt•·n r·rhuhun:· i.lcr Ra t~ \'Oll Krl'lN:rlr.mlun~cn und ~cncti,ch hi.'thnj!l~n \liL'I>•I­
.tunr~n luhrcn wtr.J, 

lkr Ul.'lno:b ,·mer \\',\,\ t>ao:tcl ,Jur.:h Ja, ,labe• m e;ruL-...n \ knt:l.'n .ml:tllcn.Jr. "·lllcnP.ih•!!•' l'lu1o111um 
cllll' cntsch,·IJ~ntlc \'or.Ju,-.cuun~ 111r llcf\h:llung \Oll \lnmw .. ffcn, l>ur~h <llc danu1 mö-bl11:lw v..- .... chlc•­
,·mnr nulitarN·hcr ,\lll\'II.J tcn \i..trc .J:an111 cmlb'UIIl~ eine I n•nnunll Vllll fnctllich,·r unJ llllhlln'>\:hcr 
:\uttun~ ,lcr \tnmcncrg1o: unnlll)!hdl, 

- \ ltt dem 11.111 ,hc"·r \\',\,\ \\ arJ Uunmlwimlid1 cm ri.:,igc' /wi'>.:h,·nlil~cr hlr .1tumar.- Ur,·nn'>t.Jhc nutgc­
h.IUI, tl"' ab l n"<~l'l:llfl!''n.tdtwcl' cf\1 J,..- V~~r,uh-cllun~ d 01fur 1st, dJll uh,·rh.ntlll alk hc,ll'hmkll \ lom­
.1111.1gcn ,,.. ,,,·rh<' lnchcn lvw. neue t\tomrcalaorenl!cb.IUI w,•r.kn kunnl'n. 

- lkr n .• u tllc,cr \\ \ A 1~1 an!!csich t> tkr \\lfl:.<:haft-.Lit!l' 11 11\l'l'l:' I anti.:' b~\IHHI<'" UINiliiiJ' unJ w rant· 
... onnnt•slm. n .... u .. ukoslt'll \'()fl lllllltll'slcn'> I 0 \hlliar.Jcn \1.trl. nHho,c n du n.;h c rl ltlh lt' StrOIIIJlfC"l' linan­
lll'!l wl'rJ,•n. Mit d ieser lnvcsuuon;.sumntc ku nnlc <'111 v,cll achc' an i\rl>c ii'>JilJ llc n in ulllcn:n ln.Jur..tn<'· 
tw•· i~cn j!cschaffcn 'w rJ•·n. 

- lln<' \V'IA li••lcrl cf\l lllul'> tll:n fur einen s~.hndlcn ll na t.-r l>cnuh t•lcn Urc nnstolf S1c ''l .Janul !!kld tt•r­
m.ll'Cn VUrtiii '>\C I /IIIl~ wie s.u;ltzwant• für ~ 1111: lll' lll.' Rlllltl<' tcdlllllltl)!i '>chcr ,\ ufnl'llllll! lx·i tlc r f·ncl}1iC· 
!!"" innunl! 'I"' '>ich durch nuch l!l'oL-...n· lnwsluion~ku'l<'n, l )nl\w hl>t:Jn>hunj!tlllll N n tr.•lh it.!rung aus· 
ll•idtnl'l. 

Der Bau d1eser WAA 1St somit tn vteler Hins•cnt der strategische Scheidepunkt m der we1teren Entwicklung 
von Zivile r und m1htanscher Nutzung der Atomenergie. Der Dachverband aller Ouerpfal:tP.r 'Jurnerm1tr; •~en 
ruh daher alle Gegner von Atomenerg•e und Atomwaffen zu emer 

Großdemonstration unmiHelbar am 
Baugelände in Wackersdorf 

D ~t 
er genaue Term1n, wahrsche1nhch PFINGSTEN. sow1e weitere Einzelheiten werden .,, :<une bekannt· 

gegeben. 
Unsere okolog1sche Grundhaltung bezüglich der Energ1egowmnung g11t auch JUr d1e Form unsere$ Widerstan. 
des . Wtr suchen m1t dieser Demonnration am Saugelande n1cht d1e KonfrontatiOn mit der Polizei. Ent· 
sprechend erwarten wJr auch, ungehmdert demonstneren zu können. 

Der Dachverband der Oberpfalzer Burgerinat1at1ven gegen Atomanlagen, 
V.1.S,d P : Hannes lindenmeyer, Kühberg 7, 8492 Furth, Tel · 09973/9855 
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